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Martin Ewerts Gedicht ist für eine Arbeit, die sich mit dem Prozess 
der Europäischen Integration befasst, ein nahezu programmatischer 
Ausgangspunkt. »Träume sind vorhanden im neuen Häusermeer«: 
Wohl mit kaum einer anderen Formulierung lässt sich der Beweg-
grund für die Initiierung dieses Prozesses treffender darstellen, 
als mit der Verwendung der Semantik des Traumes. Am Ende eines 
Krieges, der die Gesellschaft in Europa in eine Welt aus materiellen 
und ideellen Trümmern entließ, schien der Blick nach vorn Träu-
me zu benötigen. Das aus dem Traum, die Gesellschaft in Europa 
nicht mehr auf dem Boden nationaler Ego- und Chauvinismen mit 
Waffengewalt gegeneinander prallen zu lassen, eine über siebzig 
Jahre andauernde Realität wurde, ist für einen Kontinent, dessen 
Geschichte ohne Kriege nur schwer erzählbar ist, nicht mehr und 
nicht weniger als ein – wahrgewordener – Traum. 
Doch welcher Träume bedarf es, Europa weiterzudenken,  
und warum sollten sie geträumt werden?
*
Die nun folgenden Gedanken der Abhandlung über die »Nation 
Europa« schließen einen von mir mit meiner Dissertation begon-
nenen thematischen Kreis, in dessen Zentrum sich stets die Vor-
stellung von der Legitimationsnotwendigkeit einer politischen Kons-
truktion samt der ihr zugrunde liegenden Idee gegenüber des durch 
sie umfassten Teils der Gesellschaft stand. Doch letztlich, und die-
ses ist der auch die folgende Arbeit tragende Gedanke, geht es nicht 
nur um die Legitimierung eines politischen Führungs- oder Herr-
schaftswillens, sondern um das Erwecken einer für ein politisches 
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Gemeinwesen existenziell notwendigen Partizipationsbereitschaft 
der Mitglieder des durch diesen Herrschaftswillen umfassten Men-
schen. 
Die hier in das Zentrum einer eigenständigen Abhandlung ge-
rückte Vorstellung von dem Begriff der Nation und dessen Bedeu-
tung für die Europäische Integration beeinflusste und grundierte 
die Ausführungen zuvor von mir veröffentlichter Arbeiten. Dieses 
gilt im Besonderen für die Arbeit über das utopische Europa1. Wurden 
diese Vorstellungen als unerlässliche Rahmengedanken dort auch 
ausformuliert, so nehmen sie hier, in gleichsam letzter Konsequenz, 
den zentralen Platz ein. Mit dieser letzten Konsequenz schließt sich 
ein thematischer Kreis, der im Jahre 2003, mit dem Abschluss mei-
ner Dissertation – deren Abschluss durch einen Ausblick bezüglich 
der Relevanz eines kollektiven Bewusstseins für den Prozess der 
Europäischen Integration gestaltet wurde – eröffnet wurde. 
In den darauffolgenden zwölf Jahren ereigneten sich viele euro-
papolitische Ereignisse, die sowohl den Eindruck eines stetigen Vo-
ranschreitens des Prozesses der Europäischen Integration als auch 
dessen Scheitern erweckten. Hierbei scheinen im Besonderen das 
Jahr 2004 mit der bis dato beispiellosen Beitrittswelle2 als auch das 
Scheitern des Verfassungsentwurfes des Europäischen Konvents an 
den Referenden der Bevölkerungen Frankreichs und der Niederlan-
de3 im Jahre 2005 bis hin zum Votum der Bevölkerung Großbritan-
niens zum Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union 
(23.06.2016)4 als die markantesten Marksteine beider Positionen. 
1 | Koch, Marcus (2015). Das utopische Europa; Bielefeld. 
2 | Mit dem, auch als Osterweiterung der Europäischen Union bezeichneten, 
zum 01.05.2004 vollzogenen Beitritt von Estland, Lettland, Litauen, Malta, 
Polen, Slowakei, Slowenien, der Tschechischen Republik, Ungarn und Zypern 
zur bis dahin 15 Mitgliedsländer umfassenden Europäischen Union wuchs 
diese auf 25 Mitgliedsstaaten an.
3 | Am 29.05.2005 lehnten 55,7 % der in Frankreich an dem Referendum 
zur Annahme des Vertrages über eine Verfassung für Europa teilnehmenden 
Franzosen die Annahme dieses Vertrages ab. Ebensolches tat nur drei Tage 
später mit 61,6 % auch die Bevölkerung der Niederlande. 
4 | Am 23.06.2016 stimmten 51,89 % der an der Abstimmung über den 
EU-Austritt Großbritanniens (Brexit) teilnehmenden Briten diesem Austritt 
zu.
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So populär, vor allen Dingen aus nationalstaatlich-nationalisti-
scher Perspektive, euroskeptische Positionen vorgebracht und in den 
Medien vermittelbar waren und sind; wie tiefgreifend die Zweifel an 
der Europäischen Union und ihrer Zukunft auch sind und wie weit 
sie auch reichen: Die Idee der in Frieden geeinten Gesellschaft auf 
dem Europäischen Kontinent, scheint sie auch im Blitzlichtgewitter 
tagespolitischer Ereignisse an Strahlkraft zu verlieren, besitzt eine 
unumstößliche Attraktivität. Dieser Attraktivität fällt auch diese 
Arbeit anheim, ohne dabei aus dem Auge zu verlieren, dass ein Wei-
terdenken der Begründung der Europäischen Union auch über diese 
Idee hinausgehen kann/muss. In ihr wird sich ein Argumentations-
strang entwickeln, der nicht in die Diskurse der Gegenwart zu pas-
sen scheint, der aber Vorstellungen zu fundieren sucht, die letztlich 
Hegels Diktum der dialektischen Entwicklung der Weltgeschichte 
folgen und diesen Gedankengang für den Prozess der Europäischen 
Integration weiter zu denken versuchen.

Einleitung 
»Noch immer verwöhntes Kind,
aber wach, sich selbst nicht geheuer,
sieht sie mit aufgerissenen Augen
durch Jahrtausende zunehmen
mäandernden Haß, dunklen Verrat«
(Fritz, Walter Helmut, 2003: Europa, in Ren-
ger, Almut-Barbara (Hg.): Mythos Europa; 
Seite 200) 
Von der Notwendigkeit der Europäischen Nation zu schreiben, gibt 
einer Überzeugung Ausdruck, die sich aus den derzeit geführten 
gesellschaftlichen Diskursen um dieses Thema kaum speisen kann. 
Die Entwicklung der Europäischen Union zur Europäischen Nation 
zudem als ein Muss zu bezeichnen, klingt – dementsprechend – 
ebenso gegenwartsentrückt wie illusorisch. 
Die Zusammenführung der beiden Begriffe ›Europa‹ und ›Na-
tion‹ scheint im Rückblick auf den durch die Jahrtausende zugenom-
menen Hass und dessen Entladung in – vor allem im 20.ten Jahrhun-
dert – immer hemmungsloser geführten Kriegen vielmehr auf eine 
Achterbahn zu führen, deren Kurven und Geraden, Steigungen und 
Abfahrten aus individuellen und kollektiven Gefühlslagen, eben-
solchen Erfahrungen und vermeintlich rationalen Überzeugungen 
bestehen. Mit zunehmendem Verlauf der Fahrt samt zunehmender 
Geschwindigkeit erweisen sich diese als Fliehkraft, die die Begrif-
fe ›Europa‹ und ›Nation‹ auseinander zu treiben scheinen. Hierbei 
zeigt sich der Umgang mit dem Begriff der Nation als ungleich 
schwieriger als mit dem Begriff Europa, ist jener doch als Grundlage 
einer Weltanschauung und politischen Bewegung – des Nationalis-
mus – mit historischen Erfahrungen verbunden, deren Narben tief 
in die Fundamente der Gesellschaft in Europa reichen. Doch auch 
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die geführten Diskurse um die Europäische Finanzkrise, den Um-
gang mit den nach Europa fliehenden Menschen, der im Kontext 
von Terroranschlägen an Brisanz gewinnenden Frage bezüglich der 
Zukunft des Schengen-Raumes wie auch die ständig im Raum krei-
senden Bei- und Austrittsbewegungen zur/aus der EU scheinen das 
Unterfangen dieser Arbeit schwer verständlich zu machen. 
Dennoch werden diese beiden Begriffe  
in dieser Arbeit bewusst zueinander geführt!
Diesem Vorgehen liegt die Überzeugung zu Grunde, ein politisch 
vereintes, gar gemeinsames Europa, trotz aller »immer blasser« wer-
denden »Nachkriegsrhetorik«, (Koschorke, 2015. 23) als Ausdruck des 
tiefliegenden Wunsches der Gesellschaft in Europa nach einem fried-
lichen Zusammenleben auf dem »Kontinent der Gewalt« (Sheehan, 
2008)1/dem »dunklem Kontinent« (Mazower, 2000) zu verstehen. 
Doch erschien diese Gesellschaft, samt ihrer politisch Verantwort-
lichen, bislang auch wach im Formulieren dieses Wunsches,2 so 
scheint sie bis heute trotzdem sich nicht geheuer in Bezug auf die sich 
aus der politischen Struktur zur Realisierung dieses Wunsches er-
gebenden politischen Resultate, (welt-)politischen Folgen und weiter 
reichenden politischen Visionen.3 An diesem Punkt soll der Faden 
des Weiterdenkens durch die Zusammenführung dieser Begriffe auf-
genommen werden, um einen Beitrag zu dem Diskurs zu leisten, der 
sich mit der Frage befasst, wie die, sich an der stetig abnehmenden 
1 | Der englische Originaltitel dieses Werks von Sheehan lautet: »Where 
have all the soldiers gone?« und gibt der quälenden Frage von etlichen in 
Europa lebenden Generationen nach ihren zu Tode gekommenen Angehöri-
gen als Fundament dieses Wunsches Ausdruck.
2 | So vor allem in der Präambel des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl: »[…] ENTSCHLOSSEN, an die Stelle der jahr-
hundertealten Rivalitäten einen Zusammenschluß ihrer wesentlichen Interes-
sen zu setzen, durch die Errichtung einer wirtschaftlichen Gemeinschaft den 
ersten Grundstein für eine weitere und vertiefte Gemeinschaft unter Völkern zu 
legen, die lange Zeit durch blutige Auseinandersetzungen entzweit waren […].« 
(Präambel des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 18. April 1951, hervorgehoben M.K.)
3 | … als Folge eines angeschobenen und niemals enden dürfenden Weiter-
denkens des Gedachten. 
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Wahlbeteiligung der Europäischen Bürger an der Wahl zum Euro-
päischen Parlament vermeintlich ablesbare, Kluft zwischen der Ge-
sellschaft in Europa und dem politischen Konstrukt eines geeinigten 
und sich weiter einigenden Europas4 überwunden werden kann.
*
An wortgewaltigen positiven Bewertungen des gegenwärtigen 
Ist-Standes der politischen Integration Europas – dem »Europa der 
Staaten«, der Europäischen Union – (Vauchez, 2016: 122) gibt es 
keinen Mangel. Die zumeist aus den akademischen und politischen 
Diskursen entstammenden Formulierungen erkennen in der EU 
»das Beste, was Europa in den vergangenen Jahrtausenden passiert 
ist«, (Cohn-Bendit/Verhofstadt, 2012: 34) die »bedeutendste und ori-
ginellste Erfindung in der Geschichte der politischen Theorie und 
der politischen Institutionenbildung seit dem Westfälischen Frieden 
von 1648«, (Beck, 2013: 15) eine »bahnbrechende […] Kombination« 
von intergouvernementalen und supranationalen »Handlungs- und 
Entscheidungsebenen«, (Bach, 2008: 48) nüchterner ausgedrückt, 
eine »gelungene Form der politischen Gemeinschaftsbildung«, die 
sich insbesondere dadurch auszeichnet, »ausnahmslos im Wege 
freier vertraglicher Übereinkünfte« zustande gekommen zu sein. 
(Koller, 2012: 99)5 Doch diesen Formulierungen sind eine Vielzahl 
von kritischen, die EU in ihrer jetzigen Form in Frage stellenden, 
gar ablehnenden Ausführungen an die Seite zu stellen, von denen 
die Feststellungen von den »diversen Unzulänglichkeiten«6 der EU, 
durch die deren Legitimität beeinträchtigt würde, (ebda.: 100) noch 
als die unspektakulärste erscheint. Galt den lobenden Einschätzun-
gen der EU diese noch als durch freie Vereinbarung zustande ge-
4 | Eine Distanz, die vermeintlich durch die seit 1979 stetig abnehmende 
Beteiligung der Bürger Europas an den Wahlen zum Europäischen Parlament 
und die, in den letzten Wahlen zunehmende, Zahl Europa kritischer/ableh-
nender Parteien aufzuzeigen ist. 
5 | … weil sie »nach und nach (durch ihre »großen Verträge«) ein komplexes, 
gewaltenteilig strukturier tes System von Institutionen (europäischer Ge-
richtshof, EP – M.K) ausgebildet (hat), das zwar sicher nicht perfekt, aber 
im Großen und Ganzen doch recht leistungsfähig ist«. (Koller, 2012: 100)
6 | Steuerungsdefizite, Demokratiedefizit, »gravierendes Sozialdefizit«. 
(Koller, 2012: 100)
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kommene gelungene Gemeinschaftsbildung, so benennt Francisco 
Pérez das Ergebnis dieser Gemeinschaftsbildung als eine »pseudo-
confederation« und verweist in seiner diesen Begriff begründenden 
Argumentation auf ein die EU seit ihrer Existenz fortwährend be-
lastendes Problem: (Pérez, 2013: 102)
Stellen die wirtschafts- und finanzpolitischen Probleme des be-
ginnenden 21. Jahrhunderts die EU und ihre Mitgliedsstaaten derzeit 
zwar virulent unter Druck und sorgen so für eine Vielzahl eurokriti-
scher Äußerungen, so scheint das Thema des latent und vielstimmig 
bemängelten ›Demokratiedefizits‹ der EU als ein stetiges, gewichtiges 
und nur schwer abzustreifendes Wundmal der Europäischen Integra-
tion.7 Eine gesonderte Bedeutung nimmt in diesem Kontext die Frage 
nach dem Europäischen Demos – als notwendigem Grund europäi-
scher Politik – ein. Stellt Tamás Töth fest, die EU befände sich »heut-
zutage […] in der Tat in einer dramatischen ›Legitimationskrise‹«, 
(Tóth, 2012: 79/80) so führt diese Erkenntnis zwangsläufig zu der Fra-
ge, ›gegenüber wem‹? Konstatiert man, dass es um die Legitimation 
der EU als politischer Konstruktion gegenüber den EU Bürgern geht, 
dann stellt sich trotz oder gerade wegen des Lesens des Art. 9 des Ver-
trages über die Europäische Union des Vertrages von Lissabon (im Fol-
genden als VvL/EUV benannt)8,9 die Frage, wer diese EU-Bürger sind, 
denen gegenüber sich die EU zu legitimieren habe. Einen Rechtsti-
tel, der den originären Bürger der Europäischen Union schafft; einen 
Rechtstitel, der von diesen Bürgern selbstständig erworben werden 
kann, mithin einen Status, der nicht aus einem anderen (Staatsange-
7 | Eine oftmals in diesem Zusammenhang genannte Kritik betrif f t die nur 
ungenügend erscheinende Machtfülle des Europäischen Parlaments. Ein 
genauerer Einblick in das Institutionengefüge der EU mit seinen informellen 
Spielregeln, wie er bei Brunkhorst sichtbar wird, lässt das EP als ein Organ 
erscheinen, welches »formell zwar weniger, faktisch aber vielmehr Macht 
und Einfluß als das formal souveräne, durch gubernative Gesetzgebung aber 
marginalisier te Parlament der talking heads von Westminster und Berlin« 
hat. (Brunkhorst, 2014: 117) 
8 | Konkret umfasst das Vertragswerk von Lissabon zwei Ver träge, den Ver-
trag über die Europäische Union (EUV) und den Vertrag über die Arbeitswei-
se der Europäischen Union (im Folgendem als AEUV bezeichnet). 
9 | »Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats be-
sitzt. Die Unionsbürgerschaft tritt zur nationalen Staatsbürgerschaft hinzu, 
ohne diese zu ersetzen«. (VvL/EUV., 2008: Ar t. 9)
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hörigkeit in einem Mitgliedstaat) ableitbar ist, entwirft der Art. 9 VvL/
EUV nicht. (Kuhnen, 2009: 229)10,11 Es geht also um die »absence of a 
European people«, um das »No demos problem«. (Pérez, 2013: 103)12,13 
Stellte Maurizio Bach noch fest, dass die »europäische Integration […] 
sich […] mehr und mehr von ihren Bezugsgesellschaften entkoppelt«, 
(Bach, 2008: 141) so müsste mit Bezug auf Pérez und dem dargestell-
ten »No demos problem« konstatiert werden, dass die Europäische In-
tegration sich niemals wirklich an ihre originäre Bezugsgesellschaft 
– die Menschen in der EU als die Gesellschaft der EU – gekoppelt hat.14 
Gilt der 2009 in Kraft getretene Vertrag von Lissabon manchem Kom-
mentator auch als »Durchbruch für den Schutz der europäischen Bür-
10 | Dieses ist ein Indiz für Leonard Novys Benennung der EU als »Politzwit-
ter«, die »zwar mehr als eine internationale Organisation, aber dennoch kein 
Staat ist«. (Novy, 2004: 80) Stammt Novys Feststellung auch aus dem Jahre 
2004, dem Jahr der Ablehnung des Verfassungsentwurfes des Europäischen 
Konvents durch die Bevölkerungen in den Niederlanden und Frankreichs, so 
behält sie bis zum heutigen Tage ihre Gültigkeit, weil weder durch den Ver-
fassungsentwurf von 2003, noch durch den 2009 in Kraft getretenen Ver-
trag von Lissabon eine Veränderung dieses Status angedacht, geschweige 
umgesetzt wurde.
11 | »[…] weil die Union selbst keinen staatlichen Charakter ausbildet, ge-
nießen auch die Unionsbürger nicht im strengen Sinne den Staus von Staats-
bürgerschaft.« (Habermas, 2011: 62) 
12 | S.a. Schulz-Forberg, der schon 2004 feststellte: »Bisher war es die vor-
herrschende Meinung, dass Europa zwar ein telos habe, dass jedoch das 
notwendige demos fehle.« (Schulz-Forberg, 2004: 101)
13 | Dieses Thema erwiest sich jedoch als ein durchaus komplexes Prob-
lem, denn der Frage, wem gegenüber die EU sich legitimieren sollte, könnte 
die Frage nach dem »Warum« angefügt werden, oder anders formulier t: Wa-
rum sollte sich die Europäische Integration vor einem Sammelsurium aus 
unterschiedlichen (nationalen) Zusammengehörigkeitsgefühlen und -über-
zeugungen legitimieren, wenn doch diese – zusammengenommen – nie als 
»Fundament« dieser Integration dienten, sondern diese Integration doch nur 
durch die Regierungen der Mitgliedsstaaten initiier t und gestaltet wurde und 
so letztlich ein Europa »ohne Gesellschaft« geschaffen hat. (Bach, 2008: 
12)
14 | Habermas benennt die Europäische Integration diesbezüglich als ein 
»Eliteprojekt«, welches »immer schon über die Köpfe der Bevölkerung hinweg 
betrieben worden ist«. (Habermas, 2011: 124)
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gerrechte«, durch den auch Garantien für Rechte geschaffen wurden, 
die nicht durch jede nationalstaatliche Verfassung gewährt wurde, 
(Brok/Leinen, 2008: 21)15 und stellt dieser insofern auch durchaus eine 
eigenständige Rechtsbeziehung zu den EU-Bürger her, so bleiben die 
europäischen Nationalstaaten bedeutende Gestalter und notwendige 
(Ver-)Mittler europäischer Politik.16 (Nullmeier, 2012: 166) 
Dass diese Arbeit initiierende Problem ist also ein prominentes: 
Wie stellt man eine Bindung der durch die EU ›Beherrschten‹ – die 
aber keinen originären, noch homogenen Demos bilden – zu der sie 
›beherrschenden‹ Institution her? Die Semantik der Beherrschung, 
die verwendeten Positionen der Beherrschten und der Beherrschen-
den, nimmt als tragendes Element in der Herrschaftssoziologie Max 
Webers die zentrale Position ein. Diese Sprachregelung, die bei We-
ber eine soziale Beziehung zwischen leitenden – sprich: herrschen-
den – und folgenden – sprich: beherrschten – Akteuren beschreibt 
und Bestandteil einer drei Herrschaftstypen umfassenden Typo-
logie legitimer Herrschaft ist, (Weber, 1980: 122ff.) scheint für das 
Verhältnis der EU zu ihren Bürgern in letzter Konsequenz nicht 
glücklich gewählt sein, da die EU in ihrer heutigen Form keine dem 
(National-)Staat gleichgesetzte Konstruktion ist. Genauer gesagt ver-
fügt sie über kein, diesem entsprechendes, organisatorisches, mit 
vergleichbaren rechtlichen Möglichkeiten ausgestattetes Institutio-
nengefüge zur Durchsetzung getroffener Entscheidungen, sprich: 
15 | Z.B »Datenschutz, Umweltschutz, Verbraucherschutz, Recht auf ge-
rechte Arbeitsbedingungen, Streikrecht«. (Brok/Leinen, 2008: 21/22) 
16 | Beispielhaft ist hier die Wahl zum Europäischen Parlament zu nennen. 
Bestimmt der Art. 14 (2/3) EUV/VvL zwar die Anzahl der aus dem jeweiligen 
Nationalstaat nach Brüssel zu entsendenden Vertretern (mind. 6, maximal 
9) so wird deren konkrete Zusammensetzung durch im jeweiligen national-
staatlichen juristischen Kontext (Verhältnis-/Mehrheitswahlrecht) erfolgen-
de Wahlen in den Nationalstaaten bestimmt. Diese strukturelle Einbindung 
der Wahlen zum Europaparlament in den europäischen Nationalstaaten führt 
auch zu thematischen Überlagerungen, die die Wahlen zum Europäischen 
Parlament nicht selten auch zu inner-nationalstaatlichen Machtkämpfen, 
mithin zu »nationale(n) Nebenwahlen« (Tiemann/Treib/Wimmel, 2011: 234) 
werden lassen. Habermas umschreibt diesen Sachverhalt mit der Frage: »[…] 
warum seit Jahrzehnten Europawahlen von Themen und Personen beherrscht 
werden, die gar nicht zur Entscheidungen anstehen.« (Habermas, 2011: 125) 
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Sie verfügt über keine alle Politikbereiche17 abdeckende direkte Be-
ziehung zu den/ihren Bürgern.18 Dennoch, auch ohne ein Staat zu 
sein, benötigt auch die EU, deren Entscheidungen das Leben der 
Menschen in den Mitgliedstaaten bedeutend mitbestimmen, bzw. 
mitbestimmen können19, zumindest Anerkennung. (Trenz, 2005: 
65)20 Doch: Welcher Form und wie eng kann eine in Anerkennung 
mündende Beziehung zwischen einer Konstruktion wie der EU und 
den durch sie erreichten Menschen sein, wenn diese Beziehung sich 
vor dem Hintergrund der Beziehung Nationalstaat/(National-)Staats-
bürgerbürger bilden muss? Einer Beziehung, die trotz aller Frage-
zeichen hinter den Fähigkeiten der Nationalstaaten, komplexe Pro-
bleme kompetent und verlässlich lösen zu können,21 ungebrochen 
scheint; einer Beziehung, in welcher die Entscheidungen durch den 
Herrschenden22 direkt auf den Bürger übergehen und wirken. 
*
17 | Müller konstatier t, dass die EU »keinen der Politikbereiche, die Europas 
Bürger wirklich am Herzen liegen, nämlich Steuern, Sozialpolitik, Gesundheit 
und Bildung. […] substanziell berührt«. (Müller, 2010: 119) 
18 | Sie ist zwar ein Gemeinwesen, welches »gegenüber den Mitgliedstaa-
ten die Autorität verbindlicher Rechtsetzung genießt«, dieses jedoch »ohne 
Deckung durch eine kongruente Staatsgewalt«. (Habermas, 2011: 61)
19 | S. d. Ar t. 42 (7), der die Mitgliedstaaten der Union verpflichtet (»schul-
den«), im »Falle eines bewaffneten Angrif fs auf das Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaats […] ihm alle in ihrer Macht stehende Hilfe und Unterstützung« 
zukommen zu lassen. (EUV/VvL: Ar t. 42). 
20 | »Herrschaftsausübung bleibt […] auch im transnationalen Rahmen auf 
die Aufmerksamkeit und gegebenenfalls Zustimmung der Herrschaftsunter-
worfenen und Betroffenen angewiesen«. (Trenz, 2005: 65)
21 | S. hierzu im Besonderen die Arbeiten von Helmut Willke, der sich seit 
Mitte der neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts/-tausends in mehreren 
Werken mit den Steuerungs- und Gestaltungsmöglichkeiten von (National-)
Staaten im Kontext der Globalisierung beschäftigte.
22 | Im Sinne der Weber’schen Herrschaftstypologie – wenngleich diese als 
Idealtypologie zu verstehen ist – soll unter dem Herrschenden in den moder-
nen Nationalstaaten Europas die »unpersönliche Ordnung […] absichtsvoll 
gesatzter Regeln«, sprich die Herrschaft des Rechts, verstanden werden. 
(Weber, 1980: 125ff.) 
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Stellt der Bedeutungsschwund der politischen Institution des Staa-
tes im wissenschaftlichen Diskurs im Zuge globalisierungstheoreti-
scher Erörterungen auch einen schwergewichtigen Aspekt dar, so er-
weisen sich die Zweifel an der in diesem Kontext aufgestellten These 
der Denationalisierung, im Besonderen wenn es um die Bedeutung 
nationalstaatlich orientierter Politik geht, (Müller, 2009: 222)23 als 
Pfeiler der hier vertretenen Argumentation. 
Den europäischen Nationalstaaten kommt, wenn es darum geht 
zu verstehen, warum die Europäische Integration – die derzeitige EU 
– die »Herzen und Hirne« (Süddeutsche Zeitung, 135/2004: 4)24 der 
Menschen Europas nicht oder nur unzureichend erreicht, eine be-
deutende Rolle zu. Dies in zweierlei Hinsicht: Erstens, wenn es um 
die mit den Nationalstaaten in der EU verbundenen strukturellen 
Barrieren geht, die den Bürgern in den EU-Mitgliedstaaten den Na-
tionalstaat als vorrangig bedeutsamen Handlungsrahmen aufzeigen 
und somit eine engere Bindung zur vermeintlich nicht so bedeutsa-
men EU blockieren; zweitens, wenn es um den Begriff der Nation als 
legitimierendes Modell des Entstehens und Weiterentwickelns einer 
stabilen Beziehung zwischen einer Gruppe von Menschen und dem 
diese betreffenden politischen Überbau geht und die europäischen 
Nationalstaaten bedeutende – vorrangig kommunikative – Zugänge 
für das Entstehen einer solchen Bindung für die politische Integra-
tion Europas zu versperren scheinen. 
Beide Aspekte werden in den folgenden Ausführungen einge-
hender betrachtet (Kap. III). Der zweite Aspekt wird hierbei zudem 
als eine Art Leitmotiv Aufmerksamkeit erhalten, denn für »eine 
handlungsfähige und stabile politische Gemeinschaft […] bedarf es 
[…] eines ›geistigen Gesamtzusammenhangs‹ […] (um) […] die Bereit-
schaft zur dauernden Einordnung« zu generieren. (Klein, 2009: 38) 
Dieser geistige Zusammenhalt kann mannigfaltig begründet, bzw. 
durch unterschiedliche Bezugsgrößen bedingt sein. Er ist aber im-
mer das Resultat von – bestenfalls massenmedialer – Kommunika-
23 | Harald Müller entwir f t vier Gründe für den Zweifel an der These der De-
nationalisierung, die sich an unterschiedlichen Modellen des Zusammenfal-
lens von Staat und Nation entwickeln. (Müller, 2009: 226f.) 
24 | Der Ar tikel der Süddeutschen Zeitung zitier te mit diesen Worten den 
damaligen Vizepräsidenten des Europäischen Konvents, welcher den Ent-
wurf für eine Europäische Verfassung erarbeitete, deren Annahme an den 
Referenden in den Niederlanden und Frankreich scheiter te (sf f.). 
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tion. (Koch, 2003) In dieser können unterschiedliche Codierungen 
von Zusammengehörigkeitsvorstellungen generiert werden, die von 
primordialen, traditionalen bis hin zu universalistischen Codie-
rungen reichen. (Giesen, 1999)25 Am Ende dieser mit/durch unter-
schiedliche(n) Faktoren her-, vor allem aber, vorgestellten Zusam-
mengehörigkeit steht die Nation. Diese ist in diesem dargestellten 
Sinne nicht nur eine »imagined community«, sondern eine gleich-
sam »erfundene«. (Anderson, 1998)26,27
Im Zentrum der Argumentation dieser Arbeit, die nach einem 
für die Europäische Integration kontinuierlich verlässlichen, Stabi-
lität für die Beziehung von der Gesellschaft mit ihrem politischen 
Überbau schaffenden Zusammenhang sucht, steht im Sinne des 
Dargestellten der Begriff der Nation. Es wird im Folgendem darum 
gehen, mit dem Begriff der Nation einen Zusammenhang darzustel-
len, welcher der Europäischen Integration in der Gesellschaft einen 
stabilen Rahmen verleihen und eine verlässliche Kohäsion zwischen 
den Menschen der Gesellschaft und dem politischen Überbau von 
Institutionen herstellen kann. In diesem Zusammenhang wird der 
Begriff des Nationalstaates eine wichtige Position einnehmen. Die-
ses nicht nur, weil er als politisch-rechtliche Institution auch für glo-
balisierungsdynamische Prozesse ein bedeutender Akteur bleiben 
wird, sondern weil es zu erwarten ist, dass sich auch in den zukünf-
tigen Problemlagen »die Menschen zur Lösungsfindung« an dieses 
politische Strukturelement wenden werden. (Malanczuk, 2002: 199)
Dennoch geht es hier nicht darum, mit dem Begriff der Nation 
ein primär an der Erschaffung eines – Europäischen – Staates orien-
tiertes politisches Instrument zu konzipieren, sondern in diesem ein 
soziales Moment zu erkennen, welches die Menschen in Europa mit 
Europa verbindet. Spielt der Staat als politischer Objektivation dieser 
Verbindung in der folgenden Argumentation auch eine wichtige und 
25 | Solche Vorstellungen erscheinen keineswegs »zufällig«. Im Zuge unter-
schiedlicher – politischer – Intentionen werden sie bewusst »inszenier t« und 
»sind eben […] sozial konstruier t«. (Giesen, 1999: 12)
26 | Vorgestellt, »weil die Mitglieder selbst der kleinsten Nation die meisten 
anderen niemals kennen, […], aber im Kopf eines jeden die Vorstellung ihrer 
Gemeinschaft existier t.« (Anderson, 1998: 14) 
27 | Diese beiden Begrif fe der vorgestellten und er fundenen Nation werden 
für die Argumentation dieser Arbeit, vor allem in deren letzten Abschnitt, von 
großer Bedeutung sein. 
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bedeutende Rolle, so ist es für die folgenden Ausführungen wichtig, 
diese Denkräume durch die Vorstellung eines Europäischen Staates 
als finalen Gedanken nicht von vornherein zu begrenzen, bzw. in 
Bahnen zu lenken, die in Form des Begriffes Finalität nur schwer 
überwindbare kognitive Schranken setzen. Es ist vielmehr wichtig, 
die im Folgenden darzustellenden Gedanken immer in die Vorstel-
lung der politischen Integration Europas als einem Prozess einzu-
betten und mit dem Begriff der Nation nicht einen Endpunkt der 
Europäischen Integration zu zeichnen, sondern diesen als – notwen-
digen – Bestandteil eines auf ständigen (Weiter-)Denken basieren-
den Prozesses zu begreifen. Kurz:
Die Verbindung der Idee der Europäischen Integration mit dem mo-
dernen politischen Strukturelement der Nation liefert die ideellen 
Voraussetzungen und schafft so die Möglichkeit, den politischen 
Überbau Europas in der Tiefe der Gesellschaft zu verankern.
*
Dieses Denken und Vorgehen reiht sich in einen lange geführten 
Diskurs um die Begründung, Gestaltung und möglichen Finalität 
der Europäischen Integration ein. Hierbei den Begriff der Nation 
aufzugreifen, mag altbacken und ideenlos wirken, doch folgt dieses 
Denken sowohl Maurizio Bachs Vorstellung: »Wir können Europa 
nicht mehr allein vom überkommenen nationalstaatlichen Vergesell-
schaftungsmodell her denken, freilich auch nicht ohne dieses«. (Bach, 
2008: 143) als auch Harald Müller, der die Persistenz der Nation als 
»Leitmotiv für politisches Handeln« feststellt. (Müller, 2009: 227)  
Wir haben in der politischen Moderne, zumindest für Europa, 
kein anderes Modell, keine andere Folie für die Verquickung von Ge-
sellschaft und politischen Überbau, welche von einer vergleichba-
ren Kontinuität und Stabilität ist. Damit ist weniger ihre historische 
Kontinuität und ihre Fähigkeit, Menschen zu bewegen und zu (ver-)
leiten28 gemeint als vielmehr ihre Bedeutung als Strukturmodell für 
die Ausgestaltung des Inneren der einzelnen Segmente der Gesell-
schaft in Europa. Denn in der Tat erweisen sich die einzelnen euro-
päischen Nationalstaaten – als institutionalisierte Selbstbehauptung 
der einzelnen Nationen –, welchen historischen und politischen Pro-
28 | Worunter auch durchaus das In-die-Irre-Leiten zu verstehen ist.
Einleitung 21
zessen sie auch immer entsprangen, als politische Konstruktionen, 
die im Laufe ihrer Entwicklung die Äußerung des Willens ihrer Be-
völkerungen als tragendes Element in ihre Statik eingebaut haben. 
(Stichweh, 1994: 84)29,30 Die Nationalstaaten erwiesen sich hierbei 
als Rahmen z.T. sehr hart geführter Konflikte, deren Resultate sich 
auch gegen staatliche Strukturen selbst richten konnten. Doch die 
Infragestellung, gar Veränderung auch tradierter Strukturen ge-
hört zu den, schon im Grunde angelegten Möglichkeiten eines poli-
tischen Modells, das für die modernen Nationalstaaten in Europa 
nach 1945 unverzichtbar wurde und bis heute ist: die Demokratie. 
Definiert man den Begriff der Demokratie mit den Worten von 
Rainer Forst als eine »Ordnungs- und Herrschaftsform«, in wel-
cher über »öffentliche partizipatorische Verfahren ein hinreichend 
legitimierter Wille gebildet wird, der Gesetzeskraft erlangt« und 
somit als ein Modell, durch welches letztlich das Herrschaftsver-
hältnis zu einem »Rechtfertigungsverhältnis« wird, (Forst, 2012: 
29/46) dann wird bereits anhand dieser Worte die Bedeutung der 
Renan’schen Formel von der Nation als einem »plébicite de tous« 
(Renan, 1986: 35) für diese Arbeit ersichtlich. Konstatiert man über 
Heinz Kleber hinaus, dass nicht nur die EU, sondern der Prozess 
der Europäischen Integration unter einem »permanenten Rechtfer-
tigungsdruck« steht, (Kleger, 2009. 31) dann kann durch die Zusam-
menführung der Begriffe Nation – im Sinne Renans als Ausdruck 
und Resultat bewusster Bekenntnisse und bewusst eingegangener 
Loyalitätsbindungen – und Europa ein Rahmen entstehen, der die 
Begründung und Rechtfertigung der Europäischen Integration 
gegenüber den Menschen in Europa zu einem tragenden Moment 
dieses Prozesses macht. 
Es ergibt sich somit für diese Arbeit eine Argumentationskette, 
die, von der Frage ausgehend, wie man eine tragfähige und verläss-
liche Bindung der Menschen in Europa zu dem politischen Überbau 
29 | Rudolf Stichweh verweist auf die historische Einzigartigkeit dieses Pro-
zesses wenn er feststellt, dass dieses in einem Maße der Fall ist, »wie dies 
für ältere Formen von Staatlichkeit […] nie galt.« (Stichweh, 1994: 84)
30 | Hierbei hat es durchaus – wie in England – Jahrhunderte gedauert, 
bis diese Äußerung auch den Willen der Frauen umfasste. Die demokra-
tische Teilhabe von Frauen hat in den meisten europäischen Staaten lan-
ge auf sich warten lassen und war nicht selten Resultat konfliktreicher 
Auseinandersetzungen.
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Europäische Integration herstellt, den Begriff der Nation als moder-
nes politisches Strukturelement an ihren Anfang stellt:
I. Die Ausführungen des ersten Kapitels nehmen die Annäherung 
an die Formulierung von der Nation als modernem politischen 
Strukturelement vor und beantworten die Frage, warum es die 
Nation als ein solches modernes Strukturelement überhaupt ge-
ben musste/muss – denn aus der Antwort auf diese Frage erge-
ben sich die dieser Arbeit zugrunde liegenden Vorstellungen. Es 
wird somit in diesem ersten Kapitel um den Zuschnitt der Defi-
nition des Nationbegriffes auf die Argumentation dieser Arbeit 
geben. Im Zentrum dieses Zuschnitts, dessen Aufgabe auch dar-
in besteht, das Herauslösen des Nationbegriffes aus dem »Bann-
kreis des 19.Jahrhunderts, aus den Vorstellungen ›Wir und die 
Anderen‹ und Wir und die Feinde‹« vorzunehmen, (Beck, 2013: 
23) wird die Erkenntnis von der Nation als einem Auffang mo-
derner sozialer Entwicklungen stehen. Entwicklungen, die im 
Zuge der industriellen Revolution und politischen Aufklärung 
Dynamiken und Kräfte begründe(te)n und freisetz(t)en, die eine 
Struktur gewachsener und tradierter sozialer Sicherheiten unter 
einen tiefgreifenden Veränderungsdruck setzten. Die Nation 
wird hier insofern als Auffang verstanden, als dass sie einen um-
fangreichen ideellen und semantischen Fundus zur Verfügung 
stellt(e), der es den Mitgliedern einer durch zentrifugale Kräf-
te unter Druck geratenen Gesellschaft ermöglichte – und auch 
weiterhin ermöglicht –, kollektive Bindungskräfte zu erkennen 
und zu nutzen. Im Kontext dieser Argumentation wird der Natio-
nalstaat eine gewichtige Position einnehmen, womit diese Aus-
führung auf ein im wissenschaftlichen Diskurs viel diskutiertes 
Problem der EU verweisen: den Mangel an deren Staatlichkeit.31 
Kann dieser Diskurs in dieser Arbeit auch nicht in Gänze auf-
genommen werden, so kann, wenn es um den Begriff der Na-
tion als Kohäsion stiftendes Element politischer Kommunikation 
31 | Der durchaus nicht immer als negative begrif fen wird. So zeigt Daniel 
Gaus an der Argumentation Joseph Weilers die Vorstellung auf, welche die 
»Herrschaft ohne staatliche Organisation« der Europäischen Union als legi-
tim begreif t, bzw. rechtfer tigt. (Gaus, 2009: 107ff.) 
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geht, um das Thema des Nationalstaates kein Bogen gemacht 
werden32.
II. Das zweite Kapitel wird die Ausführungen des ersten Kapitels 
an die europäische Ebene anlegen und dort weiterdenken. Kon-
kret wird es darum gehen, anhand des Aufzeigens konkreter 
Entwicklungen – der Terrorgefahr (1.) und der Flüchtlingskrise 
(2.) –, welche die Gesellschaft in Europa bedeutend unter Druck 
setz(t)en, zu verdeutlichen, inwiefern das Modell einer Europäi-
schen Nation in Form eines Europäischen Staates als erstzu-
nehmender Möglichkeit erscheinen kann, diese Entwicklungen 
stabiler zu rahmen als es die europäischen Nationalstaaten und 
die Union dieser Nationalstaaten können. Sind diese konkreten 
Themen auch dem Zeitgeschehen des beginnenden, frühen 21. 
Jahrhundert entnommen, so soll an ihnen exemplarisch aufge-
zeigt werden, dass das Modell der Nation über im ersten Kapitel 
dargelegte strukturelle Eigenschaften – Potentiale (3.) – verfügt, 
die für eine weiterführende Europäische Integration als nicht 
nur hilfreich, sondern auch legitimierend erscheinen. 
III. Im dritten Schritt soll aufgezeigt werden, inwiefern es gerade 
diese Nationalstaaten Europas sind, die die Zusammenhänge 
und Logiken, die zur Entwicklung der Nation Europa führen 
(könnten), einerseits bewusst als auch – andererseits – weniger 
gesteuert blockieren. Es wird nicht darum gehen zu fragen, wa-
rum, sondern wie sie33 dies tun. Hierbei spielt der harte Faktor 
(1.), sprich die politische Architektur der Europäischen Union – 
die »souveränitätsgeladenen Politikfelder« –, (Busch, 2016: 12) in 
welcher sich die europäischen Nationalstaaten – bewusst – in den 
Prozess der Europäischen Integration eingegraben und somit 
gleichsam eine Existenzgarantie verschafft haben, eine ebenso 
32 | Und dieses im Besonderen dann nicht, wenn die bedeutende Rolle des 
Nationalstaates als Rahmenbedingung für die Entwicklung von Kommunika-
tion konstatier t wird: »Das politische System vermag tatsächlich unverbun-
dene Gesellschaften zu ›integrieren‹. Es kann Systeme zusammenschließen, 
die vorher noch keine Kommunikationsverbund gebildet hatten.« (Reiterer, 
1988: 292) 
33 | Wichtig ist, den Begrif f des Nationalstaats in diesem Zusammenhang 
als ein politisches System zu begreifen, in dem die jeweiligen Regierungen 
dem jeweiligen Nationen und dem diese umfassenden Staat verpflichtet 
sind. 
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gewichtige Rolle wie der weiche Faktor Kommunikation (2.), den 
die europäischen Nationalstaaten, einem Gewicht auf einem De-
ckel gleich, nach wie vor nahezu exklusiv besetzen und somit die 
Ressourcen, die für die Entwicklung eines europäischen Wir-Ge-
fühls wichtig sind, weitestgehend ungesteuert34 blockieren.
IV. Im vierten Kapitel wird der mit der Einleitung eröffnete Kreis 
geschlossen werden. Es werden soziopolitische Strukturen und 
kommunikative Prozesse aufgezeigt, die eine Entwicklung der 
Europäischen Integration in Richtung des modernen politischen 
Strukturelements Nation als »unvermeidbar« scheinen lassen. 
Konkret wird es darum gehen anhand zweier kommunikativer 
Entwicklungslinien aufzuzeigen, inwiefern die Diskurse um für 
die Existenz politischer Gemeinwesen bedeutende Parameter (1.) 
– als kontinuierliche »Unruhestifter« (2.) – nahezu zwangsläufig 
eine Weiterentwicklung der Europäischen Integration im Sinne 
der in dieser Arbeit vertretenen These nahelegen.
V. Das letzte Kapitel beschäftigt sich mit einem Blick auf einen 
politischen Prozess, der in die Jahre gekommen zu sein scheint 
und sich in einer Phase befindet, die ein ein hohes Maß an En-
thusiasmus und Überzeugungskraft von den an ihm Beteilig-
ten verlangt – in einer Phase, deren weltpolitische Rahmenbe-
dingungen fragiler wirken als in den sechs vorausgegangenen 
Dezennien. Dennoch, und mag dieses auch deutlich langsamer 
gehen als erwartet oder gar gewünscht, gibt es Anzeichen da-
für, dass dieser Prozess sich qualitativ immer weiterentwickelt 
(1). Das soll bedeuten, dass das politisch geeinte Europa sich sei-
ner als politisch geeintes Europa bewusst wird – und bewusster 
werden muss. Dieser Prozess scheint langsam und schleichend, 
doch die Position der EU zu den »Strafzöllen« der Regierung 
Donald Trumps, zum Austritt Großbritanniens aus der EU wie 
auch deren Haltung zu innereuropäischen Konflikten mit Mit-
gliedstaaten inklusive der Wahl Donald Tusks zum Präsidenten 
des Europäischen Rates offenbart durchaus ernst zu nehmende 
Anzeichen einer solchen Bewusstwerdung. In einem daran an-
34 | Ungesteuert bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die National-
staaten nicht direkt – per Gesetz oder Verordnung – auf die Kommunikation 
in der Gesellschaft Einfluss nehmen können, dies jedoch durch das zur Ver-
fügung stellen von massenmedial kommunizierbaren Themen indirekt tun 
können. 
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schließenden und diese Arbeit beschließenden Schritt wird die 
Notwendigkeit eines »Erwachsener-Werdens« Europas begrün-
det (2).  
*
»So much talk about Europe on a daily basis has been about bor-
ders, immigration, economics, non-European threats, and so forth, 
that there is that which determines our being  
but of which we have not been mindful«
(Wolfreys, 2016: 17)
Der Feststellung Julian Wolfreys’, das tägliche Kommunizieren 
Europas im (welt-)politischen Kontext, im Kontext tagtäglicher Not-
wendigkeiten, habe die Aufmerksamkeit und den Diskurs um und 
für den – ideellen – Kern unseres (des europäischen) Seins gleich-
sam erstickt, lässt sich ohne weiteres zur Klage formulieren. Aus der 
Erwiderung auf diese ergibt sich der diese Arbeit begründende und 
leitende Gedankenweg:  
Die Europäische Integration – das durch den Wunsch nach einem 
friedlichen Zusammenleben der Menschen in Europa getragene Zu-
sammenrücken der Staaten unter einem gemeinsamen politischen 
Dach – ist, zugegeben, ein »anspruchsvolles und oft auch anstren-
gendes Projekt«, (Müller, 2010: 144) welches in den letzten Jahren, 
durch die Tatsache bedingt, dass der Friede für die Menschen in 
Europa von einer »Errungenschaft zu einer Gegebenheit« geworden 
ist, (Grimm, 2016: 30) »massiv an Attraktivität« verloren zu haben 
scheint. (Stiefmüller, 2015: 59)35 Doch schaut man in der Geschichte 
Europas auch nur wenige Jahrzehnte zurück, ist sie, auch m.E., um 
mit den schon eingangs zitierten Worten Cohn-Bendits/Verhofs-
tadts zu schreiben, das Beste, was in Europa hat stattfinden können. 
Doch das politisch sich einigende Europa – die derzeitige EU – ist in 
der Vergangenheit bis in die Gegenwart hinein, wie durch Wolfreys 
festgestellt, durch ganz unterschiedliche, nahezu die gesamte Band-
35 | Diese Feststellung ist nicht nur durch den sogenannten Brexit (Zusam-
menfügung der Worte Britain und Exit) und die Prominenz eurokritischer Par-
teien in den EU-Mitgliedstaaten zu belegen. Sie wird von Christian Stiefmül-
ler mit dem Beispiel Island untermauert, welches im März 2015 formell sein 
Beitritts gesuch zur Europäischen Union zurückzog. (Stiefmüller, 2015: 59) 
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breite des politischen Spektrums abdeckende Entwicklungen unter 
Druck gekommen. Diese reichen – um nur die Spitzen zu benen-
nen – von der Finanzkrise in der Europäischen Union, den Debatten 
um realisierte oder optionale EU-Exit-Optionen, den in Europa nach 
Schutz und Sicherheit suchenden Flüchtlingen und den innereuro-
päischen Streitigkeiten um deren Aufnahme bis zu der unkalkulier-
baren, vermeintlich stetigen Bedrohung der Menschen in Europa 
durch blutige Terroranschläge. Die Reaktionen auf diese Entwick-
lungen sind vielschichtig: Einerseits erwecken sie allzu oft den Ein-
druck einer Zuflucht und Rückkehr in/zu tradierten Denkritualen, 
die in den Grenzzäunen Ungarns in Reaktion auf die ›Flüchtlingskri-
se‹ am Deutlichsten Anschauung finden; andererseits entsprachen 
z.B. die Reaktionen auf den Terror in Paris vom November 2015 der 
Feststellung Hagen Schulz-Forbergs aus dem Jahre 2004: »In Mo-
menten von innerer oder äußerer Krise erscheint das vereinte Euro-
pa als einzige tragfähige Lösung und als einziger Wechsel auf die 
Zukunft« (Schulz-Forberg, 2004: 99).36  
Doch all diese derzeit als Bedrohung für die politische Integration 
Europas wirkenden Ereignisse und Entwicklungen könnten eine ge-
nau entgegen gesetzte Dynamik freisetzen: Den Weg in ein politisch 
verlässlich verfasstes und geformtes Europa, das über die politischen 
Institutionen und Instrumente verfügt, gegenwärtige und zukünf-
tig entstehende Probleme für die Menschen in Europa als selbstbe-
stimmter Gesellschaft in Europa behandeln zu können. Es bedarf 
also für die Bewältigung der gegenwärtigen, aber auch zukünftigen 
realpolitischen Probleme nicht der »Rekonstruktion« der EU, in de-
ren Mittelpunkt der Gedanke einer Öffnung der Union »für eine en-
gere Zusammenarbeit einzelner ihrer Mitglieder«, (Klein, 2009: 39) 
36 | Als einem Beleg dieser Aussage wird hier auf die Verlautbarung des 
damaligen Deutschen Bundespräsidenten Johannes Gauck verwiesen, der 
am 13.11.2015 in einer multimedial vermittelten Botschaft ausdrückte: 
»Europas Werte und Europas Freiheit sind in der Geschichte von machtvol-
len Feinden angegrif fen worden. Dennoch ist unser [sic] Europa ein Bollwerk 
der Demokratie und der Menschenrechte […] Wir werden […] mit unserer 
Entschlossenheit ver teidigen, was unsere französischen Freunde einst ins 
politische Leben Europas gerufen haben: Liberté, Egalité, Fraternité.« (Bun-
despräsident Gauck in seiner Ansprache zu den terroristischen Anschlägen 
vom 13.11.2015, zitier t nach www.nordkurier.de/politik-und-wir tschaft/
die-terroristen-werden-nicht-das-letzte-wort-haben-1518767511.html) 
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gar die Idee eines Europa der zwei Geschwindigkeiten stehen würde. 
Es bedarf zur Überwindung der genannten Probleme – zuvörderst 
der Überwindung der Europa-Krise als einer »Kopf-Krise« – (Beck, 
2013: 16) vielmehr eines Weiterdenkens der Europäischen Integration, 
denn: Europa ist mit der Europäischen Union schon weit gekommen, 
befindet sich aber dennoch in einem »Zustand der tödlichen Unvoll-
ständigkeit«. (Cohn-Bendit, 2012: 71) Insofern vertritt die in dieser 
Arbeit dargestellte Vorstellung – gegenüber dem Gedanken einer 
Re-Konstruktion – die Idee einer notwenigen Weiter-Konstruktion 
der Europäischen Integration. Hierbei nimmt der Begriff der Nation, 
der Europäischen Nation, die Position eines Entwicklungsbegriffes, 
des Bestandteils eines Prozesses ein, über dessen Ende – so es dieses 
überhaupt geben kann – hier nicht spekuliert werden wird. Diese 
Arbeit beteiligt sich nicht an einer »hochriskanten Wette« (Krastev, 
2018: 26) auf die Entwicklung der Gesellschaft in Europa, doch soll 
in ihr dieses Weiterdenken mit dem Begriff der Nation auf eine Ent-
wicklungsstufe weitergedacht werden, auf welcher 
»nicht der Staat die Gesellschaft,  
sondern die Gesellschaft den Staat hervorbringt« 
(Brunkhorst, 2014: 133) 
und die Menschen Europas auf diesem Wege den Prozess der Euro-
päischen Integration 
»zu ihrer eigenen Sache machen […] was noch ein weiter,  
aber nicht aussichtsloser Weg ist«.37 
(Kleger, 2009: 30)
37 | Heinz Kleger bezieht diese Aussage explizit auf die EU, der Bezug 
dieses Zitats auf die Europäische Integration er folgt hier im Kontext des 
Darzustellenden.

I. Bewusstsein und Bekenntnis –  
 Was ist eine Nation?
»L’existence d’une nation est […] un plébiscite 
de tous les jours, comme l’existence de l’indi-
vidu est une affirmation perpétuelle de vie.«
»Das Dasein einer Nation ist […] ein Plebi-
scite Tag für Tag, wie das Dasein des einzel-
nen eine dauerhafte Behauptung des Le-
bens ist« 
(Renan, Ernest; 1996: Was ist eine Nation? 
Rede am 11.03.1882 an der Sorbonne, in 
Euchner, Walter (Hg.): Ernest Renan – Was 
ist eine Nation?; Hamburg; Seite 35)
»Die ›Nation‹ drängt sich in der Geschichte 
in den Vordergrund, verstanden als ›Bewuß-
theit‹, als der Wille zur Nation, als Programm; 
nicht als ethnisch-sprachliches Gebilde, 
das gab es schon seit Jahrhunderten«
(Chabod, Frederico; 1963: Der Europa Ge-
danke von Alexander dem Grossen bis Zar 
Alexander I; Stuttgart; Seite 140) 
Dem sozialen Phänomen der Nation, vielmehr den Prozessen seiner 
Konstruktion, seiner inhaltlichen Besetzung, (Aus-)Gestaltung und 
(Weiter-)Entwicklung im historischen Kontext, ist vom ausgehenden 
19. und 20. Jahrhundert bis in die Gegenwart hinein eine umfassende 
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Aufmerksamkeit gewidmet worden. Die nun folgenden Ausführungen 
werden sich nicht daran versuchen, einen Überblick über die vielschich-
tigen Annäherungs- und Erklärungsmodelle zu diesem Phänomen zu 
bieten. Sie werden sich darauf beschränken, dieses aus dem Aspekt 
heraus zu entwickeln, der für die im Folgenden dazustellende Argu-
mentation grundsätzlich tragend ist und der die bisher erlangte – und 
gemutmaßt: auch zukünftige – Bedeutung dieses sozialen Phänomens 
aufzeigt: dem Aspekt dessen sozialer Funktion. 
Wenn hier von der Nation als einem sozialen Phänomen die Rede 
ist, dann verbinden sich mit dieser Aussage grundlegende Überzeu-
gungen, welche für die Indienstnahme desselben für die Europäi-
sche Integration entscheidend sind. Zu einem sozialen Phänomen 
wird die Nation für Europa nicht nur dadurch, dass sie aus der so-
zialen und politischen Struktur der Gesellschaft dieses Kontinents 
samt ihrer historischen Erfahrungen nicht mehr wegzudenken ist.1 
Über diese Wahrnehmung hinaus wird die Nation zu einem sozia-
len Phänomen, weil sie durch das Soziale, durch dessen »basale Ope-
ration« – die Kommunikation –, (Luhmann, 1994: 192) überhaupt 
erst zur Existenz kommt. Anders: Wie immer man eine Nation be-
gründet, ethnisch, kulturell, politisch – sie kommt erst dann zur 
Existenz, wenn sie kommuniziert wird. 
Wichtig ist für diese Feststellung im Besonderen der, den dreitei-
ligen Kommunikationsprozess2 abschließende, für fortführende An-
1 | Das Leben der Menschen, deren individuelle und kollektive Bezüge und 
Äußerungen, finden in der und durch die Nation und deren politischer Objek-
tivation – dem Nationalstaat – tagtäglich ihren Rahmen. Das bedeutet nicht, 
dass auch Vernetzungen entstehen können – und ja auch entstanden sind –, 
die sich ohne den nationalen Kontext entwickeln. Individuelle, emotionale 
Beziehungen, Partnerschaften, kulturelle Begegnungen (Musik, Malerei, bil-
dende Künste, Literatur) werden in ihrem Ursprung nicht durch die Existenz 
der Nationalstaaten bedingt, doch das Leben, die Ausübung dieser Bindun-
gen kommt an diesem Rahmen, in welchen Momenten dies im Einzelfall auch 
eintreten mag, nicht vorbei. Durch die Europäische Union des Vertrages von 
Lissabon hat dieser Rahmen nur dem ersten Anschein nach an Bedeutung 
verloren, denn die europäischen Nationalstaaten verleihen ihren Bürgern die 
Geltung transnationaler europäischer Standards durch ihre Mitgliedschaft 
in dieser Union. Doch dazu im Folgendem mehr. 
2 | Nicht weiter erör ter t, aber dennoch angesprochen werden muss, dass 
jeder dieser drei Schritte des Kommunikationsprozesses für sich ein Selek-
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schlusshandlungen aber unerlässliche Bestandteil des Verstehens (3) 
der durch die Mitteilung (2) vermittelten Information (1). (Luhmann, 
1994, 191ff.) Eine wie auch immer begründete Nation kann sich als 
solche nur zusammenfinden/bilden, wenn deren Begründung (Infor-
mation) und – bestenfalls massenmediale – Vermittlung (Mitteilung) 
eine Gruppe von Adressaten erreicht, die diese Information verste-
hen, idealerweise annehmen3 und in Anschlusshandlungen (Loyali-
tät, Solidarität) einmünden lassen, durch welche eine/diese Nation 
zu einem nicht nur ideellen, sondern realen Zusammenhang wird. 
Anders formuliert sind Nationen somit Erzählungen, die »erzählt, 
gehört und verstanden« werden müssen (Free, 2007: 171) und so bei 
einer »große[n] Ansammlung von Menschen […] ein Moralbewusst-
sein [erzeugen], welches sich eine Nation nennt«. (Renan, 1996: 37) 
Solche Vorstellungen entstehen und erscheinen keineswegs »zu-
fällig«. Im Zuge unterschiedlicher – politischer – Intentionen wer-
den sie bewusst »inszeniert« und sind in diesem Sinne »sozial kons-
truiert«. (Giesen, 1999: 12) Dieses Inszenieren der Nation wird ab 
einem Zeitpunkt, mit dem Beginn einer Epoche, notwendig, welche 
die in einem Staat lebenden Menschen zu einem wichtigen Bestand-
teil dessen politischer Architektur werden lassen: der Moderne.
1. NatioN uNd ModerNe
Das Modell der Nation ist mit dem Begriff der Moderne essentiell ver-
bunden, »Nation und Nationalismus« erscheinen gar als »Grundbegrif-
fe der Moderne«, (Kleger, 2009: 35) wobei mit dem Begriff der Moderne 
ein Prozess der »Gleichläufigkeit von Industrialisierung, Mobilisierung 
und Partizipation« umfasst wird. (Steinbach, 1986: 50) 
Leitete das lateinische Wort natio die prämoderne, gleichsam »na-
turalistische« Vorstellung einer Nation als Umfassung eines durch 
gemeinsame Abstammung und Herkunft bestimmten Volkes, so 
entwickelte sich die Vorstellung von der Nation in der Moderne zu 
einem »voluntaristischen Standpunkt« hin essentiell weiter (Chabod, 
tionsvorgang zwischen verschiedenen Optionen ist, durch den entschieden 
werden muss, was für die Information, die Mitteilung und das Verstehen als 
relevant bzw. irrelevant erkannt wird. 
3 | Wenngleich zu dem Selektionsprozess auch die Option der Ablehnung 
des Inhalts der Information gehört.
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1963: 140; s. Eingangszitat) – ohne jedoch die althergebrachte Vorstel-
lungswelt und deren Attraktivität, vor allem für politisch intendierte 
Diskurse, damit obsolet werden zu lassen. Diese Weiterentwicklung, 
gleichbedeutend mit einer Weitererfindung, erfolgte bedingt durch 
und im Kontext historischer, als Ausdruck einer Modernisierung 
gesellschaftlicher Strukturen begriffener Transformationsprozesse, 
(Steinbach, 1986: 37) welche die bis dahin verfestigten sozialen und 
politischen Strukturen der prämodernen Gesellschaft fundamental 
unter einen Veränderungsdruck setzten. Es handelte sich im Be-
sonderen um zwei, im Folgenden darzustellende Bewegungen, die, 
waren sie einmal in Gang gesetzt, irreversibel waren, mit fortlaufen-
der Dauer an Dynamik gewannen und die gewachsenen, tradierten 
Strukturen der prämodernen Gesellschaft unter einen tiefgreifenden 
(Veränderungs-/Transformations-)Druck setzten. 
Diese Veränderungen wurden notwendig, da die tradierten Le-
benszusammenhänge und Identifikationsressourcen, mit denen 
sich die Menschen in der prämodernen Gesellschaft durch ihre 
Identität noch verlässlich verorten konnten, an sozialer Bedeutung 
verloren und ihre Funktion als verlässliche Stabilisatoren der Ge-
sellschaft einbüßten. Identifikationsressourcen wie (regionale) 
Herkunft, ständische Geburt, Berufsstand etc. verloren zwar nicht 
vollständig ihre Relevanz, doch im Zusammenhang tiefgreifender 
sozialer Prozesse nivellierte sich ihre Bedeutung und Funktion, den 
sozialen Status einer Person verlässlich bestimmen zu können, und 
dies mit folgenreicher Wirkung: Wurden die Pflichten und Rechte 
der einzelnen Menschen in der prämodernen Gesellschaft noch ele-
mentar an deren sozialen Status gebunden, so begann sich dieser 
Zusammenhang in der Moderne – im Zuge der im Folgenden dar-
zustellenden Druckdynamiken – zusehends aufzulösen, sprich sich 
die Verteilung von Pflichten und Rechten mehr und mehr von alt-
hergebrachten sozialen Positionszuweisungen zu lösen.4 
*
4 | Dieser Prozess begann nicht an bestimmten zu benennenden Punkt, 
noch endete er an einem solchen Punkt. Die rechtliche Gleichstellung von 
unterschiedlichen Gruppen von Menschen ist, ebenso wie die ständige Bil-
dung und Neubildung von Kollektiven, in einer stetig in Bewegung befindli-
chen Gesellschaft ständig im Fluss. 
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Als die erste darzustellende Bewegung – ohne mit dieser Reihenfol-
ge eine Bewertung zu verbinden –, durch welche die in der Prämo-
derne herrschenden, zumeist ortsabhängigen Einbettungsvorgänge 
samt ihrer Identifikationsressourcen an Bedeutung verloren, war die 
industrielle Revolution5 und die sich aus dieser ableitenden, vielmehr 
sich mit dieser verbindenden, fundamentalen Umstellungen und 
Umgestaltungen der Gesellschaft. Die Ende des 18. Jahrhunderts zu-
erst in England, dann etwas verspätet in der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts auf dem Kontinent um sich greifende rasante Entwick-
lung der Eisengewinnung und -verarbeitung und des Bergbaus – der 
die für den Konsum und Produktion so bedeutende »Primärener-
gie« Kohle zur Verfügung stellte – (Fremdling, 2002: 365) ließen, 
vor allem durch und mithilfe ihrer vielschichtigen Verzahnungen 
und Interdependenzen, (Pierenkemper, 2002) industrielle Produk-
tionszentren entstehen, in denen die, aus ihren tradierten Lebenszu-
sammenhängen herausgelösten – entbetteten –, (Giddens, 1996: 33) 
Menschen neue Sozialisations- und Identifikationsräume samt ihrer 
Identifikationsressourcen und -angebote vor- und neu erfanden. 
Neben den benannten Faktoren nimmt die Entwicklung des Ver-
kehrssystems, speziell die Entwicklung des Eisenbahnnetzes, für die 
Herauskristallisierung moderner Produktionszentren und der dafür 
notwendigen Mobilität der Menschen eine bedeutende Stellung ein. 
(Hellfeld, 2006: 234) Die signifikante Ausweitung des Schienennet-
zes in Europa in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts6 schuf die 
5 | Unter dem Begrif f der »industriellen Revolution« soll hier, David S. Lan-
des folgend, der »Komplex technischer Neuerungen« verstanden werden, 
»die dadurch, dass sie menschliche Geschicklichkeit durch Maschinen und 
die menschliche und tierische Kraft durch die mechanische Kraft ersetzen 
[…] die moderne Wir tschaft einleiten«. (Landes, 1969: 15)
6 | So dokumentier t David S. Landes den Kilometer-Zuwachs der Eisenbahn-
netze Großbritanniens (1850: 6621Km – 1873: 16082 Km), Deutschlands 
(1850. 3639 Km – 1873: 14842 Km), Frankreichs (1850: 1869 Km – 1873: 
11500) und Belgiens(1850: 531 Km – 1873: 2235 Km) und zeigt somit nicht 
nur die Dynamik der ökonomischen Prozesse und die zwischen Großbritan-
nien und dem Kontinent anfangs bestehende, sich im Laufe des 19. Jahrhun-
derts schließende »Lücke« auf, sondern auch das gestiegene Potential ge-
sellschaftlicher Mobilität. Am Beispiel Deutschlands veranschaulicht Landis 
diese Erkenntnis durch die Feststellung, dass »um 1850 Güter und Personen 
[…] von Aachen nach Breslau und von Kiel nach München befördert werden 
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logistische Voraussetzung für das Entstehen industrieller Produk-
tionszentren, deren Entstehen Resultat vieler einzelner Bausteine 
war.7 
Es bildeten sich in diesen neuen Lebensräumen, fernab herkömm-
licher, geburtsständischer Statuszuweisungen, kollektive Lebensstile 
heraus, die es den Menschen ermöglichten, durch eine neu zu er-
schaffende »symbolische Ordnung signifikanter Unterscheidungen«, 
(Bordieu, 1987: 284) im Inneren eines Gesellschaftssegments8 eine 
(konnten)«. (Landis, 1968: 187/189) Hellfeld vergleicht diesbezüglich die 
sich über Deutschland ausbreitenden Schienenverbindungen mit einem 
»Spinnennetz«. (Hellfeld, 2006: 233)
7 | So bewirkte und er forderte die Durchsetzung eines »universalistischen 
Auswahlprinzips«, durch welches individuelle Qualifikation statt des in der 
Prämoderne geltende verschlungene System aus Familienbindung und Privi-
legien für die Besetzung von beruflichen Positionen entscheidend wurde, als 
»logische Begleiterscheinung« für dieses ›neue‹ System die geographische 
Mobilität der Menschen. (Landis, 1968: 502) Die aus dieser Darstellung her-
auszulesende Reduzierung der sozialen Mobilität dieser Epoche auf die wir t-
schaftlich-industrielle Entwicklung verkürzt das Phänomen gesellschaftli-
cher Wandlung um eine Reihe weiterer Faktoren, die für dieses Phänomen 
ebenfalls von Bedeutung waren. Die demographische Entwicklung (erhöhte 
Lebenserwartung) wie auch Mentalitätsveränderungen (»Berufsvererbung«) 
trugen als wichtige weitere Faktoren zur gesellschaftlichen Mobilität in der 
betrachteten Phase der beginnenden Moderne, im Besonderen der Indust-
rialisierung bei. (Kaelble, 1986: 74ff.) Diese Zusammenhänge in ihrer Kom-
plexität darzustellen, hat für den hier zu entwickelnden Argumentationspfad 
jedoch keine weitere Relevanz.
8 | Von Gesellschaftssegmenten wird hier im Sinne der Vorstellung gespro-
chen, dass es nur eine, sprich die Gesellschaft gibt. Da Kommunikation die 
›basale Operation‹ des sozialen Systems ist (Luhmann, s.o.), mithin überall 
dort, wo Kommunikation ist, auch Gesellschaft ist, und die Welt – spätes-
tens seit der industriellen Revolution – immer weniger, bis gar keinen durch 
Kommunikation nicht zu erreichenden Platz besitzt, es »für anschlussfähige 
Kommunikation nur ein einziges Gesellschaftssystem geben kann« (Luh-
mann, 1997: 145), stellen auch die einzelnen Nationen nur ein Segment, 
einen Teil der Gesellschaft dar. Gesellschaften sind nur da möglich, wo sie 
von der Kommunikation mit den anderen Segmenten der Gesellschaft ab-
geschnitten sind. 
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eigene und kollektive Identität qua Distinktion zu erlangen.9 Bildeten 
sich so neue, für die zweite im Folgenden darzustellende Bewegung 
außerordentlich bedeutsame Kollektive heraus (Arbeiterklasse und 
Bürgertum), die über eine sehr lange Zeit für die Selbstbeschreibung 
politischer Gemeinwesen in der Moderne prägend sein sollten,10 so fie-
len die tradierten Positions- und Rollenmodelle entweder vollständig 
weg, verloren aber zumindest ihre gesamtgesellschaftliche Wirkungs- 
und Bindungskraft. Insofern stellte sich der durch die Anfänge der 
industriellen Revolution »entfesselte Prometheus« (Landes, 1968) als 
ein den Fortschritt – die Erleuchtung Dank Feuer – überbringender 
und versprechender, die Gesellschaft aber auch fordernder Befreier/
Erleuchter11 dar. 
*
Die zweite Bewegung, durch welche die tradierten Strukturen der 
Prämoderne unter einen fundamentalen Veränderungsdruck ge-
setzt wurden, stellte die politische Aufklärung dar, die den Nährbo-
den für einen Prozess schuf, der die Statik politischer Gemeinwesen 
– Staaten – bedeutend um den Begriff der Partizipation des Staats-
volkes herum veränderte. Konkret geht es als Ausgangspunkt um die 
Schriften einer Vielzahl von Philosophen, welche die Bedeutung des 
(Staats-)Volkes als wichtigem (Vertrags-)Bestandteil komplexer Herr-
schaftsbeziehungen und staatlicher Statiken erdachten. So schoben 
schon in der mittelalterlichen Vormoderne vornehmlich aus Eng-
land stammende Philosophen wie Thomas Hobbes, John Locke, 
David Hume und der durch die Entwicklungen in England beein-
druckte Franzose Charles de Secondat Montesquieu einen Diskurs 
um die innere Struktur und Verfasstheit politischer Gemeinwesen 
9 | In seinem Werk »Die feinen Unterschiede« verdeutlicht Pierre Bordieu 
sehr anschaulich, wie tief und mit welch weitreichender Visibilität Lebens-
stile kollektive Zuweisungen ermöglichen. 
10 | S. z.B. die Selbstbeschreibungen als Arbeiter- und Bauernstaat und als 
bürgerliche Demokratien.
11 | Diese Deutung leitet sich ab aus der Darstellung Karl-Martin Dietz’, der 
zu dem Prometheus Monolog des Aischylos feststellt, dass die Menschen 
durch Prometheus aus ihrem Verhalten einer »zurückgebliebene(n) Torheit« 
befreit und in den Status der Verständigkeit, der »Bewusstseinsentwicklung« 
und dessen Selbstständigwerdens, geleitet wurden. (Dietz, 1989: 61/98)
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an. Stellten diese Ideen auch nicht die gegebenen Strukturen der 
Monarchien in Frage, boten und beabsichtigten sie auch nicht die 
Grundlegung eines Nährbodens für revolutionäre Umgestaltungen, 
so entwarfen sie dennoch Vorstellungen, in denen das (Staats-)Volk 
und seine Bedürfnisse (Frieden bei Hobbes), wenngleich auch unter-
schiedlich ausgeprägte, Aufmerksamkeit, gar Bedeutung erhielten.12
Allein durch das Erdenken dieser Idee erhielten diese Vorstel-
lungen jedoch keine weiter reichende gesellschaftliche Relevanz. 
So dauerte es viele Jahrzehnte, gar einige Jahrhunderte, bis diese 
Ideen qua Kommunikation in die Gesellschaft sickerten. Anfangs 
noch auf intellektuelle Zirkel, die »Gesellschaft der Aufklärer« (Dül-
men, 1986) – sprich sich zumeist mit aufklärerischen, emanzipa-
torisch-bildungsbürgerlichen Attitüden versehenen – (Lese-)Kreisen 
12 | Hobbes (1588-1679) gilt durch seinen ›Leviathan‹ als Begründer der 
klassischen Vertragstheorie, in dessen Gedanken ein bürgerlicher Gesell-
schaftszustand entstand, der sich dennoch der monarchischen Herrschaft 
verpflichtet sah; Locke (1632-1704) entwarf in seinen ›Two Treatses of Go-
vernment‹ eine, in Bezugnahme auf die von Hobbes entworfene Konstruktion 
»signifikant neue« Sicht (Nitschke, 2000: 100) auf die Vertragstheorie, in 
deren Zentrum das Mehrheitsprinzip das »Bonum Commune« repräsentier-
te; der Franzose Montesquieu (1689-1755) setzte, tief beeindruckt durch 
die Entwicklungen eines Zweikammersystems in England, die Grundpfeiler 
für ein Verfassungsverständnis, welches als Mischung aus »monarchisti-
schen, aristokratischen und demokratischen Herrschaftselementen« be-
stand (ebda.: 151ff.); der Schotte Hume (1711-1776) formulier te im Kontext 
der schottischen Aufklärung eine kritische Auseinandersetzung gegenüber 
ver tragstheoretischen Logiken, die er im Zusammenhang mit einem deut-
lichen Plädoyer für den Parlamentarismus modifizier te. Diese hier erwähn-
ten Schrif ten in nur einen Gedanken – dem des Bedeutungsgewinnes des 
(Staats-)Volkes als ver tragstheoretisch relevanten Herrschaftsbestandteils 
– einzubinden, birgt die Gefahr der Nivellierung der Dif ferenzen derselben. 
Sie stehen jedoch ihrerseits vielmehr für ein sehr heterogenes Geflecht 
unterschiedlicher Gewichtungen einzelner Aspekte, sie nehmen diesbezüg-
lich z.T. durchaus kritischen Bezug aufeinander, repräsentieren jedoch keine 
inhaltlich kohärente Position. Ein weiterer prominenter Vertreter einer der 
geistigen Entwicklung des 18. Jahrhunderts entsprechenden Ablehnung des 
absolutistischen Staates, der hier nicht unterschlagen werden soll, war der 
französische Philosoph Voltaire, […] lt. Chabod »einer der bedeutendsten 
Schmiede des europäischen Bewußtseins.« (Chabod, 1963: 86) 
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beschränkt,13 gelangten sie durch ihre Verbreitung durch Bücher, 
Bilder/Abbildungen, Flugblätter14 und den vor allem im 19. Jahr-
hundert zunehmend an Bedeutung gewinnenden Massenmedien 
(Koch, 2003) als durch die Schrift verlässlich konservierte, jederzeit 
abrufbare Information in die Gesellschaft und begründeten die mit 
Kontinuität und zunehmender Vehemenz formulierten Ansprüche 
nach Beteiligung der Bevölkerung an der politischen Gestaltung des 
Gemeinwesens.
Über den ideellen Diskurs hinaus wurde die französische 
Revolution, deren herausragende Protagonisten sich stark beeinflusst 
durch die Gedanken des Philosophen Jean-Jacques Rousseau zeig-
ten,15 zu einem realpolitischen Fanal für den Anbruch der politischen 
Moderne. Waren die im Zuge dieser Revolution direkt in Frankreich 
durchgesetzten strukturellen Veränderungen auch begrenzt und re-
versibel, so erwiesen sich deren Ideen als grenzenlos attraktiv und 
beeinflussten die Veränderungen der politischen Landkarte Europas 
in den folgen Jahrzehnten bedeutend mit. Unterstützt wurde diese 
13 | So stellt Richard van Dülmen fest, dass die Satzungen, die sich die-
se Sozietäten/Gesellschaften gaben, mit unterschiedlichen Ausprägungen 
dem »Gebot der herrschaftsfreien Kommunikation« und der »Gleichrangig-
keit aller Mitglieder« – »[…] in den Gesellschaften sollten Stand, Herkunft 
und Konfession keine Rolle spielen« – folgten. Dennoch: »Die Gesellschaf-
ten wollten allen Aufklärungsfreunden offen sein, aber konkret wurden nur 
gelehrte und gebildete Männer aufgenommen. Das schloß nicht nur […] die 
Unterschichten weitgehend aus, sondern vor allem auch Frauen«. (Dülmen, 
1986: 124/121) 
14 | So verdeutlicht Hans-Ulrich Thamer die Nutzung der »Macht der Bil-
der« durch Napoleon I. als »Medienkaiser« (Thamer, 2009: 93ff.), Johannes 
Willms benennt das in der französischen Revolution kursierende, von Marat 
»redigier te Kampfblatt L’Ami du people«. (Willms, 2014: 327)
15 | So unterstellt Johannes Willms Maxime Robbespierre, zweifellos einem 
der prägendsten Köpfe der französischen Revolution und dem bekanntesten 
Gesicht ihrer Verirrung in den Terror, einen »rousseauschen Tugendwahn«. 
Für Louis Antoine de Saint-Just formulier t er, für diesen sei Rousseaus »mys-
teriöse« volonté générale eine »revolutionäre Universalklausel« gewesen. 
(Wilms, 2014: 564, 447) Willms hervorragende, sehr detaillier te Darstellung 
der Ereignisse der französischen Revolution leidet jedoch unter einem ten-
denziösen Sprachgebrauch, der die ideellen Grundlagen der Revolution und 
deren herausragende Köpfe diskreditier t.  
Nation Europa!38
Dynamik nicht zuletzt durch die europaweiten Feldzüge Napoleons 
I.16 Die spätestens mit und durch die Napoleonischen Kriege expor-
tierten revolutionären politischen Ideen samt eines Gesetzbuches,17 
das dazu diente, die »aus dem Ancien Regimes stammenden Sozial-
strukturen abzulösen« und »durch bürgerliche Grundfreiheiten« 
zu ersetzen, (Dölemeyer, 2001: 1066) konnten selbst nach dem ver-
meintlichen Triumph des restaurativen Metternichschen Systems 
nach 1815 nicht mehr aus den Köpfen der Menschen in Europa samt 
ihrer Diskurse verdrängt werden.18 
Beide Bewegungen sind in ihren historischen Entwicklungen 
letztlich nicht idealtypisch von einander zu trennen, vielmehr ver-
zahnten sie sich zunehmend, was im Besonderen am Entstehen von 
zwei neuen gesellschaftlichen Großgruppen – dem Bürgertum und 
der Arbeiterklasse – zu verdeutlichen ist. 
*
Die sich im 18./19. Jahrhundert im Zuge der o.a. Entwicklungen an-
fangs vornehmlich in den Städten um als bürgerlich begriffene Tugen-
den19 herum herauskristallisierende, wenig »monolithische, sondern 
in sich stark differenzierte Gruppe« des Bürgertums, (Mosse, 1995: 
9)20 akquirierte im Zuge der o.a. Bewegungen Besitz und Bildung 
16 | Durch welche das »in Frankreich überwundene Ancien Regime auch in 
ganz Europa« beseitigt, mithin die »französische Ausnahme […] zur europäi-
schen Norm werden« sollte. (Willms, 2014: 740)
17 | Dem Code Napoléon/Code civil. (Dölemeyer, 2001: 1066)
18 | Eine langfristige Betrachtung führt, mit Peter Steinbach formulier t, zu 
einem, den Er folg dieser Ansprüche ausdrückenden, »Partizipationspos-
tulat« als »universeller Kategorie politischer Entwicklung« in der Moderne, 
denn: »Kaum ein Staat verzichtet auf die Fiktion einer Beteiligung breites-
ter Bevölkerungskreise an gesamtstaatlicher Zielbestimmung«. (Steinbach, 
1986: 51) 
19 | Heinz-Gerhard Haupt stellt diese Tugenden des »Aufstieg[s] der bür-
gerlichen Gesellschaft« durch die Benennung ihres Gegensatzes dar: »Das 
Lob der Arbeit […] gegen die Faulheit«, Sparsamkeit/Verschwendungssucht, 
Ordnung/Chaos, geordnete Familie/moralische Zügellosigkeit und Eigen-
tum/Besitzlosigkeit. (Haupt, 1995: 98) 
20 | Michael Schäfer spricht von »sozialen Formationen«, die, grob in das 
»Wir tschaftsbürgertum«, das »Bildungsbürgertum«, den »neuen« und den 
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und machte diese Elemente als Bestandteile eines/ihres Leistungs-
ethos – in Abgrenzung zum durch Geburt erworbenen Besitz und 
Bildung der Aristokratie – zu ihren Identitäts- und Legitimations-
fundamenten politischer Ansprüche. Werner Mosse macht jedoch 
deutlich, wie sich, durch unterschiedliche soziale und politische 
Hintergründe bedingt, je nach »Grad der Annäherung von Teilen 
des Adels und Teilen des Großbürgertums« in den europäischen 
Staaten21 die »Formation einer neuen Herrschaftselite« herausbilde-
te, (Mosse, 1995: 45) die, »wie jede andere Machtelite auch«, ihre ge-
sellschaftliche und politische Position – zumeist gegen die Ansprü-
che anderer gesellschaftlicher Akteure/Gruppen – zu sichern und 
auszubauen bestrebt war. (Steinbach, 1986: 44)22 
Diese Feststellung führt zu der zweiten im Zuge der industriellen 
Revolution entstandenen sozialen Großgruppe, die, im Gegensatz 
zum Bürgertum, nicht auf Besitz und Bildung fußte, sondern ihre 
ökonomische Bedeutung im Prozess der Warenproduktion als Vehi-
kel politischer Ansprüche nutzte. Nicht, wie das Bürgertum gegen 
den Adel, sondern gegen das, die modernen Fabrikationsstätten be-
sitzende und organisierende (Besitz-)Bürgertum.23 Schien anfangs 
die Emanzipation des Bürgertums gegen die Privilegien des Adels 
»alten« Mittelstand unter teilt, durch wir tschaftlichen und beruflichen Auf- 
und Abstieg und vielfältigen »Heiratsmustern« in sich beweglich und un-
einheitlich blieben. (Schäfer, 2009: 107ff.) Heinz-Gerhard Haupt erweiter t 
diese Einteilung noch durch den Verweis auf die Begrif fe des Gut-/Groß- und 
Kleinbürgerlichen, stellt fest, dass diese Dif ferenzierung besonders in der 
politischen Publizistik Frankreichs am Ende des 19. Jahrhundert verbreitet 
war und fragt. »Was unterscheidet die kleinen Meister und Ladenbesitzer von 
den besitzenden und gebildeten Bürgern? Was eint beide?« (Haupt, 1995: 
100f./81) 
21 | Werner Mosse zeigt diese Dynamik in England, Deutschland/Preußen, 
Frankreich und Rußland auf. (Mosse, 1995)
22 | Steinbach spricht in Bezug auf diese Feststellung von einer »banalen 
Beobachtung«. (Steinbach, 186: 44)
23 | Eine der sozialistischen Tradition entsprechende Wahrnehmungs- 
und Argumentationsweise spricht hier von einer, die »kapitalistische Ge-
sellschaftsformation« grundlegend prägenden Struktur sich gegenüber-
stehender »Antipode[n]«, von denen die Bourgeoisie die »aneignende, die 
Produktion organisierende Klasse«, die »Lohnarbeiter« die »produzierende, 
hervorbringende Klasse« ist. (Zwahr, 1981: 106) 
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gerichtet, so richtete sich die Emanzipationssprüche der Arbeiter auf 
die Überwindung des Systems, welches sowohl mit dem Entstehen 
einer neuen Herrschaftselite (Mosse) als auch dem Entstehen z.T. 
unhaltbarer sozialer Zustände verbunden war: dem Kapitalismus. 
(Zwahr, 1981: 106)
Durch die mit der industriellen Revolution verbundenen, sich 
aus dieser ergebenden hohen sozialen Mobilität entstanden somit 
an den neuen Produktions- und Siedlungsstätten »neue, die über-
kommenen ständischen Grenzen sprengende soziale Beziehungen 
unterschiedlicher sozialer, sozialökonomischer und territorialer 
Herkunft«, (ebda.) die für die neue Epoche der Moderne von prägen-
der Bedeutung sein sollte. 
Entscheidend bleibt, dass die beiden dargestellten Bewegungen 
Dynamiken freisetzten, welche die sozialen Strukturen der prämo-
dernen Gesellschaft weitestgehend auflösten, zersetzten (Steinbach, 
1986: 65) und gesellschaftliche Großgruppen hervorbrachten, die in 
ihren Zusammensetzungen, Lebensbezügen/-artikulationen und 
politischen Ansprüchen in den tradierten sozialen Strukturen der 
prämodernen, vor allem aber pränationalen Gesellschaft nicht mehr 
abbildbar waren, diesen gleichsam als »Erschütterung des Him-
mels«› (Free, 2007: 130) z.T. fundamental zuwider liefen. 
Inwiefern aber entstand aus diesen Bewegungen ein Druck zur Ver-
änderung, auf wen konkret entstand dieser Druck – und warum und 
inwiefern bietet die Nation einen Auffang dieser Dynamiken in Sta-
bilität versprechenden Strukturen? 
2. die FuNk tioN der NatioN
Die prämoderne und im Kontext dieser Abhandlung pränationale 
Gesellschaft geriet durch die im Vorangegangenen beschriebenen 
Prozesse, deren Reichweite und Bedeutung bereits mit den von Ul-
rich Beck und Anthony Giddens verwendeten Begriffen der »Enttra-
ditionalisierung« (Beck, 1986)24 und der »Entbettung (Embedding)« 
24 | Beck verwendete den Begrif f der »Enttraditionalisierung« in seiner 
1986 entworfenen Beschreibung der Risikogesellschaft und als Darstellung 
einer Dynamik, durch welche die Strukturen der Industriemoderne verändert 
wurden. Der Prozess der Enttraditionalisierung ist also kein auf eine beson-
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(Giddens, 1996)25 erfasst wurden, aus dem Gleichgewicht, womit 
gemeint ist, dass es in dieser Gesellschaft keine geeignete Struktur 
oder einen eigenen Mechanismus mehr gab, der destabilisierende 
Entwicklungen, wie die o.A., auffangen und die alte stabile Situation 
hätte wiederherstellen können.
Ein Beispiel für ein solches stabilisierendes Instrument be-
schreibt Norbert Elias mit dem Begriff des »Königsmechanismus«. 
Durch diese »Balanceapparatur« gelang es dem absolutistisch herr-
schenden König, in der sich ausdifferenzierenden Gesellschaft 
samt der spezifischen Interessen der einzelnen Gruppen »den Zu-
sammenhalt und die Sicherung der ganzen Gesellschaft« dadurch 
herzustellen, dass durch den Einsatz der »starke[n] Zentralgewalt« 
einzelne Gruppen in bestimmten Fragen zwar unterstützt wurden, 
durch den Ausgleich der Entscheidungen aber ein Übergewicht 
einer Gruppe im Ganzen vermieden wurde. (Elias, 1995: 236f.) Diese 
Zentralgewalt verlor aber, wie der Adel im Ganzen, durch die viel-
schichtigen modernen Dynamiken tiefgreifend an Legitimation und 
Fundierung der eigenen Position. Bürgertum und die mit Verlauf 
der industriellen Revolution an Bedeutung gewinnende Arbeiter-
klasse erhoben und formulierten durch deren ökonomische Bedeu-
tung gestützte politische und soziale Ansprüche, die in der prämo-
dernen Ordnung, deren Fundamente erodierten, nicht aufgefangen 
werden konnten, da – wie im Vorangegangenen dargelegt – tradierte 
Instrumente sozialer Verortung ihre Relevanz verloren.
Es kristallisierte sich vielmehr als »ortsungebundene Ordnung« 
(Giddens, 1996: 83) eine soziale Struktur heraus, die durch die in-
dustrielle Revolution mit ihren sozialen Dynamiken ein Konflikt-
potential grundierte und freisetzte, welches zu einem stetigen Be-
gleiter durch die moderne Gesellschaft und zu einer potentiellen 
Gefährdung der Stabilität der politischen Gemeinwesen wurde: Den 
Fragen nach den Besitzverhältnissen und den Partizipationschancen 
bezüglich der politischen (Mit-)Gestaltung der neuen Ordnung und 
dem Mit-/und Gegeneinander der beiden sozialen Großgruppen als 
dere Phase der Geschichte festzulegendes Phänomen, sondern erweist sich 
als Bestandteil umfassender sozialer Umbruchphasen. 
25 | Unter Embedding/Entbettung versteht Anthony Giddens das »›Heraus-
heben‹ sozialer Beziehungen aus or tsgebundenen Interaktionszusammen-
hängen«. (Giddens, 1996: 33) 
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vermeintliche Repräsentanten der Positionen in diesem Konfliktver-
hältnis. 
Ein Veränderungsdruck entstand durch diese dargestellten Dy-
namiken auf das Gesellschaftssystem im Allgemeinen, das durch 
den dargestellten Wandel bedeutend transformiert wurde und neue 
Strukturen und Formen für Kommunikation und Kommunikations-
medien hervorbrachte und das politische System – den Staat – im 
Besonderen, in welchem, als »partizipatorischer Binnendruck«, 
(Steinbach, 1986: 45) die neuen gesellschaftlichen Strukturen und 
Positionen abgebildet und repräsentiert werden mussten. In nicht 
jedem Staat Europas fanden die Entwicklungen gleichzeitig oder 
mit vergleichbarer Vehemenz statt; in nicht jedem Staat waren sie 
gleichbedeutende Impulsgeber für politische Veränderungen. Doch 
letztlich veränderten sie die Gesellschaft Europas nachhaltig und er-
forderten ein für jedes politische Gemeinwesen in Europa gleicher-
maßen wirkendes Dach, unter welchem
1. die von den tradierten individuellen und kollektiven Selbstbe-
stimmungsressourcen losgelösten, ›befreiten‹ Menschen sich als 
Teil eines Ganzen empfinden/begreifen konnten.
2. die beschriebenen Konflikte ausgetragen werden konnten, ohne 
den Rahmen des Zusammenlebens als verlässlichem Ganzen 
auseinander zu treiben.
Dieses Dach erhielt seine Notwendigkeit dadurch, dass die Staaten 
für ihre verlässliche Existenz im Zuge der oben beschriebenen so-
zialen Bewegungen zunehmend der Loyalität ihrer Bevölkerung, in 
der Semantik Max Webers gesprochen, der durch sie Beherrschten 
bedurften. Um den Staat, wortgetreu als Gemeinwesen, als einen 
verlässlichen, stabilen Ordnungsrahmen für das Zusammenleben 
unterschiedlichster Menschen erhalten zu können, bedurfte es einer 
Loyalität der Staatbürger, die ein vom Staat nachgefragtes/geforder-
tes Engagement nicht nur als ein verpflichtendes Muss begreifen 
würden, die, mit den Worten Durkheims, gleichsam mechanisch zu 
erbringen war. Es bedurfte vielmehr – und bedarf bis heute – der 
Bereitschaft zum loyalen Handeln, einer bewusst wahrgenommenen 
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und emotional empfundenen – organischen – Loyalität.26,27 Ein poli-
tisches Gemeinwesen, dessen Mitglieder durch die modernen Dy-
namiken drohten, wie durch eine Fliehkraft auseinander gerissen 
zu werden, benötigte ein verbindendes Moment, durch welches in 
seinem Inneren eine Kohärenz gestiftet wurde, die zumindest so 
stark war, dass sie das politische Gemeinwesen auch in turbulente-
ren Phasen zusammenhielt. 
Es geht hierbei nicht um die Erfüllung eines Selbstzwecks, um 
den Erhalt eines Staates um des (Macht-)Staates willen oder um 
die Befriedigung großgruppaler Interessen – auch wenn die Inst-
rumentalisierung von Staaten durch soziale Gruppen oder Perso-
nen die Geschichte (nicht nur) der Moderne nachhaltig präg(t)en. 
Es geht vielmehr um den Staat als einem, von Thomas Hobbes als 
»commonwealth« bezeichneten, mithin notwendigen (Hobbes, 
1996: 111ff.) sozialen Strukturprinzip, das, nach dem Westfälischen 
Frieden von 1648 zur anerkannten Norm der politischen Landkarte 
Europas geworden, (Schilling, 1998: 25f.)28 nach innen als Inhaber 
26 | Welcher Form dieses Engagement konkret war oder ist, ist an diesem 
Punkt der Argumentation noch nicht entscheidend. Ob es sich als ein Recht 
zur Teil- oder Nichtteilnahme an Meinungs- und Willensäußerung in Wahlen 
darstellt oder als eine Pflicht (Steuerpflicht) – bis hin zur Pflicht, in militä-
rischen Wehreinsätzen Leib und Leben zu riskieren – zeigt aber die Breite 
dieses als Pflicht eingeforderten Engagements. 
27 | Durkheim verwendete und prägte die Begrif fe der »mechanischen« und 
»organischen Solidarität« Ende des 19. Jahrhunderts in seiner, zu einem so-
ziologischen Klassiker gewordenen, Arbeit: »De la division du travail soci-
al«. Er beschreibt dort mit diesen zwei unterschiedliche Solidaritätsformen, 
durch welche die Menschen in unterschiedlich entwickelten Gesellschafts-
stufen ihren Zusammenhalt generieren. Gilt für die segmentäre Gesellschaft 
als einem »System von homogenen und untereinander ähnlichen Segmen-
ten« die mechanische Solidarität, so gilt für die arbeitsteilige Gesellschaft 
der Moderne die organische Solidarität der – durch die funktionalen »Son-
derrollen« bedingten – Logik der gegenseitigen Abhängigkeiten. (Dürkheim, 
1992, hier zitier t: 237)  
28 | Schilling erkennt die Verträge von Münster und Osnabrück als »kons-
titutiv für die neuzeitliche Staatengesellschaft Europas«. (Schilling, 1998: 
25)
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des physischen Gewaltmonopols29 durch das Recht zum verlässli-
chen Rahmen für die Binnenbeziehungen einer angebbaren Gruppe 
von Menschen – den Staatsbürgern – wie auch nach außen als Orga-
nisation und Bündelung, Wahrer und Garant derer Interessen und 
Ansprüche auftrat/-tritt. (Nullmeier, 2012: 169)30,31 
Je mehr, wie oben angeführt, regionale Einbettungen und ge-
burtsständische Logiken samt ihrer Abhängigkeitsverhältnisse 
durch die modernen (Druck-)Dynamiken außer Kraft gesetzt wur-
den,32 desto wichtiger wurde es, einen äquivalenten, den ›neuen‹ Be-
dingungen entsprechenden gesellschaftliche ›Kitt‹ zu finden – zu er-
finden –, der die in Pkt. 1 u. 2. benannten Notwendigkeiten einlösen 
konnte und somit die vermeintlich auseinanderfallende Gesellschaft 
auffangen konnte; desto nachhaltiger und überzeugender klingt Ha-
gen Schulzes Feststellung: »Die Idee der Nation war die folgerichtige 
Antwort auf den Weg Europas in die Moderne«. (Schulze, 1995: 212) 
*
Mit dem Begriff »Auffang« verbindet sich in der oben eröffneten 
Argumentation der zentrale Ansatz für die Antwort auf die Frage, 
warum es in der dargestellten Bewegungsdynamik des ausgehenden 
18., vor allem aber des 19., Jahrhunderts der in Staaten segmentierten 
Gesellschaft in Europa auf den Begriff der Nation zulief; warum aus 
dynastisch-absolutistischen Staaten Nationalstaaten wurden und die 
29 | Das Gewaltmonopol bildet mit dem Territorium und dem Staatsvolk 
zusammen die drei Kernelemente, die einen Staat als solchen bestimmbar 
machen. 
30 | Zusammengefasst lässt sich dieses auf die kurze Formel Philippe Mas-
tronardis verkürzen: »Der Staat ist nicht nur Macht, er ist auch Aufgabe«. 
(Mastronardi, 2007: 56)
31 | »[M]it der internationalen Etablierung der Kategorie ›Staat‹ als jenem 
(einzigen) legitimen Typus politischer Ordnung, der die Anerkennung anderer 
politischer Herrschaftsträger verdient, erhält der Staat eine besondere Aus-
zeichnung, mit der er auch vor seine Unter tanen oder Bürger treten kann«. 
(Nullmeier, 2012: 169) 
32 | Ohne die Bedeutung der benannten Dynamiken zu relativieren, behiel-
ten dennoch ör tliche/regionale als auch ideelle »Inseln der Traditionalität, 
der Vormodernität« z.T. ihre Geltung. (Steinbach 1986: 47)
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Logik eines nationalen wir die mobilisierende Kraft besaß, soziale 
Unterschiede im Inneren eines Staates situativ auszublenden.33
Die Verwendung des Begriffes »Auffang« im Zusammenhang 
mit dem Begriff der Nation erhält seine Fundierung in der Theo-
rie Niklas Luhmanns, der in der »Auffangsemantik der Nationen« 
ein »Begleitphänomen der semantischen Reaktion auf funktiona-
le Differenzierung, […] die nicht auf funktionale, sondern auf seg-
mentäre Differenzierung abstellt« erkennt. (Luhmann, 1997: 1045) 
Dieses Zitat enthält zwei fundamental bedeutsame Bezüge zur 
Luhmann’schen Systemtheorie, die hier nicht in aller Tiefe erörtert 
werden können, aber dennoch benannt werden sollen, um das Zitat 
nicht als völlig kontextlos erscheinen zu lassen. Es handelt sich einer-
seits um den, für die Luhmann’sche Systemtheorie konstitutiven 
Differenzierungsbegriff, der hier in die primär relevante funktionale 
und, für Luhmanns Theorie eine untergeordnete Rolle einnehmen-
de, segmentäre Form unterschieden wird. Andererseits, und hier ist 
der Bezug zum Kontext der Idee dieser Arbeit sichtbar, geht es um 
Luhmanns Feststellung, in der »Auffangsemantik der Nationen« 
eine semantische Reaktion auf die Bewegung zur modern-arbeits-
teiligen Gesellschaft zu erblicken. Die von Luhmann konstatierte 
»Auffangsemantik der Nationen« (fett, M.K.) verweist auf die zentra-
le Bedeutung, welche die Kommunikation in seiner Theorie für die 
Konstitution und den Erhalt von funktionalen Systemen (z.B. Recht, 
Wirtschaft, Wissenschaft) einnimmt. In dem o.a. Zitat konstruieren 
und erhalten sich Nationen kommunikativ durch einen, von und für 
jede einzelne Nation konkret entwickeltes begriffliches und symbo-
lisches Reservoir,34 durch welches sie in unterschiedlichen Situatio-
nen in die Lage versetzt werden, die Funktion des Auffangs gewähr-
leisten zu können, sprich die zentrifugierenden Kräfte funktionaler 
Differenzierung in einem Netz segmentärer Differenzierung aufzu-
fangen. Im Kontext der hier entwickelten Argumentation wird der 
Begriff Auffang als eine zentrale Funktion und Leistung des Nation-
33 | So ist lt. Luhmann die Nation »diejenige Dif ferenz, die es ermöglicht 
[…] viele andere Dif ferenzen, zum Beispiel religiöse oder schichtungsspezi-
fische, in den Hintergrund treten zu lassen«. (Luhmann, 2000: 212)
34 | Dieses Reservoir ist auf jede einzelne Nation speziell zugeschnit-
ten/-konstruier t und enthält sowohl unterschiedliche Begrif fe und Erzählun-
gen wie auch unterschiedliche Symbole (Flaggen, Hymnen, Denkmäler und 
Gedächtnisorte).
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begriffes verstanden, welcher der »Atomisierung der Gesellschaft« 
(Steinbach, 1986: 49) entgegen wirkt. 
Mit dem Nationbegriff entstand und entsteht politisch geformten 
Gemeinschaften – als Segmenten der Gesellschaft – die Chance, Ko-
härenz zwischen ihren Teilen und somit Stabilität herzustellen. Der 
Blick in die Geschichte der Moderne belegt die Prominenz, den Er-
folg dieses Modells und offenbart hierbei zweierlei: erstens, dass das 
Modell der Nation in keiner Phase der Moderne, auch wenn es durch 
tagespolitische Ereignisse und globalisierungstheoretische Diskurse 
und Dynamiken in den Hintergrund gedrängt zu werden schien35, 
substantiell an Bedeutung verloren hat und zweitens, dass die ein-
zelnen Nationen ihre Möglichkeiten, Kohärenz durch symbolische 
oder verbale Kommunikation herzustellen, dem sozialen Bezugsrah-
men anpassen, das semantische Reservoir dementsprechend flexibel 
halten mussten. Stellte sich in der beginnenden Moderne lange Zeit 
die »Berufung« einer durch primordiale Faktoren gebildeten Nation 
als Ausdruck einer gemeinsamen ethnischen Identität als nationales 
»Integrationsparadigma« dar, so gerät im Zuge einer immer komple-
xer werdenden sozialen Umwelt samt der vielschichtigen Möglich-
keiten der Menschen, Bestandteile für die Entwicklung der eigenen 
individuellen Identität aus einer immer größer werdenden Zahl aus 
Bezugssystemen zu wählen, die »technokratische-institutionelle Be-
rufung auf den Sachzwang« in das Zentrum.36 (Reiterer, 1988: 46) 
Jan Fee erkennt in diesem Prozess eine inhaltliche Neuausrichtung 
des nationalen Integrationsparadigmas, in welchem der »nationale 
Mythos […] weniger die Herkunft als das Ziel und die Rolle der jewei-
ligen Nation im zu erwartenden Gang der Weltgeschichte« erzählt, 
also Herkunft durch »Heilserwartung« ersetzt. (Fee, 2007: 140/131)
35 | Umweltkatastrophen wie der Atomunfall von Fukushima (11.03.2011) 
oder der Tsunami im indischen Ozean mit zigtausenden Toten (26.12.2004) 
sind die aus der nahen Vergangenheit stammenden auffälligsten Beispiele 
für eine Überlagerung der nationaler Rhetorik samt ihrer nationalen Seman-
tik, in denen das durch die mediale Vielfalt angesprochene »Wir« als bedroh-
te Gemeinschaft nicht als ein begrenztes nationales Segment, sondern als 
die gesamte (Welt-)Gesellschaft konstruier t wird. 
36 | Gleichwohl dies nicht als Entemotionalisierung des nation-building in 
der Moderne verstanden werden darf. Eine Feststellung, die, wie die Albert 
F. Reiterers, für die im späteren Verlauf weiter zu ver folgende Argumentation 
auf die Nation Europa hin, von großer Bedeutung ist.
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Der Begriff der Nation ist somit ein bedeutsamer funktionaler 
Faktor für die Stabilität der modernen Gesellschaft. Er leitet und le-
gitimiert als »rechtfertigende Ideologie« (Pott,2005: 85) die Bildung 
einer verlässlichen Kohäsion zwischen den einzelnen Teilen eines 
jeweiligen Segments der Gesellschaft in Europa und schafft dadurch 
einen verlässlich und stabil wirkenden Gesamtzusammenhang, 
welcher in sich zwar durch Kriege erschütterbar, aber – quod erat 
demonstrandum – nicht auflösbar war,37denn, wie blutig und zer-
störerisch die Kriege in Europa auch waren, niemals stand an deren 
Ende das Ende einer Nation oder deren Recht, sich durch einen Staat 
zu artikulieren. Besondere Stabilität erhielt das Modell der Nation 
in der Moderne durch seine Verbindung, Koppelung mit der Demo-
kratie. 
Die schon im Vorangegangenen beschriebene »Umstellung« der 
Gesellschaft auf funktionale Differenzierung im Kontext moderner 
Bewegungen führte zu einer – durch die gesellschaftlichen Groß-
gruppen auch nachhaltig eingeforderten (s.o.) – »prinzipiellen In-
klusion der Gesamtbevölkerung« in die Gestaltungsprozesse der 
Gesellschaft. (Luhmann, 2000: 97) Diese »Inklusion von jeder-
mann in das politische System« ist für Rudolf Stichweh »vermut-
lich der eigentliche Schlüssel für die Entstehung der modernen 
Nationen« (Stichweh, 1994: 83) und trägt über dieses initiierende 
Moment hinaus auch zu deren kontinuierlichem Bestand bei. Über 
viele Jahrzehnte hinweg entwickelte sich ein bis in die Gegenwart 
hinein reichender Prozess der Demokratisierung der Gesellschaft,38 
37 | Auch die innerhalb der einzelnen politischen Gemeinschaften agieren-
den linken Parteien, die als Vertreter der Arbeiterklasse den Internationalis-
mus, das konkrete Negieren des nationalen Rahmens, propagier ten, verloren 
über die Jahrzehnte ihren systemgefährdenden Schrecken und arrangier ten 
sich durch programmatische Veränderungen – bis hin zur Assimilation – mit 
dem anfangs abgelehnten System.
38 | Dieser Prozess betrif f t nahezu alle gesellschaftlichen Funktionssyste-
me und folgt der Dynamik, vormals »privilegier te(n) Akteueren« ihre »Vor-
rechte« zu nehmen (Forst, 2012: 46), zumindest einzuschränken. Jedoch 
waren die Entwicklungsschritte in den einzelnen europäischen Staaten – vor 
allem zeitlich – nicht immer kongruent. Entwickelte sich z.B. das Arbeitsrecht 
in Frankreich seit Ende des neunzehnte/beginnenden 20. Jahrhunderts auf 
Basis grundlegender Gesetze (code du travail, 1910) stetig weiter, so ent-
wickelte sich die Mitbestimmung als leitender Pfeiler im (west-)deutschen 
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der die im politischen System ausgedrückten Herrschaftsverhält-
nisse zusehends zu »Rechtfertigungsverhältnissen« transformierte. 
(Forst, 2012: 46)39 Es entwickelte sich in diesem Sinne im politischen 
System der modernen Nation eine »Legitimationskette« heraus, an 
deren Enden einerseits das »Kollektivsubjekt namens Volk […], am 
anderen Ende die Träger der drei Gewalten« standen. (Nullmeier, 
2012: 162) Den unverzichtbaren Rahmen für diese Entwicklung stell-
te der Staat dar. 
Wurde schon im Vorangegangenen die Bedeutung des Staates 
als seit dem Westfälischen Frieden unangefochtenem politischen 
Strukturprinzip benannt, so kommt dessen Weiterentwicklung zum 
National-Staat in der Moderne – im Zuge der hier entwickelten Ar-
gumentation – einer Bedeutungserhöhung gleich.
3. NatioN uNd Sta at
Als Kern der Entwicklung des dynastisch-absolutistischen Staats der 
Prämoderne zum modernen Nationalstaat erscheint die Legitima-
tion des Staates durch die Nation, (Schieder, 1991: 88) durch welche 
der Staat als technisches Institutionengefüge zur Organisation einer 
Ordnung in seinem Eigenwert normativ aufgewertet wurde. Diese 
Fundierung eines technischen »Anstaltsbetriebes« (Weber, 1980: 
29) auf dem Willen der durch ihn Beherrschten gestaltete sich am 
Beginn des »Zeitalters der Nationalstaaten« (Guéhenno, 1994. 10) in 
Frankreich als ein »revolutionäres Prinzip par excellance«, (Schulze, 
1995: 209f.) in den folgenden Jahrzehnten als ein ebensolcher, wie 
in Deutschland niedergeschlagener, Anspruch und als ein anfäng-
lich erfolgreich von den alten Eliten Indienst genommenes Legitima-
tionsmuster. Erwies sich der dynastisch-absolutistische Anspruch 
auf die Bewahrung herausgehobener Machtansprüche einer kleinen 
Personengruppe letztlich jedoch mit dem Prinzip auf Selbstbestim-
Arbeitsrecht nach der staatlichen Neukonstituierung der Bundesrepublik, 
später in der sozial-liberalen Koalition, im Besonderen durch politische Zä-
suren bedingt, erheblich weiter. 
39 | Lehner erkennt das sich aus dieser Transformation ergebende System 
als »Rechtfer tigungsordnung« und (Wahl-)Kämpfe um die Hegemonie in die-
sem als ein Gegeneinander von »Rechtfer tigungsnarrativen«. (Lehner, 2015: 
33)
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mung der Nation nicht vereinbar,40 so entwickelt sich im Zuge der 
sich im Kontext moderner Entwicklungen immer weiter ausdiffe-
renzierenden Gesellschaft mit dem Nationalstaat für Saskia Sassen 
die »komplexeste institutionelle Architektur […], die wir je hervor-
gebracht haben«. (Sassen, 2008: 17) Diese Konstruktion ermöglicht 
nicht nur die »politische Integration der Bürger einer großräumi-
gen Gesellschaft« (Habermas, 1998: 110) und somit die Herstellung 
einer »gesichtsunabhängigen Bindung« (Giddens, 1996:103), son-
dern bietet als Rechtsstaat in modernen Demokratien einen nahezu 
unerschütterlichen Rahmen für Kommunikation als Austausch von 
Möglichkeiten der Weiterentwicklung.41
Unterschlagen werden darf aber auch nicht das »janusköpfige 
Gesicht«, welches die europäische Moderne durch die Nationalstaa-
ten erhält. So sind es für Philipp Ther genau diese Nationalstaaten, 
40 | Auch in diesem Fall kann das »Deutsche Kaiserreich von 1871 als Na-
tionalstaat« (Schieder,1992) als Folie für diese Aussage erkannt werden. 
Diese Indienstnahme erwies als letztlich nicht er folgreich. Ein Nebeneinan-
der dynastisch-absolutistischer Strukturen mit dem modernen Prinzip der 
Nation war nur dort er folgreich, wo erstere auf den Anspruch der Gestaltung 
der politischen Gemeinschaft verzichteten. Dieser Vorgang konnte durch ge-
waltsame Konflikte (England, Russland) als auch durch freiwilligen Verzicht 
(Skandinavische Monarchien) er folgen. 
41 | Wichtig ist festzuhalten, dass auch in Demokratien der kommunikati-
ve Austausch nicht in einem unbegrenzten Spektrum ideeller Möglichkeiten 
stattfinden kann. Die Rahmen, bzw. die Bandbreite, in denen die europäi-
schen Nationalstaaten politische Diskurse und Handlungen zulassen, sind 
unterschiedlich weit – die skandinavischen Staaten sind deutlich liberaler 
als, z.B., die BRD oder Frankreich. Dennoch ist die Kontrolle und das Verbot 
demokratiefeindlicher, den Bestand des Staates in Frage stellender, den 
Staat gar gefährdender Diskurse und Handlungen rechtlich abgesichert. In 
politisch unruhigeren, brisanten – gar als Ausnahmezuständen bezeichneten 
– Zeiten zeigen die beiden letztbenannten Staaten, dass der Staat durchaus 
bereit ist, nicht nur schnell, sondern in Form juristisch bedeutender Regelun-
gen auch inhaltlich substantiell zu handeln. Hierbei stehen die Anti-Terrorge-
setze Frankreichs (Nov. 2015) und der Radikalenerlass der BR Deutschland 
(Jan./Febr. 1972-1991), nicht zuletzt bedingt durch unterschiedliche Anläs-
se, zwar durchaus auf unterschiedlicher Stufe, doch reichten ihre Rechts-
folgen bis in den Bereich der durch die jeweiligen Verfassungen garantier ten 
(Grund-)Rechte.
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die, als Umfassung einer ethnisch homogen gedachten Bevölkerung, 
als »naturalistischen Bedeutungskomponente der Idee des National-
staates« (Bodei, 1997: 47) gedacht, in Form eines übersteigerten Na-
tionalismus, als »dunkle Seite des Nationalstaates«, (Ther, 2011) den 
Nährboden für Menschen verachtende Einstellungen gegenüber an-
deren – als ethnische Minderheiten benannten – Menschen dien(t)
en.42 Einen weiteren Aspekt der kritischen Betrachtung des Struktur-
elements Nationalstaat in der europäischen Geschichte verdeutlicht 
Ther mit Bezug auf den Konflikte begründenden Nationalismus. So 
war die »nationalstaatliche Ordnung Europas« – ursprünglich als 
»Friedensidee« gedacht – Ausgangspunkt vieler kriegerischer Kon-
flikte, die in Grenzregionen wie Elsaß-Lothringen ihren über Jahr-
zehnte hinweg lodernden Brandherd fanden. (Ebda.: 32f.)
Benennen diese Gedanken Thers ohne jeden Zweifel einen nicht 
unterschlagbaren Aspekt des europäischen Nationalstaates als maß-
geblichen Faktor der Geschichte der Moderne in Europa, so bleibt im 
Kontext der hier vertreten Argumentation die Bedeutung des Natio-
nalstaates als modernen Strukturphänomen bestehen, welches »für 
ein Niveau an Gerechtigkeit und Freiheit (bürgt), das die Bürger zu 
Recht erhalten sehen wollen«. (Habermas, 2011: 72)
In den vorangegangenen Ausführungen sollte aufgezeigt wer-
den, inwiefern die moderne Nation als Strukturphänomen in Euro-
pa aus historischen Bewegungen, nahezu zwangsläufig, hervorging. 
Es wurde ihre Funktion als Auffang von Entwicklungen gezeich-
net, welche die jahrhundertelang gewachsenen, tradierten sozia-
len Strukturen und Selbstverständlichkeiten als statuszuweisende 
Rechte- und Identifikationsressourcen zusehends außer Kraft setz-
ten. Der im Zuge der modernen gesellschaftlichen Transformation 
zum Nationalstaat entwickelte tradierte ›Anstaltsbetrieb‹ (Weber) 
›Staat‹ gab der, von den in der Moderne neu hervortretenden Groß-
gruppen geforderten, demokratischen Selbstbestimmung den für 
diese notwendigen institutionellen Rahmen. Aber: 
Was hat das alles mit Europa zu tun, inwiefern kann das o.A. für die 
Zukunft der Europäischen Integration von Bedeutung sein? 
42 | »Diese Menschenverachtende Praxis war keine Er findung von Diktato-
ren oder ein Unfall der Geschichte, sie ging aus den Grundlagen des heutigen 
Europas und seiner nationalstaatlichen Ordnung hervor.« (Ther, 2011, 67)
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4. daS NatioNale PoteNtial
Die Gesellschaft in Europa und ihr derzeitiger politischer Stand 
der Europäischen Integration – die Europäische Union – sehen sich 
einer Reihe von Entwicklungen gegenüber, die den wohligen Raum 
einer lang empfundenen Sicherheit tangieren, gar in Frage stellen 
und gefährden. In den folgenden Kapiteln wird sich mit diesen Ent-
wicklungen und ihren Auswirkungen für das Thema dieser Arbeit 
konkret beschäftigt werden, dennoch ist es hier wichtig festzustel-
len, dass Entwicklungen wie die derzeitige Flüchtlingsbewegung 
mit der Suche von Menschen nach dem Zufluchtsort Europa, die 
grundsätzliche Finanzkrise der Mitgliedsstatten der EU mit den viel-
fach am Horizont gezeichneten Exitoptionen einzelner Mitgliedstaa-
ten (Grexit, Brexit usw.) wie auch die zum ständige Menetekel für die 
Gesellschaft in Europa firmierende Terrorgefahr nicht nur die ein-
zelnen Mitgliedssaaten der EU, sondern auch die Union als Ganzes 
unter Druck setzen. Diese Drucksituationen gleichen nicht den im 
Vorangegangenen dargestellten Entwicklungen, doch lassen sie am 
Horizont der politischen Diskurse die Frage nach grundsätzlichen 
Strukturen erkennen, die sowohl den – schon im Kontext globalisie-
rungstheoretischer Erwägungen – stark in Zweifel gezogenen euro-
päischen Nationalstaat betreffen als auch die Europäische Union als 
Zusammenschluss derselben. 
Die sich hier mit Bezug auf die o.a. Darstellungen entwickelnde 
Antwort bezüglich der Relevanz und Brauchbarkeit der Idee der Na-
tion für einen gemeinsamen europäischen Rahmen bindet sich an 
den Begriff der Potentiale. Hierbei sollen Potentiale, Saskia Sassen 
folgend, als »kollektive Produktionen« verstanden werden, »[…] de-
ren Entwicklung Zeit, Anstrengung, Wettbewerb und Konflikte mit 
sich bringt und deren Nutzen prinzipiell vieldeutig ist […]« die dar-
über hinaus »[…] zu der Entstehung eines Bezugssystems beitragen 
(können), das ganz anders ist als dasjenige, aus dem es entstanden 
ist«. (Sassen, 2008: 28) Dieser Vorstellung folgend, stellt der nationa-
le Kontext einen ideellen und semantischen Fundus zur Verfügung, 
welcher – originär an singuläre nationale Bedeutungskontexte ge-
bunden –, mit seiner Transponierung auf die europäische Tonlage, 
mit der Unterfütterung der Vorstellung von einem geeinten Europa, 
ein neues Bezugssystem erschaffen und fundieren kann. 
Veranschaulicht werden soll diese Vorstellung an einem, in 
der deutschen Zeitschrift Der Spiegel 2004 erschienenen, Artikel 
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des Schriftstellers Leon de Winter. Der Frage, »Wo steckt Europas 
Seele?« folgend, greift de Winter auf ein prominentes nationales 
Kommunikationsmuster zurück: Bot der nationale Mythos durch 
das Prominent-Erhalten nationaler Helden und bedeutender natio-
nal besetzter Orte43 als zentraler Bestandteil nationaler Narrative44 
einen bedeutenden Beitrag zur »Kompensation der Entfremdungs-
erscheinung der Moderne«, (Free, 2007: 161) so ist Leon de Winters 
vermeintlich klagende Frage: »Wer kennt die ›Founding fathers‹ 
unserer EU« oder die Orte, »an denen unsere Helden für das freie 
Europa gefallen sind?« als Bestätigung und Bestärkung dieser Dy-
namik und als auf den europäischen Zusammenhang weitergedacht 
zu erkennen. (Der Spiegel, 19/2004: 158) Dieses Beispiel veranschau-
licht das, was mit dem Begriff Potential im Kontext der hier vertrete-
nen Argumentation gemeint ist: Das in tradierte Kommunikations-
muster einbindbare und mobilisierbare vielschichtige Reservoir an 
historischen, kulturellen und politischen (Bedeutungs-)Zusammen-
hängen, die – wenn auch nicht explizit behauptet – auf den Zusam-
menhang eines europäischen »wir«, einer Europäischen Nation als 
ideellem und – in Form eines Staates – strukturellen Auffang von 
Druckdynamiken verweisen, durch welche die Gesellschaft in Euro-
pa bedroht/beeinträchtigt wird.
Generell liegt das nationale Potential darüber hinaus in dem 
entwickelten Bedeutungszusammenhang der Nation selbst. Die Be-
deutung der Nation als modernem Strukturelement ließ sich am 
Nachhaltigsten, wie o.a,, mit dessen Kontrastierung der Verhältnis-
se der prämodernen/-nationalen Gesellschaft aufzeigen Die Nation 
erschien im Kontext der o.a. Entwicklungen – im Besonderen der 
politischen Aufklärung – vornehmlich im 19. Jahrhundert nicht nur 
als umfassendes Symbol des Emanzipationsanspruchs der Gesell-
schaft, sondern wurde auch in Form des Nationalstaates zu einem 
unerlässlichen Rahmen der Stabilisierung dieses sich zur politi-
43 | Ein Beispiel für die Besetzung von Orten mit national-geschichtlicher 
Bedeutung, gar Mystik, veranschaulicht Hans-Dieter Otto in seinem Buch 
über die »Schicksalsschlacht im Teuteburger Wald« (»Arminius vs. Varus«), 
von der er feststellt, dass sie »für uns [sic]« die »bedeutendste Schlacht 
(der) Geschichte« geworden ist. (Otto, 2009: 17, kursiv M.K.) 
44 | »[…] selbst moderne Nationalstaaten kommen bis heute nicht ohne 
ihre Mythen von glorreichen Kriegen und Revolutionen, von Nationalhelden 
und Nationalheiligen aus«. (Dommermuth-Gudrich, 2000: 14) 
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schen Norm der Gesellschaft realisierenden Anspruchs. Die Nation 
widerspiegelt in diesem Verständnis also einen Bedeutungskontext, 
der aus »Entwicklung(en), […] Anstrengung[en] Wettbewerb[en] und 
Konflikt(en)« besteht, aus denen »kollektive Produktionen« erwach-
sen, deren »Nutzen prinzipiell vieldeutig« (Sassen, 2008: 28) und 
offen ist. Sie bildet als ein prinzipiell für unterschiedlichste Entwick-
lungen offener Rahmen – eine für einen ständigen Prozess wie der 
Europäischen Integration nahezu essentielle Voraussetzung.
Diese Ausführungen haben versucht, den Begriff der Nation als 
das zu entwickeln, was ihn für die Entwicklung der Europäischen 
Integration als wertvoll erscheinen lässt: als ein politisches Struk-
turelement der Moderne. In der Darstellung der Entwicklung die-
ses Strukturelements im Kontext moderner Entwicklungsschübe 
nimmt dieses Element in Form des Nationalstaates die Position 
eines verlässlichen und stabilen Rahmens für die Entwicklung der 
Moderne ein. Das folgende Kapitel wird anhand zweier konkreter 
Beispiele aufzuzeigen versuchen, inwiefern dieser hier dargestellte 
Zusammenhang in der aktuellen Situation wieder zu erkennen ist 
und nationale Potentiale die Nation für die Europäische Integration 
als nützlichen Entwicklungsschritt erscheinen lassen.  

II. Nutzen und Potential –    
 Die nützliche Nation 
»Wenn man […] die wachsende Abhängigkeit 
der Nationalstaaten von den systemischen 
Zwängen einer zunehmend interdepen-
denten Weltgesellschaft […] anerkennen 
muss, drängt sich die politische Notwen-
digkeit auf, demokratische Verfahren über 
die Grenzen des Nationalstaates hinaus zu 
erweitern.«
(Habermas, Jürgen, 2011: Zur Ver fassung 
Europas. Ein Essay; Berlin, Seite 51)
Im ersten Kapitel ist ein Zusammenhang zwischen historischen, 
politischen Bewegungen und ihren sozioökonomischen/-politischen 
Folgen für die sich in die Moderne hinein entwickelnde Gesellschaft 
aufgezeigt worden, der die Nation als nahezu zwangsläufige Antwort 
auf die mit diesen Entwicklungen verbundenen Verunsicherungen 
und Freisetzungen erscheinen lässt. In diesem zweiten Kapitel soll 
dieser Gedankengang auf die europäische Ebene übertragen und für 
den Prozess der Europäischen Integration weitergedacht werden, in-
dem anhand zweier konkreter Beispiele die Relevanz des Modells 
der Nation als Auffang soziopolitischer (Druck-)Dynamiken aufge-
zeigt wird.
Die im Folgenden aufgezeigten Themen sind mit den im ersten 
Kapitel dargestellten, fundamentale Umwälzungen begründenden 
Druckdynamiken nicht gleichzusetzen, dennoch stellen auch sie 
Drucksituationen für die bestehende politische Struktur her, welche 
die vermeintlich wohligen Rahmen und politischen Räume, durch 
welche die Menschen als Gemeinschaften zusammengefügt werden, 
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bedrohen. Hierbei entsprechen jedoch die gewählten Beispiele der 
unkalkulierbaren, unvorhersehbar und willkürlich Opfer produzie-
renden Terrorgefahr und des Umgangs mit den in Europa Hilfe und 
Schutz suchenden Menschen, durchaus nicht immer den von Jürgen 
Habermas erwähnten ›systemischen Zwängen‹ (s.o.). Sie verweisen 
vielmehr auf gesinnungs-/verantwortungsethisch bzw. humanis-
tisch-idealistisch/zweckrational-politisch orientierte Positionen, die 
den vermeintlichen Grund des europäischen Selbstverständnisses, 
wie es in den (Gründungs-)Verträgen sichtbar wird, berühren.
Es soll durch die folgenden Ausführungen sichtbar werden, in-
wiefern die Nation als modernes Strukturphänomen über Potentiale 
verfügt, die ein geeintes Europa als Auffang dieser Dynamiken und 
somit als Antwort im Sinne der hier vertretenen Argumentation er-
kennen lassen. Hierbei repräsentieren die zwei gewählten Themen 
komplexe Zusammenhänge, die jeweils für sich eine einfache mono-
kausale Beziehung von Ursache und Wirkung nicht erkennen las-
sen, einen solchen einfachen Zusammenhang vielmehr ausschlie-
ßen. Aus ihnen ergibt sich auch nicht eine spezifisch und einzig 
für die Gesellschaft in Europa bestehende Gefährdungs- oder gar 
Drucksituation. Doch für den Prozess der Europäischen Integration, 
für den sie auf den ersten Blick eher kontraproduktive Fliehkräfte 
freizusetzen scheinen, lässt sich mit Bezug auf ihre Wirkung für die 
Gesellschaft in Europa als Gesellschaft in Europa mit einem zweiten 
Blick ein selbstbestimmtes politisches Modell herleiten: Die Euro-
päische Nation. 
1. terror
Terrorismus ist ein die Historie Europas seit dem 19. Jahrhundert 
begleitendes Phänomen, das sich nicht als ein kontinuierlich auftre-
tendes, strukturell homogenes, monokausal herzuleitendes Moment 
politisch-militärischen Agierens zusammenfassend beschreiben 
lässt. Heinz-Gerhard Haupt und Klaus Weinhauer zeigen vielmehr 
die multiplen ideellen Grundlagen und Formen des Terrorismus 
in fünf historischen Phasen auf und geben so einen Einblick in die 
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Heterogenität des Terrorismus als historischem Phänomen. (Haupt/
Weinhauer, 2011: 179ff.)1 
Der derzeit um sich greifende Terror(-ismus), der durch Gewalt-
akte wahllos vielzählige Tote und Verletzte hervorrufende Schrecken 
und die Angst der Menschen, jederzeit an jedem Ort Opfer solcher 
Gewaltakte werden zu können – Ulrich Beck spricht von der Entgren-
zung des »Möglichkeitsraums der Taten«, welche die »Institutionen 
der Prävention, Berechenbarkeit, Kontrolle« unterläuft –, (Beck, 
2007: 278) ist kein einzig die Gesellschaft in Europa bedrohendes 
Phänomen. Die Menschen, und das ist eine der beklemmenden Bot-
schaften des Terrors, scheinen sich an keinem Ort der Welt sicher 
vor unterschiedlich motivierter Gewalt fühlen zu können – ob Mum-
bai, Mogadischu oder Oslo/Utoya.2,3 Doch die Ereignisse der nahen 
Vergangenheit haben deutlich gemacht, dass Europa zu einem nach-
haltig gewählten »theatre of operation« der Terroristen geworden ist. 
(Stock/Herz, 2010: 14) Für die folgenden Ausführungen ist es nicht 
erheblich, welchen inhaltlichen Bezugspunkt die unterschiedlichen 
terroristischen Akte hatten, welche normativ begründeten Absichten 
Menschen, die etliche andere Menschen bewusst schädigten und in 
den Tod rissen, mit diesen Taten verbanden; ob diese Taten regional 
lokalisierbaren, religiösen oder weltanschaulich-politischen Konflik-
ten entsprangen;4 noch viel weniger kann es darum gehen, dem mul-
1 | So beschreiben Haupt/Weinhauer die fünf Phasen des »Anarchist and 
nationalist terrorism (1870-1914)«, des »Anti-colonial terrorism (1920s 
– 1990s)«, des »Right-wing terrorism of the interwar years«, des »New left 
terrorism (1960s – 1980s)« und des bis in die Gegenwart reichenden »Reli-
giously inspired terrorism (since 1980)«. (Haupt/Weinhauer, 2011: 179ff.)
2 | Bei einem Terroranschlag und einer darauffolgenden Geiselnahe in einem 
Hotel in Mumbai kamen am 26. November 2008 174 Menschen ums Leben, 
239 wurden verletzt., Ein Bombenanschlag in Mogadischu vom 30.ß8.2016 
riss 26 Menschen in den Tod, am 22.07.2011 erschoss ein Rechtsextremist 
nach einem Anschlag in Oslo auf der kleinen norwegischen Insel Utoya 69 
Menschen. 
3 | Wodurch der Terror zu einer »globalisier ten Erwartung« wird. (Beck, 
2007: 280)
4 | Stock/Herz benennen in ihrer Veröffentlichung aus dem Jahr 2010 den 
»international terrorism motivated by Islamist ideology« als die – damals – 
gegenwärtig »greatest potential threat«. (Stock, Jürgen/Herz, Annette L., 
2010: 47) Dennoch zeigen andere Ereignisse die Vielschichtigkeit der Mo-
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tiplen »politischen Versagen nach 9/11« (Erler, 2011: 45) Mutmaßun-
gen über einen richtigen, erfolgreichen Kampf gegen den Terror im 
Zuge umfangreich entwickelter Strategien zur Sicherheit in »einer 
besseren Welt«5 anzufügen:6 Entscheidend im Kontext der hier ver-
tretenen Argumentation ist die Bedeutung der Terrorakte als in die 
Gesellschaft in Europa hinein massenmedial vermittelte Ereignisse, 
denn: 
»Gewalt ist, weil sie das Fürchten lehrt, 
ein kommunikatives Ereignis ersten Ranges« 
(Luhmann, 1997: 797)
Diese Feststellung Niklas Luhmanns zur Gewalt könnte ohne weite-
res in eine brauchbare Umschreibung des Begriffes Terror eingefügt 
werden, denn das Fürchten lehren ist ein nicht unerheblicher Effekt 
einer abstrakten, aber durch massenmedial vermittelte Bilder ver-
anschaulichten Gefahr.7 Die zweite in dieser Formulierung enthal-
tene Feststellung, die Gewalt sei ein kommunikatives Ereignis ers-
ten Ranges, legt darüber hinaus den Grund für das Verständnis des 
Terrors als einem ständigen Begleiter der Menschen in Europa. An 
ihr lässt sich die Vorstellung von der Europäischen Nation als mög-
tivationslagen von Terroristen auf. Diese Unberechenbarkeit und die Bereit-
schaft der Täter, Schrecken zu verbreiten, macht einen er folgreichen Diskurs 
über die Verhinderung von Terror – im Besonderen als kommunikativen Er-
eignis – so schwer. 
5 | Der Bezugspunkt dieser Feststellung ist die von der EU im Dezember 
2003 ver fasste Europäische Sicherheitsstrategie (ESS) mit dem Titel: »Ein 
sicheres Europa in einer besseren Welt«, in welcher die EU der Analyse kon-
kreter Bedrohungssituationen – zu denen auch der Terror gehörte – unter-
schiedliche Konzepte zur Prävention entgegenstellte. (www.consilium.euro-
pa.eu/uedocs/cms_data/librairie/PDF/QC7809568DEC.pdf)
6 | Es soll durch diese Formulierung nicht der Eindruck einer Diskreditierung 
dieser wichtigen Diskurse entstehen. Es ist hier nicht der Ort, sich an ihnen 
zu beteiligen. 
7 | S. den Terroranschlag auf die Türme des World Trade Centers vom 
11.09.2001, die durch ihre massenmediale Vermittlung mit der Benennung 
9/11 zu einem weltweiten verwendeten Synonym für diesen Schrecken ge-
worden sind. 
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lichem Auffang des Verlustes eines für die tägliche Lebensführung 
so wichtigen Sicherheitsempfindens aufzeigen.
*
Mit der »Schockgeburt« (Beck, 2007: 131) des Terrorismus als glo-
baler Gefahr durch die einstürzenden Twin Towers in New York 
(11.09.2001) ist die Möglichkeit, an jedem Ort zu jeder Zeit ein Op-
fer terroristisch motivierter Gewalt werden zu können, für die Men-
schen in Europa zu einer nur schwer verdrängbaren gedanklichen 
Figur geworden. Die Terroranschläge von Madrid (11.03.2004) und 
London (07.07.2005) haben diese gedankliche Möglichkeit zu einer, 
in den folgenden Jahren für die Menschen in ganz unterschiedli-
chen Teilen Europas erfahrbaren Realität werden lassen.8 Sicherheit, 
ein »fact of human existence«, ist, (Booth/Dunne, 2012) auch wenn 
sie niemals als eine vom Staat gegebene Garantie, erst recht nicht 
als selbstverständlich verstanden werden darf, für die Menschen in 
Europa über sechs Jahrzehnte hinweg eine wichtige Erfahrung in 
ihrem Leben geworden. Dennoch werden seit dem Anschlag von 
New York und den folgenden Terrorakten zu dieser Erfahrung Bil-
der hinzugefügt,9 welche dem durch diese Gewalt geschaffenen Leid 
und Schrecken nicht nur Anschaulichkeit verleihen, sondern letzt-
lich die Verletzlichkeit einer als sicher geglaubten Existenz vor Au-
gen führen.10 
8 | Jeden einzelnen Terrorakt aufzuführen birgt die Gefahr in sich, als eine 
Bedeutungswertung missverstehbar zu sein und damit die Opfer unspek-
takulärerer erscheinender Anschläge eventuell als weniger bedeutsam zu 
empfinden. Das soll deshalb hier vermieden werden. Doch ziehen sich in den 
Jahren nach 2004/5 die Terrorakte nahezu quer durch Europa, von Südfrank-
reich bis nach Stockholm, betreffen gesellschaftliche Zentren wie Paris oder 
Brüssel, Feierlichkeiten (Nizza, Berlin), Konzerte (Paris), Urlaubszusammen-
künfte (Utoya) und betreffen die zur Selbstverständlichkeit gewordene Arti-
kulation der Gesellschaft in Europa (Jyllands Posten, Charlie Hebdo).     
9 | Die Vielzahl von Gewaltakten, die dem Anschlag vom 11.09.2001 folg-
ten und ebenso entsetzliches Leid schufen, scheinen dennoch ein nahezu 
»monströses Alleinstellungsmerkmal« für 9/11 (Erler, 2011: 10) nicht infra-
ge stellen zu können.
10 | Florian Rötzer erkennt in der Wirkung der Fernsehbilder vom Angrif f auf 
die World Trage Center Türme eine entstandene »lähmende Fatalität«, die 
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Hierbei spielt die massenmediale Erreichbarkeit der Menschen, 
im Besonderen die Erreichbarkeit in Bezug auf visualisierbare Infor-
mationen, eine gewichtige, ja zentrale Rolle.11 Stellen William Doug-
las und Joseba Zulaika, gleichsam als Untermauerung ihrer Aussage 
»We are all writing ›terror« auch fest, dass die Literatur zum Thema 
Terror zu einer »major growth industry« geworden sei, (Douglas/
Zulaika, 1996: 32) so sind es heute vor allem bewegte Bilder und die 
durch diese erzählten Geschichten, welche das »Leid und Grauen […] 
globalisieren« und zu einer weltweit erreichbaren Information mit 
einem hohen emotionalen Bewegtheitsfaktor werden lassen. (Beck, 
2007: 283)12 Die Wirkung der Anschläge auf die Gesellschaft be-
ruht hierbei »nicht allein« auf der Größe des durch sie angerichteten 
»Schadens«, sondern im hohen Maße auf der »Ästhetik der Bilder«.13 
(Rötzer, 2002: 88) Terror ist somit eine, wenn auch »particular bru-
tal […] form of communication […] a medium for messages«. (Booth/
Dunne, 2012: 143, kursiv M.K.) Grundlage für diese Feststellung 
ist die Bedeutung der Erreichbarkeit der Gesellschaft, die Informa-
tion muss so vermittelbar sein, dass sie überall, zumindest an dafür 
den Eindruck entstehen ließ, »dass nichts mehr so sein wird, wie es einmal 
war«. (Rötzer, 2002: 91) 
11 | Dies ist keine Feststellung, die einzig in der Gegenwart zu belegen 
ist. Die Ermordung des amerikanischen Präsidenten J.F. Kennedys am 
22.11.1963 ist nicht nur aufgrund ihrer politischen Bedeutung zu einem 
weltweit bedeutenden Ereignis geworden. Die Bilderflut, welche dieses Er-
eignis in die Welt vermittelte, konservier te nicht nur das Faktische und legi-
timier te und fundier te über Jahrzehnte hinweg Verschwörungstheorien, sie 
erhält dieses Ereignis bis in die Gegenwart hinein auch als ein Betroffenheit 
erzeugendes. 
12 | Anschaulich verdeutlicht Florian Rötzer den »Bann der Bilder« durch 
den Bezug auf das Beispiel des Anschlages auf das WTC vom 11.09.2001. 
(Rötzer, 2002: 95) 
13 | Bis heute wird das Ereignis des Anschlages von New York weniger durch 
Bilder von »ground zero« – des danach – als durch die Einschläge der bei-
den Maschinen in die WTC Türme, mithin dem Empfinden der zeitnahen Er-
fahrung, dokumentier t. Der am gleichen Tag stattgefundene Angrif f auf das 
Pentagon, von dem nur Bilder des Danach existieren, rückt in der Betrach-
tung von 9/11 deutlich weniger in das Zentrum der Aufmerksamkeit.
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vorgesehenen relevanten Orten,14 aufgenommen und in mögliches 
Anschlusshandeln überführt werden kann. Diese Erreichbarkeit ge-
winnt ihre Bedeutung für den hier entwickelten Argumentations-
strang durch zwei Aspekte, die miteinander verwoben, auf den Ge-
danken der Nation Europa zulaufen.
Der erste Aspekt betrifft die Motivation/Intention der Täter. 
Hierbei spielen nicht die ideologischen Fundamente und Ansprüche 
der einzelnen Täter eine Rolle, sondern die strukturellen Vorausset-
zungen der medialen Vernetzung der Gesellschaft.15 Der Terroris-
mus gewinnt durch diese Betrachtung nicht als Ausdruck individu-
ellen Denkens und Handelns eines Täters (oder einer Tätergruppe) 
Bedeutung, sondern als eine aus der Beobachtung der Zielgruppe 
des Terrors gewonnene »strategy of communication, in which me-
dia play an important role«. (Haupt/Weinhauer, 2011: 177)16 Florian 
Rötzer erkennt bei den Terroristen in der Wahl deren Mittel zur 
Durchführung eines Anschlags ein »aufmerksameitsstrategisch« 
ausgerichtetes Kalkül, welches sich an deren Brauchbarkeit für die 
»Inszenierung von Aufmerksamkeitsspektakeln« orientiert (Rötzer, 
2002: 94/87)17 – eine Feststellung, welche im Besonderen, aber nicht 
allein, durch die Anschläge von New York bestätigt wird. Die mas-
senmediale, zu jedem späteren Zeitpunkt erneut abrufbare Infor-
mation zeigt sich gerade durch die Tatsache, aufbewahrt und jeder-
zeit erneut vermittelt werden zu können, als kontinuierlich wirkende 
»occupation of minds«, durch welche der Terror »become[s]  part oft 
14 | Als solche relevanten Orte benennen Ken Booth und Tim Dunne De-
mokratien, die, »because of their openness and freedom«, (Booth/Dunne, 
2012: 143) sowohl ein sehr geringes Maß an rechtlicher Beschränkung der 
Sendung solcher Bilder als auch ein hohes Maß an Diskurs über mögliche 
Anschlussoptionen repräsentieren. 
15 | Annette Herz und Jürgen Stock zeigen anhand der Benennung konkre-
ter einzelner Beispiele auf, inwiefern Al Quaeda Medien (Videobotschaften 
via Internet) für die kommunikative Verbreitung des Terrors nutzt(e): »Osama 
Bin Laden threatened Europe with retaliation measures in an audio message 
seized on 20. March 2008.« (Stock, Jürgen/Herz, Annette L., 2010: 22f.)
16 | S.a. Peter Waldmann: »Terrorismus […] ist primär eine Kommunika-
tionsstrategie.« (Waldmann, 2011: 17) 
17 | »[…] sind die Medien mehr als nur ein Mittel zum terroristischen Zweck, 
[…]. Sie sind vielmehr integraler Bestandteil des terroristischen Kalküls.« 
(Waldmann, 2011: 92)
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the ›everday fears‹ of people«. (Booth/Dunne, 2012: 15) Die Essenz 
dieses ersten Aspektes muss somit für die Täter die Annahme einer 
weitreichenden medialen Aufmerksamkeit und Vermittlung der In-
formation eines jederzeit, an jedem Ort wahllose Opfer hervorru-
fenden Schreckens sein, der – völlig unkalkulierbar – die »Verletz-
lichkeit der bestehenden Ordnung« demonstriert (Waldmann, 1011: 
98) und das Sicherheitsempfinden der Gesellschaft wenigstens be-
einträchtigt.18. Anders: Hing das sogenannte Schwert der Sage nach 
an einem dünnen Haar einzig über Damokles und stellte dessen so 
vermeintlich angenehmes Leben unter den Schatten eines jederzeit 
möglichen Risses des Haares, so ist nun die gesamte Gesellschaft in 
Europa von einer solchen Gefahr betroffen.
Diese Feststellung führt zu dem zweiten bedeutenden Aspekt 
der Erreichbarkeit der Gesellschaft, der Zusammenfügung der ein-
zelnen Informationen zu einem Gesamtpaket, oder auch: Der Kons-
truktion der Realität durch die Massenmedien.
Die Formulierung der »Konstruktion der Realität« ist einer 
Arbeit Niklas Luhmanns entnommen, die sich mit der »Realität der 
Massenmedien« befasst und mit der darin gestellten Frage »welche 
Realitätsbeschreibung erzeugen Massenmedien?«, den entscheiden-
den Hinweis für die hier verfolgte Argumentation gibt. (Luhmann, 
1996: 139) Die durch die Printmedien und Fernsehanstalten vermit-
telten Bilder der in Europa verübten Terroranschläge vermittelten 
an jedem erreichbaren Ort: So alltäglich das U-Bahnfahren (Lon-
don 2005, Brüssel 2016, St. Petersburg 2017), so unspektakulär der 
Weihnachtsmarktbesuch (Berlin 2016), der Besuch einer Festivität 
(Nizza 2016) oder eines Konzertes (Paris 2015) auch sein mögen: Das 
dünne Haar kann jederzeit reißen, das fallende Schwert wahllos je-
den treffen. Es kommt diesbezüglich zu dem, was Wolfgang Frindte 
und Nicole Haußecker als »Inszenierte(n) Terrorismus« benennen. 
(Frindte/Haußecker, 2010) Scheinen die »Massenmedien die Art 
zu bestimmen, wie die Welt gelesen wird«, (Luhmann, 1996: 143) 
so ist das Resultat der massenmedialen In-Szene-Setzung die »ge-
zielte Herstellung der wirklichen Möglichkeit der globalen Terrorge-
fahr«. (Beck, 2007: 131, kursiv M.K.) Am Ende steht – als durch die 
Massenmedien konstruierte Realität – somit die Gemeinschaft der 
18 | »The threat situation and the images of terror transmitted directly by 
the media influence the way public thinks and […] its subjective feeling of 
security.« (Stock/Herz, 2010: 14)
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in Europa lebenden Menschen als durch die Möglichkeit des Schre-
ckens bedrohter Gemeinschaft. Diese Gemeinschaft entsteht durch 
ein Gesamtbild, welches Resultat einer in den und durch die Medien 
ständig präsent gehaltenen und jederzeit abrufbaren Information 
ist.19 
*
Benennt Peter Waldmann den Zusammenhang des Handelns der 
Terroristen und der Medien auch als »unheilige Allianz«, (Wald-
mann, 2011: 93)20; mag für die Terroristen die mediale Vernetzung 
der Gesellschaft in Europa – wie o.a – auch eine wichtige, gar not-
wendige Voraussetzung für ihr Agieren sein, so ist ihr Zustande-
kommen dennoch systemischen Logiken und keiner bewussten – 
vor allem: normativen – Intention der Vertreter der Massenmedien 
geschuldet. Zur Untermauerung dieser Feststellung soll hier auf 
die Ankündigung vom damaligen Chefredakteur der Internetseiten 
der französischen Tageszeitung Le Monde – Jérôme Fenoglio – vom 
27.07.2016 verwiesen werden, der im Bewusstsein der Wirkung die-
ser ›unheiligen Allianz‹ verkündete, keine Photos von Terroristen 
mehr zu veröffentlichen: »pour éviter d’éventuels effets de glorifica-
tion posthume«. (Le Monde, 27.07.2016)21 Die Wirkungen dieser ver-
meintlichen Allianz auf die Gesellschaft sind vielschichtig. Neben 
den vielen Bekundungen des Festhaltens am geübten Lebensstil, das 
sich durch nahezu alle Fernsehberichte zur Nachbetrachtung und 
Aufarbeitung der Terroranschläge in Europa zog und die Feststel-
19 | Ein Beispiel für dieses Abrufen eines durch Bilder konservier ten Terror-
schocks sind die Wiederholungen der Bilder der in die Twin Towers einschla-
genden Flugzeuge und die darauffolgenden Ereignisse. 
20 | Waldmann verweist in seiner Argumentation auf klassische, bekannte 
Zitate Walter Laqueurs (›die Massenmedien seien die besten Freunde des 
Terrorismus‹) und Margarethe Thatchers (die ›Massenmedien stellen dem 
Terrorismus den Sauerstoff, ohne den diese nicht leben können‹). (Wald-
mann, 2011: 93)
21 | »A la suite de l’attentat de Nice, nous ne publierons plus de photo-
graphies des auteurs de tueries, pour éviter d’éventuels effets de glorifi-
cation posthume.« (Le Monde, 27.07.2016, www.lemonde.fr/idees/ar  ti 
cle/ 2016/07/27/resister-a-la-st rategie-de-la-haine_4975150_ 3232.
html#7y845BR4deePYfvv.99)
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lung des damaligen französischen Präsidenten Francois Hollande – 
»Notre mellieurs arme, c’est notre unité.« –22 (Le Monde, 08.01.2015) 
widerspiegelte; neben einem ebenso trotzig wie beherzt klingenden 
»Je sius chalie« bleibt eine nur schwer quantitativ zu erfassende, in 
die Tiefe jedes einzelnen Menschen reichende Angst,23 zumindest 
Unsicherheit, beim Betreten eines öffentlichen Raumes, und die-
ser öffentliche Raum ist kein nationalstaatlich definierter, noch be-
grenzter.
Konstatiert man mit Luhmann, dass die Funktion der Massen-
medien das »Dirigieren der Selbstbeschreibung des Gesellschafts-
systems« ist, (Luhmann, 1996, 173) dann ist nach allem o.A. die 
strukturelle Voraussetzung dafür erfüllt, dass das Europäische Gan-
ze, das europäische »Wir«, als Bestandteil der Selbstbeschreibung 
einer komplexen Mehr-Ebenen-Identität,24 kommuniziert wird. Ein 
Beispiel für diese These findet sich in der Erklärung des damaligen 
Bundespräsidenten Joachim Gauck vom 14.11.2015 zu den Terroran-
schlägen vom 13.11.2015 in Paris. Im Mittelpunkt dieser Erklärung 
stand die Anteilnahme und Solidaritätsbekundung gegenüber der 
französischen Nation durch das deutsche Staatsoberhaupt als Reprä-
sentant der Deutschen Bevölkerung. Erscheint hier das Wort »wir« 
in der Feststellung neben dem Personalpronomen »unser« als Um-
fassung einer nationalen »Entschlossenheit« zu verteidigen, »was 
unsere französischen Freunde einst ins politische Leben Europas ge-
rufen haben: Liberté, Egalité, Fraternié«, so lässt die Formulierung 
22 | Francois Hollande zitier t nach: www.ouest-france.fr/attentats-paris/
attentats-charlie-hebdo-pourquoi-je-suis-en-vie-4718632
23 | Von der Nachhaltigkeit einer solchen Angst berichtet die französische 
Zeitung »ouest france« auf ihrer Internetseite, die zwei Jahre nach dem An-
schlag auf die Zeitschrif t Charlie Hebdo von einer damals Betroffenen fest-
stellt, »Perle Anne reste traumatisée«. (www.ouest-france.fr/attentats-paris/
attentats-charlie-hebdo-pourquoi-je-suis-en-vie-4718632)
24 | In der vielfältige individuelle (Familen-/Freizeit-)Identitäten mit kol-
lektiven (Berufsfeld-/politische//nationale) zusammengefügt werden. Mar-
tin Albrow spricht jedoch die Schwierigkeit an, innerhalb dieser komplexen 
Identitätskonstruktion personale und kollektive Identitätsmerkmale mitein-
ander zu verbinden, denn: »Unter den Bedingungen der Globalisierung wird 
es für Individuen immer schwieriger, ihre Identität innerhalb exakter Kate-
gorien wie Nationalität, Geschlecht oder Alter zu bestimmen. Zudem will die 
große Mehrheit der Individuen das auch gar nicht mehr.« (Albrow, 1998: 236) 
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von »unser Europa« ist »ein Bollwerk der Demokratie und der Men-
schenrechte« das Europäische Identitätssegment erkennen. (Gauck, 
14.11.2015: www.nordkurier.de, kursiv M.K.). Das nationalstaatliche 
wird hier mit dem europäischen Segment verbunden, in einer Rede 
zusammengeführt, die über das vermittelte Mitgefühl mit den Op-
fern hinaus resolute Entschlossenheit und Handlungsbereitschaft 
signalisiert.25 
Die Kommunikationsdichte, die kommunikative Erreichbarkeit 
der Menschen in Europa, ist insofern eine in zweierlei Hinsicht be-
deutende, in Bezug auf den zweiten Aspekt gar notwendige struk-
turelle Voraussetzung für das Zustandekommen eines Ereignisses. 
Wurde im o.A. aufgezeigt, inwiefern diese Kommunikationsdichte 
und die damit verbundene Verbreitung einer Information in die Tie-
fe der Gesellschaft als »Sauerstoff« (Thatcher, 15.07.1985, www.mar-
garetthatcher.org)26 für den Terrorismus dient, so gilt ebensolches 
für das Entstehen eines Europäischen Bewusstsein.
*
Die europaweite Verbreitung der Bilder von Terroranschlägen und 
ihren katastrophalen Folgen; die Verbildlichung von abstrakt er-
scheinenden Gefahren und Ängsten und letztlich des durch sie her-
vorgerufene menschlichen Leids lassen – und dieses ist der Verweis 
auf das Gefühl einer europaweit entstehenden Europäischen Emp-
findung sui generis – einen »Real-Thriller« entstehen, »der die Mau-
ern der nationalen Gleichgültigkeit zum Einsturz bringt«. (Beck, 
2007: 133) Die im Vorangegangenen zitierte Rede des ehemaligen 
Bundespräsidenten Joachim Gauck entspricht dieser Aussage Ulrich 
Becks. Doch geht sie im Sinne der hier vertretenen Argumentation 
darüber hinaus. Gauck gibt nicht nur den einstürzenden Mauern na-
tionaler Gleichgültigkeit wortgewaltig Ausdruck – »Ganz Frankreich 
25 | »Aus unserem Zorn über die Mörder müssen Entschlossenheit und 
Verteidigungsbereitschaft werden […] die Terroristen werden nicht das 
letzte Wort haben.« (www.nordkurier.de/politik-und-wir tschaft/die- ter roris 
ten-werden-nicht-das-letzte-wort-haben-1518767511
26 | »And we must try to find ways to starve the terrorist and the hijacker of 
the oxygen of publicity on which they depend« (www.margaretthatcher.org/
document/106096) – 1985 Jul 15, Margaret Thatcher. Speech to American 
Bar Association
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trauert, und diese Trauer macht am Rhein27 nicht Halt. Sie hat uns 
alle erfasst.« –, er benennt darüber hinaus Europa als unser Euro-
pa und verweist auf eine, im ersten Kapitel dargestellten Beziehung 
zwischen den Menschen und einem erst einmal abstrakt erschei-
nenden Überbau. Jedoch verliert diese Abstraktheit durch den einst-
mals revolutionären Wertekanon ›Liberté, Egalité, Fraternié‹, den 
»unsere französischen Freunde« ins »politische Leben Europas ge-
rufen« haben, ihren, durch eine – wenigstens unterstellte – Distanz 
des konstruierten Überbau zur lebensweltlich-erfahrbaren Realität 
der Menschen erwachsenden, vermeintlichen Schrecken. (Gauck, 
14.11.2015: www.nordkurier.de) Die Erkenntnis ist, dass die natio-
nalen Gleichgültigkeiten in dem Maße ihr Fundament zu verlieren 
scheinen, indem die bildergestützte massenmediale Kommunika-
tion die Menschen im real erfahrenen und jederzeit möglichen Leid 
zusammenführt.28 
Diese Erkenntnis stützt den Gedanken an die Europäische Na-
tion – doch sie begründet diese nicht. Sie leitet, bei allen strukturel-
len Analogien zu den Themen und Dynamiken, welche die Transfor-
mation der prämodernen Staaten zu modernen Nationen initiierten 
und trugen (I), nicht zu einem Punkt, der diese Europäischen Nation 
in Bezug auf das hier behandelte Thema der Gefahr des Terrorismus 
als rational begründbare Antwort, besonders im hier vertretenen Sin-
ne: als Auffang zeichnet. Der entscheidende Ansatz einer solch ratio-
nalen Begründung findet sich in der These von Tim Dunne und Ken 
Booth, den interkulturellen Dialog als eine Antwort auf den Terror zu 
erkennen, wobei der letztlich relevante Gedanke ist, dass diese, im 
interkulturellen Dialog entstehende, Antwort nicht vielstimmig sein 
kann, sondern mit einer Stimme gesprochen werden sollte. (Booth/
Dunne, 2012: 177) Nicht der polvphone Chor der einzelnen National-
staaten Europas, der in den weltpolitischen Krisenszenarien der na-
27 | Joachim Gauck verwendet mit dem Bezug auf den Rhein eine, in der 
deutschen Literatur, besonders im 19. Jahrhundert, nachhaltig verwendeten 
Metapher, die lange Zeit dazu diente, ein deutsches Selbstbewusstsein und 
Nationalgefühl – gerade in Abgrenzung zu Frankreich – zu erzeugen. (s. »Was 
ist des eutschen Vaterland«, Ernst-Moritz Arndt, 1813/»Wacht am Rhein«, 
Max Schneckenburger, 1840). 
28 | So formulier te die Deutsche Kanzlerin Angela Merkel in Reaktion auf 
den Terroranschlag in London vom 04.06.2017: »über alle Grenzen hinweg 
im Entsetzen und der Trauer vereint«. (www.zeit.de/news/201706/04)
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hen Vergangenheit eine einheitliche europäische Position zwischen 
den Polen militärischen Agierens und friedlicher Zurückhaltung 
vermissen ließ, sondern eine verlässlich europäische Stimme ist hier 
gefragt. Eine mit einer Stimme gesprochene Antwort, die ihre gestei-
gerte Verlässlichkeit aufgrund ihrer Bestimmung als Produkt eines 
genuin Europäischen Meinungsbildungs- und Artikulationspro-
zesses erhält und im (welt-)politischen Prozess, im Gegensatz zum 
kleinteilig-nationalstaatlichen Agieren als substantiell begriffen wer-
den kann – darüber hinaus die Attraktivität besitzt, zunehmenden 
Unsicherheiten potenter weltpolitischer Akteure die Verlässlichkeit 
eines ›neuen‹, ebenfalls potenten Akteurs entgegenstellt.29 
Es geht hier um die Idee eines komplexen Strauß‹ von Maßnah-
men als Antwort auf ein ebenso komplexes ›Problem‹, das nicht al-
lein durch eine Maßnahme und nicht alleine durch einen Akteur 
bewältigt werden kann. Maßnahmen auf mehreren Ebenen müssen 
sich in diesem Strauß ergänzen. Doch es wird auch ein weiteres Pro-
blem sichtbar: So hatte die EU »established a remarkable set of mea-
sures, rules, strategies etc. in the post 9/11 phase«, (Wahl, 2010: 118.)30 
dennoch haben im Besonderen die Anschläge von Paris und Brüssel 
(22.03.2016) deutlich gemacht, welche Lücken in der Zusammen-
arbeit nationalstaatlicher Behörden entstehen können. (www.br.de, 
11.11.2016/www.welt.de, 28.03.2016) Thomas Wahl nennt aufgrund 
eines von ihm erkannten »gap between the laws […] and effecct in 
practice« die »EU’s counter-terrorism activity […] a ›paper tiger‹« und 
stellt die letztlich für die hier vertretene Argumentation entschei-
29 | Die Reaktion der europäischen Staaten, insbesondere Frankreichs mit 
der Rede des französischen Präsidenten Emmanuel Macron – »Make our pla-
net great again« –, auf den von Donald Trump angekündigten Ausstieg der 
USA aus dem Pariser Klimaschutzabkommen, steht für eine solche Position. 
(www.bento.de) 
30 | Diese Acquis Anti-terrorisme Politik lässt sich unter drei Überschrif ten 
zusammenfassen: 1. Prevention (Hinwendung vor allem junger Menschen 
zum Terrorismus verhindern, Methoden d. Ansprache durch Terroristen, Ra-
dikalisierung frühzeitig erkennen); Protection (Maßnahmen zum Schutz von 
Menschen und Infrastrukturen, um die Verletzbarkeit zu verringern); 2.Pro-
secution (globale Ermittlung, Ver folgung und Bekämpfung der terroristi-
schen Infrastrukturen, supporting networks); 3. Response (managment and 
minimisation der Konsequenzen, Folgen eines terroristischen Aktes, Nöte 
der Opfer).« (Wahl, 2010: 120.)
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dende Frage nach der Glaubwürdigkeit dieser Maßnahme im Span-
nungsfeld der »discrepancy between the ›EU paper‹ and application 
of the instruments at the national levels«. (Wahl, 2010: 159ff.) Benö-
tigt wird offensichtlich ein verlässliches politisches System, dessen 
Ansprüche nicht im Dickicht nationalstaatlicher Zuständigkeiten 
versickern, sondern das strukturell über die Voraussetzungen ver-
fügt, eine Bedrohung der Menschen in Europa bestmöglich abweh-
ren und diese in ihrer zunehmenden Verunsicherung auffangen zu 
können. 
*
Terror ist, weil er das Furchten lehrt, ein kommunikatives Ereignis, 
und die Berichterstattungen über 9/11, die Terroranschläge von Paris, 
London, Nizza, Brüssel und Berlin belegen dies: Je mehr Kameras 
Bilder zur Verfügung stellen, umso mehr rücken diese Ereignisse 
in die gesellschaftliche Wahrnehmung, umso mehr erreicht der Ter-
ror seine Wirkung – umso mehr prägen und mitbestimmen sie aber 
auch die Wahrnehmung und Selbstbeschreibung, die Identitätsbil-
dung und -konstruktion, letztlich die Bildung eines Kollektivs selbst. 
Die vorangegangenen Ausführungen haben versucht aufzuzeigen, 
dass ein Resultat der Wirkung dieser massenmedialen Kommuni-
kation der Gefahr des Terrorismus in diesem Sinne das ›Einstürzen 
nationaler Gleichgültigkeiten‹ (Beck), mithin das Zusammenrücken 
der Menschen in Europa als durch eine gemeinsame Bedrohung 
umfasste Gemeinschaft steht, die aber in der gegenwärtigen politi-
schen Struktur Europas nicht aufgefangen wird. 
Das zweite zu behandelnde Thema, die europäische Flüchtlings-
krise, schließt sich an diesen Argumentationsstrang an, gleichwohl 
es sich auf den ersten Blick als unterschiedlich zu dem im Voran-
gegangenen behandelten darstellt, scheint es doch in erster Linie 
nicht um die Belange der Bürger der EU zu gehen, sondern um den 
Umgang der EU mit den in Europa um Zuflucht suchenden Men-
schen und dem – nicht nur politischen – Selbstverständnis der Ge-
meinschaft. Doch dieses Selbstverständnis kann, vor allem wenn die 
Rede von der Europäischen Nation als einem Renan’schen plebiscit 
de tous ist, nichts anderes als ein durch die Menschen in Europa als 
Bürger Europas legitimiertes und getragenes sein. In diesem Sin-
ne wird auch das Thema der Flüchtlingskrise in Europa zu einem 
Versatzstück für die Argumentation der Notwendigkeit der Europäi-
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schen Nation als Auffang von Druckdynamiken, die in den einzel-
nen Nationalstaaten nicht verlässlich aufgefangen werden können.   
2. die »FlüchtliNgSkriSe«
Die mit dem Begriff der ›Flüchtlingskrise‹ nur unzureichend um-
fasste, in der Literatur aber sehr häufig mit diesem Terminus ange-
sprochene Thematik des vielschichtig begründbaren und sich eben-
so vielschichtig äußernden Drucks auf die EU und die politischen 
Systeme der Nationalstaaten Europas – im Besonderen in deren 
Position als Mitgliedstaaten der Europäischen Union – lässt sich als 
Versatzstück einer komplexen Argumentation nur mit der Gefahr 
verwenden, ihrer Vielschichtigkeit und Komplexität beraubt zu wer-
den.31 Wie bei dem Abschnitt zum Terror hängt auch hier im Auf-
führen von Zahlen und vermeintlich seelenlosen rationalen Fakten 
den folgenden Ausführungen der Makel des Ausblendens schier un-
sagbaren Leides an, welches den nach Schutz und Hilfe suchenden 
Menschen zu Teil wurde/wird. Bei aller an der Sache dieser Abhand-
lung orientierten Argumentation um die benannte Krise darf und 
soll, um die Worte Patrick Kingsleys zu verwenden, nie vergessen 
sein »wie menschlich ihre Opfer sind«. (Kingsley, 1016: 261)
Die »Europäisierung« der Asyl- und Migrationspolitik hat seit 
den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts auf der europapolitischen 
Ebene zu einer »erheblichen Regelungsdichte« geführt, (Luft, 2016: 
48) die mit der Konstituierung des am 14.06.1985 geschaffenen 
Schengen-Raumes32 und den sich daraus ergebenden Konsequenzen 
31 | Diese Vielschichtigkeit und Komplexität verleitet Ivan Krastev zu der 
Feststellung: »Die Flüchtlingskrise erweist sich als Europas 11. September« 
(Krastev, 2018: 25) 
32 | Das als Schengen (I) -Abkommen bekannte »Übereinkommen vom 14. 
Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wir tschafts-
union, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 
Grenzen« sah den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den Binnengrenzen 
der Mitgliedstaaten vor. Durch weitere Novellierungen, Durchführungsver-
ordnungen und Beitrittsprotokolle wurde der Schengen-Raum in den folgen-
den Jahren/Jahrzehnten(bis dato zuletzt 2007 um die 2004 beigetretenen 
Länder) sukzessive ausgeweitet. 
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– dem Wegfall der Kontrollen an den europäischen Binnengrenzen/
Sicherung der Außengrenzen – einhergeht. Konstatiert man aber, 
dass das von der EU-Kommission im Juni 2017 angestrebte Vertrags-
verletzungsverfahren gegen Ungarn, Polen und Slowenien aufgrund 
deren Weigerung, der im September 2015 beschlossenen Umvertei-
lung von Asylbewerbern Folge zu leisten, (www.zeit.de, 13.06.2017)33 
ein weiteres Beispiel für die Blockade der Nationalstaaten gegen 
das Voranschreiten der Europäischen Integration – besonders in 
den »Herzen und Köpfen« (Amato, zitiert n. Süddeutsche Zeitung, 
135/2004) der Menschen in Europa – belegt, dann hätte dieses The-
ma auch im nachfolgendem Kapitel angeführt werden können. Doch 
veranschaulicht gerade dieses Feld die Notwendigkeit eines klar und 
deutlich handelnden, mit den rechtlichen Kompetenzen ausgestatte-
ten und durch den Willen der Menschen in Europa als europäische 
Bürger legitimierten Gemeinwesen; doch belegt gerade dieses The-
ma die Nützlichkeit der Nation Europa. 
*
Wanderungsbewegungen gab es in Europa in der zweiten Hälfte 
des 20.ten Jahrhundert nahezu durchgängig: Der 2. Weltkrieg mit 
seinen tiefgreifenden Folgen, der Fall des eiserenen Vorhangs 1989 
sowie der Bürgerkrieg im zerfallenden Jugoslawien bildeten hierbei 
den politischen Hintergrund für besonders stark auftretende Bewe-
gungen. Pull- und Push-Faktoren der Wanderungen34 wechselten 
hierbei ebenso ihre Bedeutung wie deren Zielorte. Die politischen 
Eruptionen, durch welche die arabische Welt von der arabischen 
Halbinsel bis zu den nordafrikanischen Staaten im zweiten Jahr-
zehnt des 21. Jahrhunderts erfasst wurde und an denen einzelne 
Nationalstaaten Europas – im Besonderen gilt dieses für das Enga-
gement Großbritanniens, Frankreichs und Italiens im Fall ›Lybien‹ – 
33 | Konkret ging es um die Weigerung Ungarns, Polens und Sloweniens, 
sich an der Umsetzung eines im September 2015 in der EU beschlossenen 
Programms zur Umverteilung von bis zu 160.000 Asylbewerbern aus den 
Hauptankunftsländern Italien und Griechenland zu beteiligen. (rsw.beck.de, 
07.2017)
34 | Mit den Begrif fen der Pull-, bzw. Push-Faktoren werden sowohl individu-
ell als auch kollektiv wirkende Faktoren kategorisier t, die die Abwanderung 
(Push-)und Zuwanderung (Pull-)aus/in einen Staat bedingen, begründen.
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bedeutenden Anteil hatten,35 begründeten im zweiten Jahrzehnt des 
21. Jahrhunderts eine Wanderungsbewegung der aus diesem Teil der 
Welt stammenden Menschen, die neben den in direkter Nachbar-
schaft liegenden Staaten (im Besonderen Jordanien, Türkei) Zuflucht 
und Schutz in Europa suchten. Vergegenwärtigt man sich die be-
deutende ökonomisch-politische (militärische) Bedeutung der west-
lichen Staaten als handelnde Akteure in der Weltpolitik, dann mutet 
die Tatsache, dass die EU auf die Migrationswelle nicht vorbereitet 
war, diese nicht »auf dem Radarschirm« hatte, (Schwarz, 2017: 31) als 
»schwer verständlich« an.(Luft, 2016: 9) Diese Aussage betrifft nicht 
die quantitativen Ausmaße dieser Migration, doch dass die o.a. Um-
brüche, vor allem der »chaotische Staatszerfall« (Schwarz, 2017: 169) 
Lybiens – einem tragenden Bestandteil der zentralen Mittelmeer-
fluchtoute nach Europa –36 weitreichende Konsequenzen für Europa 
als in »unmittelbarer Nachbarschaft« liegender Zielort Schutz- und 
Hilfe suchender Menschen haben würden, scheint, zumindest aus 
heutiger Sicht, nicht überraschend.37 
Das Europa eine bedeutende Position als Zufluchtsort einnimmt, 
liegt an einer Reihe von als beständig erscheinenden (Pull-)Faktoren: 
Neben der schon erwähnten räumlichen Nähe (Syrien, Lybien) sind 
dies im Besonderen die jahrzehntelange Abwesenheit von Krieg,38 
die für Menschen, die mit der stetigen Erfahrung von Zerstörung 
und Gewalt leben, ebenso »anziehend« wirken muss wie ein damit 
35 | So stellte die Operation »Odyssey Dawn«, die semantische Umfassung 
der Luftangrif fe einer Koalition mehrerer Staaten unter der Führung der 
USA, Großbritanniens und Frankreichs, die damals (2011) »größte Militär-
intervention« in der arabischen Welt seit dem 2. Golfkrieg 2003 dar. (SZ, 
66/2011: 1)
36 | – neben der Routen über das westliche (von Nordafrika auf die iberi-
sche Halbinsel) und das östliche Mittelmeer-/Balkanroute eine der »wesent-
lichen« Fluchtrouten. (Luft, 2016: 39)
37 | Hatte die Regierung Italiens unter Silvio Berlusconi noch mit dem da-
mals in Lybien herrschenden Diktator Gaddafi »großzügige« Vereinbarun-
gen getroffen, um die illegale Einwanderung nach Italien zu unterbinden, 
(Schwarz, 2017: 67) so hinterließ dessen Sturz eine politisch unüberseh- 
und unkontrollierbare Situation, in der Schleusergruppen von der Not zigtau-
sender Menschen profitier ten und diese auf die lebensbedrohliche Flucht 
über das Mittelmeer schickten. 
38 | – verstanden als gewaltsames Gegeneinander von Staaten.
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verbundenes Sicherheitsempfinden. Dieses Sicherheitsempfinden 
ist ein gewichtiger Bestandteil dessen, was Stefan Luft mit dem Be-
griff der »Wohlstandszonen Europas« umschreibt, (Luft, 2016: 7) 
ein Begriff, der als Pull-Faktor nur unzureichend und unvollstän-
dig erfasst wäre, würde man ihn auf seinen ökonomischen Aspekt 
reduzieren. Doch dessen ungeachtet kommt es in der öffentlichen 
Diskussion gelegentlich zu einer als bewusst gewählt erscheinen-
den undifferenzierten »Vermengung« von Flüchtlings- und Arbeits-
markt orientierter Migration, durch welche das »Bewusstsein für die 
Schutzverpflichtung gegenüber Flüchtlingen«, wie sie im Art. 78 
AEUV/VvL festgeschrieben ist,39 untergraben wird. (Luft, 2016: 103) 
Ein konkretes Untergraben formulierter Europäischer Grundwer-
te, ein »systematisches Nichteinhalten von EU-Gesetzen«, (Börzel, 
2017: 83) gibt es auf der Ebene der realpolitischen Flüchtlingspolitik: 
Formulierten die Verfasser des Vertragswerks von Lissabon auch die 
Herleitung und Grundierung der Europäischen Union aus/auf hu-
manistischen Werten und Überzeugungen,40 so lassen sich die Bil-
der über die in den Erstaufnahmelagern in Griechenland und Italien 
herrschenden Zustände nur ebenso schwerlich mit diesen Werten 
in Übereinstimmung bringen41 wie die Verweigerung der Solidarität 
mit den durch die Flüchtlingsströme zuerst konfrontierten Staaten 
(Italien, Griechenland) durch einige Staaten Osteuropas. 
Fügt man diesem die offensichtlichen Schwierigkeiten der Union 
an, eine homogene verlässlich-stringente Grenzkontrollpolitik im 
Inneren, wie auch eine, dem eigenen normativen Anspruch zwi-
schen Willkommenskultur und Abschottungspolitik gerecht wer-
39 | So erklär t die EU in diesem Artikel die Entwicklung einer »gemeinsamen 
Politik im Bereich Asyl […] mit der jedem Drittstaatsangehörigen, der inter-
nationalen Schutz benötigt, ein angemessener Status angeboten und die 
Einhaltungdes Grundsatzes der Nicht-Zurückweisung gewährleistet werden 
soll.« (AEUV/VvL, Ar t. 78 [1])
40 | »schöpfend aus dem […] humanistischen Erbe Europas« (Präambel 
EUV/VvL); »Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der 
Menschenwürde […]« (Ar t. 2 EUV/VvL)
41 | So sind die Feststellung »Italien ist für Flüchtlinge eine Zumutung« 
(www.spiegel.de, 13.07.2012) und die Titulierung des griechischen Flücht-
lingslagers in Idomeni als »Elendslager« (www.suedkurier.de, 19.05.2016) 
nur wenige Beispiele der massenmedialen Berichterstattung über die un-
haltbaren Zustände in den Flüchtlingslagern.
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dende Grenzsicherungspolitik nach Außen durchsetzen (!) zu kön-
nen; (Busch, 2016: 32ff.)42 konstatiert man mit Hans-Peter Schwarz, 
dass die EU »eben doch« ein Staatensystem ist, »in dem sich die 
Mitgliedsstaaten viel herausnehmen können« (Schwarz, 2017: 67), 
dann »zerschellen« die »viel beschworenen Werte Europas« nicht 
nur, wie Klaus Busch feststellt, an den Grenzzäunen der auf dem 
afrikanischen Kontinent liegenden spanischen Exklaven Ceuta und 
Medilla, (Busch, 2016: 60) sondern an der Realität und Persistenz 
nationalstaatlicher Ansprüche und Egoismen.43 Aber gerade dieses 
Thema belegt die Notwendigkeit einer politischen Größe, die für das 
politisch geeinte Europa eine verlässliche Politik nicht nur formu-
liert, sondern auch durchsetzt. Anders: Gerade mit diesem Thema 
lässt sich die Notwenigkeit der Europäischen Nation und ihrer Ob-
jektivation in einem Staat aufzeigen, denn nirgendwo, in keinem 
anderen Themenfeld, lässt sich der Zusammenhang von ideeller 
Fundierung als Grundstock einer sich zu diesem Fundament beken-
nenden Nation und einem notwendigen Staat deutlicher aufzeigen. 
Aber was ist der hier sichtbar werdende ›Grundstock‹, was die ideelle 
Fundierung, die als Bekenntnispunkt einer sich in einem Staat arti-
kulierenden Nation?
*
Wie schon im vorangegangenen Kapitel aufgezeigt wurde, haben 
es die Erzähler einer Identität stiftenden Geschichte Europas, die 
Erdenker eines europäischen Mythos, schwer, sich gegen den ein-
flussreichen, mithin »stärkste[n] […] mythopoetischen Attraktor der 
Moderne, de(n) Nationalismus« durchzusetzen. (Koschorke, 2015. 
163) Sie finden nur begrenzte semantische Ressourcen vor, die noch 
42 | Busch konstatier te 2016 eine »innere Zerrissenheit der EU« sowie ein 
Widereinander unterschiedlicher Vorstellungen (Willkommenskultur vs. Ab-
schottungspolitik), die zwar zunehmend auf eine Position zulaufen – Busch 
schreibt von einer »unausgesprochene(n) radikale(n) Abkehr von der Will-
kommenskultur« –, (Busch, 2016: 44) doch eine in sich homogene Politik 
vermissen lassen. 
43 | Die Dublin-Abkommen, die von 1990 (Erlassen Dublin I – 2013/Dublin 
III) versuchten, Regelungen für die Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten im 
Umgang mit Flüchtlingen zu treffen und an deren Egoismen scheiter ten, sind 
für diese Feststellung ein trauriger Beleg. 
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nicht durch den Nationalismus besetzt wurden. Allerdings schien es 
in den ersten Jahren der hohen Zahl von Migration von Flüchtlingen 
nach Europa in den Jahren 2015/2016, dass die »Einfühlsamkeit, mit 
der immer mehr Europäer die Ankommenden empfangen« (www.
zeit.de, 15.02.2016) einen tiefliegenden Humanismus widerspiegelt, 
der als »Reflexion aus der Ich-Perspektive […] meine moralische und 
politische Identität aus der Negation der Negation von Humanität« 
definiert. (Zimmermann, 2005: 91f.)44 Wovon Rolf Zimmermann 
spricht, ist die zeitweise nahezu ganz Europa umspannende Herr-
schaft des Nationalsozialismus mit dem durch ihn verübten Ver-
brechen gegen die Menschheit (Hannah Arendt), den Holocaust. 
Dieser stellt, so Albrecht Koschorke, mit dem 2. Weltkrieg zusam-
men als »negatives Gründungsmoment« eine bedeutende Rolle als 
»Ursprung des heutigen Europas« dar. (Koschorke, 2015: 168) Wirkt 
Koschorkes Feststellung der Selbsterzählung Europas als einer 
»posttraumatisierten Gesellschaft« (ebda.: 169) auch ein wenig zu 
wortgewaltig, so trifft sie dennoch den hier vertretenen Argumen-
tationsstrang. Dieser lässt sich mit dem oben zitierten Begriff der 
Einfühlsamkeit, der Empathie, fokussieren. 
Unbestritten für den Gang der hiesigen Argumentation ist das 
vielfach in den Medien angesprochene Wegkippen der in Deutsch-
land, aber auch Schweden und Österreich, lange Zeit vertretenen, 
nicht selten als durch die Medien im Sinne der »politischen Eliten 
[…] konstruiert« diskreditierte – somit »erfundene« – Willkommens-
kultur zugunsten einer primär durch die Visegrád-Staaten vertre-
tenen Abschottungspolitik. (www.cicero.de, 24.07.2017)45 Unbestrit-
ten ist auch eine in den Bevölkerungen der EU-Mitgliedsstaaten 
vorhandene migrationsskeptische Sicht auf die Ereignisse europäi-
scher Politik, im Besonderen, wenn sie mit den in Europa verübten 
Terroranschlägen zu einer Gesamtinformation verschmelzen. Die 
Haltung der Menschen in Europa scheint sich, befeuert durch Ak-
44 | Zimmermann benennt diese Figur als »existentielles Reflexionsradi-
kal«. (Zimmermann, 2005: 91) 
45 | Nimmt man zu den genannten Vertretern der Willkommenskultur noch 
Großbritannien, Spanien und Italien als unentschiedene Länder hinzu, so 
verläuft die Trennlinie der »innere Zerrissenheit der EU« (Busch, 2016: 32) 
zwischen westeuropäischen Ländern und den »postsozialistischen Transfor-
mationsstaaten«, denen »die Er fahrung mit größeren Flüchtlingsbewegun-
gen« fehlt. (Luft, 2016: 77)
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teure, die Ängste und nationales Besitzstanddenken schüren, be-
deutend zu wandeln.46 Doch neben diesen Fakten offenbarte das in 
vielen Zusammenhängen sichtbar werdende Engagement der Euro-
päer, die Integration der geflüchteten Menschen zu unterstützen 
und zu forcieren,47 eine tiefliegende Bereitschaft zur Empathie, in 
deren »Durchbruch« Hajo Funke »auch eine Chance für Europa« 
sieht, (www.deutschlandfunk, 14.09.2015) denn …
… diese Empathie ist ein Phänomen, das deutlich macht,  
was sein kann.
Die Formulierung ›was sein kann‹ bringt hier zum Ausdruck, dass 
diese Empathie jederzeit möglich ist, sie aber nicht jederzeit zum 
Ausdruck kommen muss. Die tagespolitischen Ereignisse mögen die-
se Bereitschaft oft genug unsichtbar werden lassen und einen Zwei-
fel an der den flüchtenden Menschen gegenüber geübten Haltung 
ausdrücken, diese darüber hinaus als »Weltoffenheitstaumel und 
Betroffenheitsjargon« diskreditieren. (www.cicero.de, 24.07.2017) 
Diese Bereitschaft ist auch kein originär europäisches Phänomen. 
Doch ist sie ein Bekenntnis zur Humanität auf einem Kontinent, der 
durch die Negation zu dieser Humanität jahrelang beherrscht und 
tyrannisiert, durch die durch sie hinterlassenen materiellen und ide-
ellen Trümmer geprägt wurde. Diese Geschichte ist dadurch, stän-
diger Begleiter der Menschen in Europa zu sein, von hoher Identität 
bildender Bedeutung, bedeutender als in Gemeinwesen, in denen 
die Abkehr vom Humanismus nicht tägliche Erfahrung war und im 
historischen Bewusstsein dementsprechend verankert ist. Die o.a. 
vermeintliche Abkehr von der gelebten Willkommenskultur stellt in 
diesem Sinne auch keinen wirklich tiefgreifenden Sinneswandel dar, 
46 | Der EU-Gipfel vom 27/28.06.2018 geriet, durch eine von der deut-
schen CSU zugespitzten innerdeutschen Machtfrage – »Überleben Kanzlerin 
Angela Merkel und ihre Regierung?« – (www.sueddeutsche.de, 28.06.2018) 
zu einer Veranstaltung, die sich schwerpunktmäßig mit dem Thema der Mi-
grationspolitik befasste und so dem migrationsskeptischen Teil der Men-
schen in der BR Deutschland Rechnung zu tragen schien. 
47 | »[…] für zügige Arbeitserlaubnis (88 Prozent) und er folgreiche Integ-
ration (77 Prozent) von Flüchtlingen spricht sich eine konstant große Mehr-
heit aus« So die nnz-on.ine zu einer Umfrage der Bertelsmannstif tung in 
Deutschland aus dem Jahre 2017. (www.nnz-online, 07.04.2017)
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sondern eine, auf der in den tagespolitischen Diskursen geweckten 
Angst beruhende Reaktion, die – und das veranschaulicht die von 
Funke erkannte Chance – jederzeit in Empathie übergehen kann. 
Diese ist ein Bestandteil eines komplexen Sets von Handlungsmög-
lichkeiten – und das ist wichtig, denn es steht für das, was bei Funke 
als eine »Chance für Europa« steht. Wichtig ist hier also nicht die 
Tatsache der durch den politischen Diskurs flankierten und getra-
genen gesellschaftsweiten Abkehr von der Willkommenskultur, son-
dern die jederzeit mögliche und in konkretes Handeln einmündende 
Abkehr von der »Negation der Negation von Humanität« (Zimmer-
mann, s.o.) = der gelebten Empathie. 
Doch diese »Chance für Europa« benötigt einen verlässlichen 
Rahmen. Solange sich ein kollektives Handeln nur im Kontext eines 
nationalen Öffentlichkeitsbewusstseins äußern und entwickeln 
kann, um dann diesem nationalstaatlichen System als originäres 
Phänomen zugeschrieben zu werden, (s. Kap. II) läuft diese Chance 
ins Leere. Eine Chance kann eine solche kollektive Handlungsmög-
lichkeit für Europa nur sein, wenn sie diesem zugeschrieben werden 
kann. Hierfür bedarf es eines erkennbaren – staatlichen – Rahmens, 
innerhalb dessen diese Handlung zu einem Selbstverständnis dieses 
Rahmens selber werden kann. Eine Union der nationalen Staaten 
kann dies, quod erat demonstrandum, nicht! Innerhalb einer durch 
Nationalstaaten gebildeten Union wird ein europaweites Handeln le-
diglich zu einem Ausdruck der Summe aller (Einzel-)Teile und nicht 
zu einem europäischen Denken und Handeln sui generis. Es bedarf 
eines gemeinsamen Wahrnehmungs- und Impulsrahmens, wobei 
mit dem Begriff des Impulsrahmens ein handelnder politischer Be-
zugsrahmen gemeint ist, der durch seine Entscheidungen der – kri-
tischen – Bevölkerung den Impuls zum Handeln gibt. Das Beispiel 
des 2. Irakkrieg verdeutlicht den Gedanken: Millionen von Men-
schen in Europa brachten durch Demonstrationen ihre Ablehnung 
zu einer Beteiligung an diesem Krieg zum Ausdruck. Die gegen den 
Willen ihrer Bevölkerungen trotzdem an diesem Krieg teilnehmen-
den Regierungen Spaniens und Großbritanniens wurden in zeitnah 
stattgefundenen nationalen Parlamentswahlen abgewählt. Einen 
europaweiten Impact des Handelns der Menschen Europas gab es 
nicht – weil es ihn nicht geben konnte. Die damalige Zustimmung 
zur ablehnenden Haltung Jacque Chiracs und Gerhard Schröders 
kanalisierte sich in den Diskursen der jeweiligen Nationalstaaten. 
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Das hier behandelte Thema zeigt auf, wie hilfreich ein verlässlich 
sich artikulierender und handelnder Rahmen ist. Gerade aus einem 
Thema heraus, an dem sich die Persistenz nationalstaatlich orien-
tierten Denkens und Handelns, die Beharrung des Nationalstaates 
gegenüber einem ganzheitlich-europäischen Handeln begreifen 
lässt, wird die Notwendigkeit einer Nation Europa ableitbar. Es wird 
sichtbar, dass nationalstaatliche Alleingänge, die in der Regel auf Ab-
schottung setzen, wenig geeignet sind, der komplexen Problematik 
millionenfach Schutz suchender Menschen Herr zu werden. Die 
Türen zu zumachen und das Problem einfach auszuschließen, mag 
für einen kurzen Moment attraktiv erscheinen, doch wenn man die 
Feststellung und Annahme von Klaus Busch teilt, dass die »[…] UN, 
vor allem aber die Großmächte, nicht in der Lage sind, die politi-
schen Konflikte in diesen Teilen der Welt zu lösen, muss das Phäno-
men des Flüchtlings- und Asylbewerberstroms nach Europa in den 
nächsten Jahren als dauerhaft betrachtet werden«, (Busch, 2016: 35) 
dann wird die Lösung dieses Problems materielle und ideelle, ge-
dankliche Ressourcen benötigen, die von einem Nationalstaat allei-
ne nicht erbracht werden können. Es bedarf vielmehr des Handelns 
eines Akteurs, der sowohl über die finanziellen und kommunikati-
ven Voraussetzungen eines strukturierten und verlässlichen Agie-
rens einerseits als auch über die verlässlichen, rechtlich-verbindlich 
durchsetzbaren Rahmenbedingungen für dieses Handeln anderer-
seits verfügt. Doch dazu in den folgenden Kapiteln.
3. NatioNale PoteNtiale
Die beiden dargestellten Beispiele zeigen auf, dass die einzelnen Na-
tionalstaaten in Europa ihre Existenz für die Menschen als Räume 
der wohligen Geborgenheit und Sicherheit in einer immer komple-
xer werdenden (geo-)politischen Umwelt verlieren. Es wird sichtbar, 
dass durch die Terrorgefahr und die Flüchtlingskrise soziopolitische 
Lagen entstehen, die die Menschen einerseits als mögliche Opfer 
und durch real erfahrenes und medial kommuniziertes Leid virtu-
ell zusammenführen, diese andererseits in einem aus dem »Span-
nungsverhältnis […] eigener normativer Ansprüche und der migra-
tionspolitischen Wirklichkeit« (Luft, 2016: 47) entstehenden Raum 
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vermeintlich taten- und orientierungslos ›zurücklassen‹.48 Für beide 
Vorgänge und Positionen bieten die einzelnen Nationalstaaten kei-
nen verlässlichen Rahmen, in dem sich die Menschen in Europa mit 
diesen Lagen verorten können. Beide Beispiele entsprechen zwar 
nicht den im ersten Kapitel als Druckdynamiken dargestellten sozio-
politischen Bewegungen des 18./19. Jahrhunderts, doch machen sie 
sichtbar, dass die politische Struktur des in Nationalstaaten diffe-
renzierten Europa, der EU, nur ungenügend in der Lage ist, die aus 
den dargestellten Druckszenarien entstehenden Bewegung, Ängste 
und Befürchtungen der Menschen in Europa aufzufangen. Worin 
aber können die Potentiale des Strukturmodells Nation bestehen, 
die strukturellen Gegeben-, gar Besonderheiten dieses Modells, die 
die Europäische Nation am gedanklichen Horizont dieser Arbeit, im 
Sinne dieses Kapitel als nützlich, erscheinen lassen? Was können die, 
um es mit den Worten Saskia Sassens zu sagen, »kollektive[n] Pro-
duktionen« sein, »die […] zu der Entstehung eines Bezugssystems 
beitragen [können], das ganz anders ist als dasjenige, aus dem es 
entstanden ist«? (Sassen, 2008: 28) 
Beide Beispiele machen deutlich, dass die politischen Struktur-
merkmale einer Nation, wie sie im vorangegangenen Kapitel ent-
wickelt worden sind, auch für die Bewältigung der dargestellten 
Drucksituationen alternativlos sind. Dies gilt im Besonderen für 
die Demokratie. Die Selbstbestimmung der Menschen in Europa 
als BürgerInnen Europas ist eine zwingende Voraussetzung für ein 
europäisches Handeln in Bezug auf die Terrorgefahr und – im Be-
sonderen – für die Bewältigung der Flüchtlingskrise. In diesen Situ-
ationen auf die Rolle eines Zuschauers und Adressaten im Theater 
nationalstaatlicher Politikangebote und -diskurse reduziert zu wer-
48 | Mit dem Begrif f orientierungslos soll ausgedrückt werden, dass die 
Eindrücke und Empfindungen der Menschen in den nationalstaatlichen poli-
tischen Konstruktionen einer Willkommenskultur oder einer Abschottungs-
politik nicht genügend aufgefangen werden. Bilder von auf Schlauchbooten 
über das Mittelmeer fliehenden Menschen; Bilder von den Zuständen im 
Flüchtlingslager Idomeni oder die Bilder bei der Flucht ums Leben gekomme-
ner Menschen lassen dahingegen die Menschen mit einem Mix unterschied-
licher Gefühlslage zurück, die keiner umfassenden Antwort, aber eines 
wertegeleiteten europaweit gesellschaftlich geführten Diskurses bedürfen 
– denn es ist ein Thema der Gesellschaft in Europa, das auch dort diskutier t 
werden muss. 
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den, verdammt die BürgerInnen Europas zur Passivität in bedeuten-
den, Identität bestimmenden Fragen. In Fragen, die einer originär 
europäischen Antwort bedürfen. An beiden Beispielen wird aber 
noch ein weiteres Potential sichtbar, dessen Bedeutung für die Bil-
dung einer Nation unverzichtbar ist: 
Sowohl der Terrorismus als auch die Flüchtlingskrise hinterlas-
sen, vermittelt durch europaweit kommunizierte Bilder, kollektive 
Empfindungen. Hierzu gehört eine vermeintlich abstrakte, durch 
die massenmediale Vermittlung in das Bewusstsein gerückte Angst 
vor dem Terrorismus ebenso wie das kollektive Entsetzen und Mit-
gefühl bei Bildern von Terroropfern oder auf lebensgefährlichen 
Routen flüchtenden Menschen. Es handelt sich um Produkte mas-
senmedialer und die nationalstaatlichen Räume überschreitender 
Kommunikation, durch welche ein Faktor entsteht, der für die Ent-
stehung eines nationalen Kollektivs von grundlegender Bedeutung 
ist: der Erzählung einer Geschichte, eines Mythos – hier: des »Euro-
pa-Narrativ«. (Koschorke, 2015: 189) Fügt man dem von Koschorke 
konstatierten Fundament des 2. Weltkrieges und des Holocaust 
als negativen Gründungsmoment Europas (Koschorke, 2015: 168) 
den Überbau der kollektiven Wahrnehmung als potentieller und 
realer Terroropfer und einer in die Zuschauerrolle in der Tragödie 
der Flüchtlingskrise gedrängten Bevölkerung Europas hinzu, dann 
kann durch diese Erzählung ein historisch grundiertes49 komplexes, 
genuin europäisches Identitätsgebilde entstehen. Die Diskussion 
um eine europäische Identität kann und soll hier nicht aufgenom-
men werden (s. Kapitel IV.), wichtig aber ist, dass beide genannten 
Beispiele im Sinne der hier entwickelten Argumentation ein gewich-
tiges nationales Potential sichtbar machen. 
Am Ende dieser Argumentation steht nahezu zwangsläufig die 
Vorstellung eines politischen Gemeinwesens, dass als solches demo-
kratisch legitimierte Maßnahmen entwirft, die – getragen von einer 
Versammlung der Vertreter der politischen Interessen der Gesell-
schaft, dem Parlament – nicht partikularistisch, sondern gesamt-
europäisch, durch Europäische Institutionen implementiert, durch-
gesetzt werden. Es ist nicht, wie Sassen formuliert, »ganz anders 
[…] als dasjenige, aus dem es entstanden ist«, (s.o.) aber es kann als 
49 | »Erzählungen, die ein Kollektiv zu stif ten versuchen, müssen den 
glaubhaften Eindruck erwecken, aus einer Erinnerungsgemeinschaft hervor-
zuwachsen« (Koschorke, 2015: 148) 
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neues Bezugsystem auf der Grundlage des bestehenden erwachsen, 
aus diesem hervorgehen.
Das in diesem Sinne hier vertretene Modell der Nation, des National-
staates, Europa ist kein per se Schutz vor den Folgen aller möglichen 
soziopolitischen Eruptionen und Gefahren. Sie stellt aber Strukturen 
zur Verfügung, in denen sich »Kapazitäten zu kollektiv bindenden 
Entscheidungen« (Luhmann, 2000: 84)50 für ein politisch geeintes 
Europa bilden und bereithalten. Insofern sollten die Ausführungen 
dieses Kapitels den Nutzen, die Nützlichkeit des politischen Struk-
turmodells Nation für ein politisch geeintes Europa aufzeigen. Das 
Anliegen des folgenden Kapitels wird es sein aufzuzeigen, wie dieser 
Entwicklungsschritt durch die rechtliche Statik der Europäischen 
Union und die massenmediale Kommunikation, also durch bewuss-
tes als auch ungesteuertes Handeln der nationalen Mitgliedstaaten 
der Union behindert wird.
50 | Mit dieser Formulierung beschreibt Luhmann die Funktion des Systems 
der Politik der Gesellschaft. (Luhmann, 2000) 
III. Beharren und Behindern –   
 Die verhinderte Nation
» […] mit der Er findung des modernen Natio-
nalstaats hat Europa auch den schärfsten 
ideologischen Kontrahenten einer den Konti-
nent übergreifenden Einigung hervorgebracht« 
(Koschorke, Albrecht; 2015: Hegel und wir; 
Berlin; Seite 221) 
»In die Ecke gedrängt […] durch den ältes ten 
Feind Europas – das Europa der Na tio nalstaaten«
(Cohn-Bendit, Daniel/Verhofstdt, Guy; 2012: 
Für Europa!; München; Seite 10) 
Die vorausgegangenen Kapitel haben sich mit dem politischen 
Strukturelement der Nation und seiner Entwicklung im Zuge fun-
damentaler soziopolitischer Umwälzungen in der Moderne als auch 
mit seiner Nützlichkeit für den Prozess der Europäischen Integra-
tion durch die Betrachtung zweier politischer Themen beschäftigt. 
Die folgenden Ausführungen beleuchten die Faktoren, durch wel-
che eine Weiterentwicklung der in den ersten beiden Kapiteln darge-
stellten Zusammenhänge in die Europäische Integration hinein be-
wusst, aber auch unintendiert von dem europäischen Nationalstaat1 
behindert, gar blockiert wird. Hierbei werden die Ausführungen in 
die getrennte Betrachtung der »harten Faktoren« (1.) und »weichen 
Faktoren« (2.) unterteilt: Welche rechtlichen Gegebenheiten, welche 
1 | Im Singular benannt, weil es hier nicht um die einzelnen europäischen 
Nationalstaaten geht, sondern um den europäischen Nationalstaat als es-
sentiellen Strukturelement des modernen Europa.
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strukturellen Festschreibungen erhalten die nationalen Staaten als 
fixe, unumgängliche einflussreiche Akteure nicht nur in der gegen-
wärtigen Europäischen Union, sondern im Prozess der Europäi-
schen Integration? Inwiefern ›besetzt‹ der tradierte Nationalstaat, 
zumindest der auf die jeweiligen Staaten zugeschriebene nationale 
›Kontext, welche semantische Ressourcen, die für eine Identifikation 
der Menschen in Europa mit einem politisch geeinten Europa hilf-
reich und notwendig wären. 
1. der harte Fak tor – der NatioNalSta at iN der 
architek tur der euroPäiScheN uNioN uNd 
euroPäiScheN iNtegr atioN
Die Differenzierung Europas durch die Nationalstaaten ist, wie im 
Vorangegangenen aufgezeigt, eine historisch gewachsene Gege-
benheit. Wie viele andere tradierte Strukturen ist auch sie zu einer 
Selbstverständlichkeit geworden, von der sich zu lösen unvorstellbar 
scheint. Auch für die Europäische Integration ist das in viele Natio-
nalstaaten unterteilte Europa zu einem unerlässlichen Bezugspunkt 
geworden. Für die wissenschaftliche Literatur, die sich mit derselben 
befasst, gilt dieses ebenso – diese Arbeit bildet keine Ausnahme. 
Entsprach die Entwicklung des neunzehnten und in weiten Tei-
len zwanzigsten Jahrhunderts der Feststellung Frederic Chabods, 
dass sich die Idee der Nation gegen die des »Europäismus« erhebt, 
(Chabod, 1963: 100)2 so erhielt die Idee der Europäischen Integration 
nach dem Zweiten Weltkrieg auf den Trümmern eines durch natio-
nalistische Machtansprüche und Egoismen jahrhundertelang zer-
furchten Kontinents den entscheidenden Impuls für ihre schritt-
weise Umsetzung/Realisierung. Eine nicht nur bedeutende, sondern 
unerlässliche Rolle spielten hierbei die Nationalstaaten selbst, die, ver-
treten durch aus den Nationalstaaten hervorgehenden Politikern, im 
Sinne einer schrittweisen Annäherung an andere Nationalstaaten zu 
2 | Chabod spricht auch von einer Erhebung des »Besondere(n) […] gegen 
das Allgemeine, (der) Individualität gegen die Universalität«. Als Vertreter 
beider Positionen erkennt Chabod Fankreich, in welchem der »esprit de so-
ciété« – und damit die Europäische Idee – grundgelegt sei und Deutschland, 
welches als Vertreter des Besonderen, der Idee der Nation, gegen das Uni-
versalistische »polemisier te« (Chabod, 1963: 100/140f.)
III. Beharren und Behindern – Die verhinder te Nation 83
Gunsten einer gemeinsam errichteten Zweckgemeinschaft3 auf anfangs 
sehr überschaubare, im weiteren Verlauf aber immer umfangreichere 
Kompetenzen verzichteten, indem sie diese an die Zweckgemeinschaft 
übertrugen. Galt jedoch schon das Jahrzehnt der mittsiebziger-mitt-
achtziger Jahre des vergangenen Jahrtausends als mit dem Begriff der 
»Eurosklerose« umschriebene Phase des durch die nationalstaatliche 
Zurückhaltung/Verweigerung bedingten Stillstandes der Entwicklung 
der Europäischen Integration, so sind es auch heute die Nationalstaa-
ten, die einer Weiterentwicklung dieser Integration im Wege zu stehen 
scheinen. Hierbei sollen als die »harten Faktoren« jene politisch-juristi-
schen strukturellen Gegebenheiten, sprich die Artikel des aktuell gülti-
gen Gesetzwerks der politischen Einigung Europas, des 2009 in Kraft 
getretenen Vertrags von Lissabon, (EUV/AEUV)4 verstanden werden, 
durch welche die Nationalstaaten sich als Herren der Verträge unabän-
derlich in die Europäische Union und den Prozess der Europäischen 
Integration – einer Existenzgarantie gleich – eingelassen haben. Es geht 
hier somit nicht darum, das Funktionieren der EU, im Besonderen aber 
einzelne politische Prozesse und die Rolle und Bedeutung der Natio-
nalstaaten und der durch sie gebildeten Institutionen der Europäischen 
Union5 – als Wahrer nationalstaatlicher Interessen – als be- oder gar ver-
hindernde Elemente europäischer Politik darzustellen. Es soll vielmehr 
darum gehen, grundsätzliche gesetzliche Strukturen und Funktions-
zusammenhänge aufzuzeigen, durch welche die Nationalstaaten ihren 
Einfluss und ihre Interessen zu wahren befähigt werden.
*
So sehr die Nationalstaaten als Herren der Verträge der Europäi-
schen Union durch die Präambel und die Art. 1 und Art. 2 des Ver-
trag über die Europäische Union (EUV) – dem ersten der beiden durch 
den Vertrag von Lissabon (VvL) umfassten Verträge – auch einen ide-
3 | So die 1952 gegründete Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS), die Europäische Wir tschaftsgemeinschaft (EWG/1957) und die 
Europäische Atomgemeinschaft (Euratom/1957), denen in den folgenden 
Jahrzehnten, bis hin zum Lissabonvertrag mit der Gründung der Europäi-
schen Union, zahlreiche Novellierungen und Erweiterungen folgten. 
4 | EUV = Vertrag über die Europäische Union, AEUV = Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union.
5 | – des Europäischen Rats und des (Minister-)Rats.
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ellen Grundstein verschaffen, so sehr nutzen sie die ersten Artikel, 
im Besonderen den Art. 4 und 5 EUV dazu, das grundsätzliche Ver-
hältnis der unantastbaren Kompetenz der Mitgliedsstaaten zu der 
durch sie geschaffenen Union zu fundieren. Dient der Art. 1 der 
grundsätzlichen »Klarstellung«, dass die Mitgliedstaaten »[…] nicht 
nur die Herren der Verträge, sondern auch die bestimmende Kraft 
dafür sind, welche Kompetenzen von der Union ausgeübt werden«;6 
stellt der sechste Absatz des Art. 3 EUV eine »doppelte Rückversiche-
rung« der Nationalstaaten »gegenüber möglicher Kompetenzüber-
schreitungen der Union« dar, (Fischer, 2008: 112)7 so unterstreichen 
die Art 4 und 5 EUV die machtvolle Stellung der Nationalstaaten zu-
sätzlich. (VvL/EUV, 2008) Als zentraler Begriff der in den Artikeln 
4 und 5 des EUV. festgehaltenen Dynamik steht das Prinzip der be-
grenzten Einzelermächtigung. (VvL/EUV 2008: Art. 5 [1]) Der Art. 4 
EUV des VvL formuliert in seinem ersten Absatz »programmatisch« 
die »Generalklausel«, »dass die Union nur diejenigen Kompetenzen 
hat, die ihr explicite in den Verträgen übertragen werden. Es handelt 
sich demnach um die klare Festlegung der enumerativen Einzel-
ermächtigung zugunsten der Mitgliedstaaten«. (Fischer, 2008: 113)8 
Der Art. 5 EUV führt ergänzend und bekräftigend aus, dass »die 
Union nur innerhalb der Grenzen der Zuständigkeit tätig« werden 
darf, und »(a)lle der Union nicht übertragenen Zuständigkeiten […] 
bei den Mitgliedstaaten« verbleiben. (VvL/EUV, Art. 5 [2]) 
Mit dem Art. 9 EUV wird sich einem Thema zugewendet, wel-
ches für die Bindung der Menschen – der Bürger – zu einem/ihrem 
politischen Gemeinwesen von großer Bedeutung ist: der Staats-/hier 
der Unionsbürgerschaft. Der Art. 9 des EUV führt hierzu aus, dass 
»Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates 
besitzt. Die Unionsbürgerschaft tritt zur nationalen Staatsangehö-
rigkeit hinzu, ohne diese zu ersetzen«. (VvL/EUV, Art. 9) Hier wird 
6 | »Durch diesen Vertrag gründen die HOHEN VERTRAGSPARTEIEN unter-
einander eine EUROPÄISCHE UNION […], der die Mitgliedstaaten Zuständig-
keiten zur Verwirklichung ihrer gemeinsamen Ziele übertragen«. (VvL/EUV, 
Ar t. 1) 
7 | »Die Union ver folgt ihre Ziele mit geeigneten Mitteln entsprechend den 
Zuständigkeiten, die ihr in den Verträgen übertragen sind«. (VvL/EUV, Ar t. 
3 [6]) 
8 | »Alle der Union nicht in den Verträgen überlassenen Zuständigkeiten ver-
bleiben gemäß Artikel 5 bei den Mitgliedstaaten«. (VvL/EUV, Ar t. 4 [1])
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nicht nur der – lediglich – additive Charakter der Unionsbürgerschaft 
deutlich gemacht. Es zeigt sich darüber hinaus, dass die Europäische 
Union über keine formal zugestandenen juristischen Ressourcen ver-
fügt, die eine selbstständig gestiftete direkte Bindung der Menschen 
Europas zur Europäischen Nation begründen. Bürger der Europäi-
schen Union sind die Menschen ausschließlich über den Umweg 
ihrer Staatsbürgerschaft in einem Mitgliedstaat der EU. Weder lässt 
sich der Status »Unionsbürger« selbstständig von einem einzelnen 
Individuum beantragen oder erwerben, noch kann er von irgendei-
ner europäischen Institution verliehen werden. Werden auch die in 
der Europäischen Grundrechtecharta verbrieften Europäischen Bür-
gerrechte durch den Vertrag von Lissabon einklagbar, (Brok,/Leinen, 
2008: 21), spielt der Europäische Gerichtshof diesbezüglich auch eine 
»active role« bei einer weiten Auslegung der EU-Staatsbürgerschaft 
»through case law«, (Isin/Saward, 2013: 7) so gilt dennoch für die 
Menschen in Europa die Feststellung der unabdingbaren Vorausset-
zung des Besitzes einer Staatsangehörigkeit in einem Mitgliedstaat 
für deren Status als Bürger der Europäischen Union. Die Funktion 
eines »protective umbrella«, unter welchem die Bürger Schutz in Zei-
ten von Krisen suchen, (Shaw, 2014: 309) bleibt so primär den natio-
nalen Mitgliedstaaten vorbehalten.9,10 Und nicht nur dieses: 
Bei der Staatsbürgerschaft handelt es sich nicht nur eine »Rechts-
formel, sie ist ein immer stärker hervorstechendes soziales und kul-
turelles Faktum«, ein »mächtiges Instrument sozialer Schließung.« 
Diese Feststellung Rogers Brubakers macht durch den Begriff der 
›sozialen Schließung‹ die Bedeutung einer als Bürgerschaft be-
nannten Beziehung der Menschen zu einem/ihrem politischen Ge-
meinwesen deutlich11, wobei mit diesem Begriff ein »fortdauernder 
persönlicher Status« mit einem »intern einschließenden Charakter« 
9 | Cohn-Bendit umschreibt diesen Sachverhalt mit den Worten: »Der Na-
tionalstaat ist gleichbedeutend mit sozialer Sicherheit, die einen beschützt, 
wenn man krank ist, wenn man arbeitslos wird oder in Rente geht […] der 
Prozess der Europäischen Integration muss über über diese Themen laufen«. 
(Cohn-Bendit, 2013: 110)
10 | Die Ausführungen des vorangegangenen Kapitels haben jedoch zwei 
Felder aufgezeigt, für die der einzelne Nationalstaat diese Schirm-Funktion 
nur unzureichend er füllen kann. 
11 | Rogers Brubaker spricht in seinen Abhandlungen zu diesem Thema von 
Staats-Bürgerschaften und bezieht sich hierbei auf die Nationalstaaten. 
Nation Europa!86
beschrieben wird. (Brubaker, 2000: 75, kursiv M.K.)12 Dieses »mäch-
tige Instrument«, diese bedeutende Bindung, behält sich der Natio-
nalstaat vor. Hierdurch untermauern die nationalen Mitgliedstaaten 
der EU, der Logik des freiwilligen Zusammenschlusses folgend, den 
Status der Union zu ihren Mitgliedstaaten. Sie blockieren aber auch 
eine Weiterentwicklung der Bindung der Menschen zur Europäi-
schen Integration, weil sie die weitergehende rationale und emotio-
nale Bindung der Unionsbürger zur Union nachhaltig bestimmen 
– durch deren Staatsbürgerschaft in einem Nationalstaat. 
Die Artikel 13 EUVff. beschäftigen sich mit den Organen der 
Europäischen Union. Auch diese formal wichtige Benennung der 
einzelnen Organe der Europäischen Union samt ihrer Zuständig-
keiten unterstreicht nicht nur deren Kompetenzen innerhalb des 
Zusammenschlusses der nationalen Mitgliedstaaten, sie macht auch 
deren bedeutende Stellung für den Prozess der Europäischen Inte-
gration deutlich. Führt der Artikel 14 EUV, in dem das Europäische 
Parlament im Augenmerk steht, konkret im zweiten Absatz noch 
einmal aus, dass dieses Parlament aus den »Vertretern der Unions-
bürgerinnen und Unionsbürgern« (!, s. die Ausführungen zu Art. 9) 
zusammensetzt, (VvL/EUV, Art. 14 (2))13 wird im Artikel 17 EUV der 
Europäischen Kommission als Förderer der »allgemeinen Interessen 
der Union« eine umfassende Kontroll-/Koordinierung-/Exekutiv- 
und Verwaltungsfunktion übertragen, (VvL/EUV, Art. 17) so unter-
streichen die Art. 15 und 16 EUV die Position der Nationalstaaten in 
der Europäischen Union gleichermaßen wie sie dies für den Prozess 
der Europäischen Integration tun. 
So gibt der Europäische Rat, gebildet durch die »Staats- und Re-
gierungschefs der Mitgliedstaaten sowie dem Präsidenten des Euro-
päischen Rates und dem Präsidenten der Kommission«, (VvV/EUV, 
Art. 15 [2]) der Union »die für ihre Entwicklung erforderlichen Im-
pulse«. (VvL/EUV, Art. 15 (1)) Klingt diese Formulierung im Sinne 
der durch die Mitgliedstaaten gebildeten Union auch stimmig, so 
12 | Der ausschließende Charakter umfasst die nicht explizit benannte Sei-
te der Nicht-Staatsbürgerschaft.
13 | Dieter Grimm stellt zu den Wahlen zum Europaparlament fest, dass sie 
das »Legitimationspotentiale, das sie haben könnten« nicht ausschöpfen, 
da sie nach dem jeweils geltenden – europaweit sehr unterschiedlich gestal-
teten – nationalem Wahlrecht stattfinden und durch zumeist nationale Wahl-
kampfthemen bestimmt sind. (Grimm, 2017: 44f.)
III. Beharren und Behindern – Die verhinder te Nation 87
besitzt sie für den Prozess der Europäischen Integration eine weit 
reichende und gewichtige Bedeutung, denn letztlich sind es durch 
diese Ausführungen die Mitgliedstaaten, welche als die »main in-
stigator of that process« (Eggermont, 2012: 348) die »Richtlinien, 
das Ausmaß und das Tempo der Integration« bestimmen. (Grimm, 
2016: 39) Festgehalten wird hierdurch das, was Dieter Grimm als 
einen »Legitimationsstrom« benennt, der »von den Mitgliedstaaten 
ausgeht«. (Ebda.: 42) Dieser Strom ist es, der die Weiterentwicklung 
der Europäischen Integration elementar an die Nationalstaaten bin-
det. In der Tat ist es zwar so, dass die Regierungen der National-
saaten in Wahlen durch deren Staatsbürger legitimiert werden, doch 
da diese Wahlen überwiegend durch nationalstaatlich orientierte 
Politikfelder und Politikangebote der wahlkämpfenden Parteien be-
stimmt werden, lässt sich hieraus eine Legitimation durch die Bür-
ger als Europäische Bürger kaum ableiten.
Der Rat, der »aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaates auf Mi-
nisterebene« besteht, ist »befugt«, »[…] für die Regierung des von ihm 
vertretenen Mitgliedstaates verbindlich zu handeln und das Stimm-
recht auszuüben«. (VvL/EUV, Art. 16 [2]) Wurden die Mitgliedstaa-
ten im Europäischen Rat, dem »highest body for setting the strategig 
goals and direction for the Union«, durch die Bestimmungen des 
Art. 15 EUV quasi auf der Meta-Ebene zu einem Impuls- und Takt-
geber der Europäischen Union, so werden sie auf der – praktisch-poli-
tischen – (Minister-)Rat-Ebene für die ganz praktische Umsetzung 
europapolitischer Maßnahmen gesetzt. (Hardacre/Akse, 2015: 50) 
Auch die Bestimmungen über das »auswärtige Handeln der 
Union und (die) besondere(n) Bestimmungen über die gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik« (VvL/EUV, Art. 21ff.) widerspiegeln 
diese aufgezeigte Dynamik. Bilden die Bereiche der Außen-, Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik traditionell nationalstaatliche Do-
mänen, so sind sie dennoch Gegenstand der Bemühung, in einer 
komplexer werdenden politischen Umwelt mit immer weniger mög-
lichen eindeutigen Zuweisungen, auf Grundlage eines gemeinsa-
men normativen Rahmens, wie er im Art. 21 [1] EUV benannt wird,14 
14 | So gibt die Union vor, »sich bei ihrem Handeln auf internationaler Ebe-
ne von den Grundsätzen leiten [zu lassen], die für ihre eigene Entwicklung 
uns Erweiterung maßgebend waren […] Demokratie, Rechtstaatlichkeit […] 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Achtung der Menschenwürde, 
der Grundsatz der Gleichheit und der Grundsatz der Solidarität sowie die 
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mit einem gemeinsamen europäischen Interesse aufzutreten. Wird 
zum gemeinsamen Sprachrohr dieser Interessen der Hohe Vertreter der 
Union für Außen- und Sicherheitspolitik, (VvL/EUV, Art. 27 [2]) so werden 
die »strategischen Interessen und Ziele der Union« vom Europäischen 
Rat, dem durch die Regierungschefs der Nationalstaaten (!) gebildeten 
Organ der EU, festgelegt. (VvL/EUV, Art. 22 [1]) Diesem Organ obliegt 
es auch, über eine gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
zu beschließen. Kommt eine eistimmige Entscheidung nicht zu Stan-
de, kommt es nicht zu einer gemeinsamen Verteidigungspolitik und die 
Nationalstaaten agieren nach eigenem Ermessen. (Vv L/EUV, Art. 42 [2]) 
*
Im Vertrag über die Arbeitsweisen der Europäischen Union (AEUV) er-
halten die Festlegungen des EUV ihre Ausführungsbestimmungen. 
Dementsprechend qualitativ vielschichtig und quantitativ umfang-
reich ist dieser zweite Bestandteil des Vertragswerks von Lissabon. 
In Bezug auf den Focus der hier behandelten Frage der Verfestigung 
der Bedeutung des National-/Mitgliedstaates für den Prozess der 
Europäischen Integration scheint dieser Vertrag – schon seinem Na-
men nach – nicht allzu viele originäre Quellen zur Verfügung stel-
len zu können. Dennoch wird auch hier die Position des National-/
Mitgliedstaates bestätigt, im Besonderen dann, wenn dem Rat in den 
entworfenen Arbeitsweisen eine alleinige, oder im Zusammenspiel 
mit der Kommission und dem Parlament, geteilte Position/Funk-
tion/Zuständigkeit zuteil wird. 
 In den ersten Artikeln des AEUV15 werden mit den Bereichen 
der ausschließlichen (VvL/AEUV, Art. 3) und geteilten Zuständigkeiten 
(VvL/AEUV, Art. 4) zwei der drei Zuständigkeitsformen benannt, 
welche die Beziehung der Mitgliedstaaten zur Europäischen Union 
bestimmen.16 Der Art. 6 benennt ergänzend dazu die Möglichkeit 
Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und des Völker-
rechts«. (VvL/EUV, Ar t 21 [1]) 
15 | Konkret geht es hierbei um die Ar tikel 2-6, die dem ersten Tiltel des 
ersten Teil des Vertrages (»Grundsätze«) unter dem Titel »Ar ten und Bereiche 
der Zuständigkeit der Union« zugeordnet sind. 
16 | Die dritte Form, die ausschließliche Zuständigkeit der nationalen 
Mitgliedstaten, erhält hier, der Logik des Vertragswerks folgend, keine 
Aufmerksamkeit.
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der Unterstützung von Mitgliedstaaten durch die Union bei deren 
Umsetzung von Maßnahmen mit »europäischer Zielsetzung«. 
(VvL/AEUV, Art. 6) Im Art. 5, in dem ausgeführt wird, dass die Mit-
gliedstaaten »ihre« Wirtschaftspolitik miteinander koordinieren, 
wird die Bedeutung der National/-Mitgliedstaaten durch die Bestim-
mung unterstrichen, dass der Rat »die »Grundlagen dieser Politik« 
beschließt. (VvL/AEUV, Art. 5) Klemens Fischer führt aus, dass die-
se Einführung in den AEUV mit den Zuständigkeiten der Union der 
»politisch-programmatischen Absicht« der »Klarstellung der Kom-
petenzen« dient. 
Der zweite Titel des ersten Teils des Vertrages führt unter der 
Überschrift »Allgemeine geltende Bestimmungen« programmati-
sche Grundsätze auf, welche die in den folgenden Teilen und Titeln 
behandelten Politiken und Maßnahmen der Union leiten. Den kon-
kreten politischen Orientierungen17 ist mit dem Art. 7 noch einmal 
die schon im EUV erwähnte »begrenzte Einzelermächtigung« vor-
angestellt, deren Beachtung und Einhaltung als »Grundsatz« aller 
Politik und Maßnahmen auch hier den schon im EUV zugewiesenen 
Status als »Generalklausel« erhält. (VvL/AEUV, Art 7) Den folgen-
den umfangreichen Ausführungen ist somit auch an dieser Stelle 
nicht nur ein bedeutender Rahmen deutlich gemacht worden, auch 
die strukturelle Position des National-/Mitgliedstaates wird noch 
einmal herausgestellt.
Die weiteren fünf Teile mit ihren insgesamt 36 Titeln und 332 
Artikeln bringen dieser Logik folgend Bestätigungen und Bekräfti-
gungen der schon im EUV aufgezeigten Dynamiken. Im durch den 
thematischen Blickwinkel dieser Arbeit entstehenden Zentrum der 
anhand der Artikel des AEUV entworfenen Politikfelder der Europäi-
schen Union steht die Position der National-/Mitgliedstaaten in die-
sen Prozessen. Konkret geht es hierbei um die Position des Rats als 
17 | So die Zielsetzung, bei ihrer Politik und ihren Maßnahmen die Gleich-
stellung von »Männern und Frauen« zu fördern (VvL/AEUV, Ar t. 8), weitrei-
chende Diskriminierung (VvL/AEUV, Ar t. 10) zu bekämpfen, den Umwelt-
schutz zu fördern (VvL/AEUV, Ar t. 11), dem Verbraucherschutz Rechnung 
zu tragen (VvL/AEUV, Ar t. 12), die »Beteiligung der Zivilgesellschaft sicher-
zustellen« (VvL/AEUV, Ar t. 15), der Bekräftigung des Rechtes jeder Person 
auf den Schutz ihrer personenbezogenen Daten (VvL/AEUV, Ar t. 16) und den 
Status der Kirchen und religiösen Vereinigungen und Gemeinschaften zu 
achten (VvL/AEUV, Ar t. 17). 
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Medium einer intergouvernementalen Ausrichtung der Union, als 
der Vertretung nationalstaatlicher Interessen im institutionellen Zu-
sammenspiel mit den gemeinhin als Vertreter der supranationalen 
– europäischen – Interessen verstandenen Organe der Europäischen 
Kommission und des Europäischen Parlaments. (Lempp, 2009: 192)18 
In der im AEUV konstruierten komplexen Struktur von Zustän-
digkeiten nehmen der Rat, das Europäische Parlament und die Euro-
päische Kommission die Positionen sich anhörender, berichtender, 
beratender und – auch gemeinsam – beschließender/erlassender 
Gremien ein. Hierbei werden Abläufe entworfen, an deren Anfang 
die mit dem Vorschlagsrecht für – gesetzgeberische oder durchfüh-
rende – Initiativen versehene Europäische Kommission, dem »pri-
mary executive body in the EU«, (Hardacre/Akse, 2015: 54) steht. 
Ihr folgen im Zuge der als ordentliches19 und besonderes20 Gesetz-
18 | Dieter Grimm und Antoine Vauchez erkennen neben dem Europäischen 
Parlament und der Europäischen Kommission den Europäischen Gerichts-
hof (EuGH) als einen wichtigen Europäischen Akteur, aufgrund dessen »ex-
tensiver Interpretation der Verträge« die nationalen Mitgliedstaaten einen 
»schleichenden Kompetenzverlust […] erleiden«. (Grimm, 2016: 15) Fritz 
Scharpf erkennt aber gerade diese »enforcement function« des EuGH und 
der Kommission als »(f)or tunately for Europe », da hierdurch das europäi-
schen Recht umgesetzt würde. (Scharpf, 1999: 198) 
19 | – dem mittlerweile wichtigsten Gesetzgebungsverfahren. Dieses Ge-
setzgebungsverfahren besteht, ausgehend von der Initiative der Europäi-
schen Kommission, aus maximal vier Schritten. Diese umfassen bis zu drei 
Lesungen im Parlament und Rat und einem, nach der 2. Lesung mit ableh-
nendem Votum eingerichteten Vermittlungsausschuss. Lehnt auch nach der 
dritten Lesung nur eine der Institutionen den, durch die in den Institutionen 
vorgenommenen Änderungen veränderten, Text ab, gilt der Rechtsakt als 
gescheiter t. 
20 | Oder alternativ im, in den speziellen Ar tikeln der Verträge vorgesehe-
nen, Prozess des besonderen Gesetzgebungsverfahrens. Auch im b.G.geht 
die gesetzgeberische Initiative einzig auf die Europäische Kommission zu-
rück. Das Parlament muss angehört werden, über dessen Annahme oder 
Ablehnung darf sich der Rat als Gesetzgeber auch nicht hinwegsetzen, 
doch kann das Parlament eine Gesetzesvorlage, die der Rat dann alleine 
beschließt, nicht verändern. (VvL/AEJV, Ar t. 289 [2]/im Besonderen VvL/
AEUV, Ar t. 21 [3], Ar t. 25) 
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gebungsverfahren (VvL/AEUV, Art. 294; VvL/AEUV, Art. 289 [2]) 
bezeichneten Prozesse entweder …
a. … die Anhörung des Parlaments und ein darauffolgender Be-
schluss des Rates, (VvL/AEUV, Art. 21 [3], 103 [1]ff.)
2. … einzig der Beschluss/die Festlegung des Rats, (VvL/AEUV, 
Art. 31, Art. 75ff.) oder
3. … der gemeinsame Beschluss des Rats mit dem Europäischen 
Parlament. (VvL,AEUV, Art. 51ff.)
Anzumerken ist in diesem Fall noch ein Aspekt, dem im Folgenden 
noch Aufmerksamkeit geschenkt werden soll, der aber bereits hier 
Erwähnung finden muss. So existieren zwei Arten von Gesetzen, die 
in diesen Verfahren beschlossen werden: die Verordnungen und die 
Richtlinien. Richtlinien sind Rahmengesetze, die bezüglich des an-
gestrebten Ziels für jeden Mitgliedstaat verbindlich sind, die »Wahl 
der Form und Mittel« ihrer Umsetzung aber den nationalen Stellen 
überlassen. Verordnungen hingegen gelten verbindlich und […] un-
mittelbar (sic, M.K) in jedem Mitgliedstaat«. (VvL, AEUV, Art. 288)21 
Als sich in der praktischen Umsetzung der Gesetzgebungsver-
fahren herauskristallisierendes und etablierendes Element des Mit-
einanders der drei Institutionen gilt der »informal trialogue«, der es 
den am Gesetzgebungsprozess beteiligten Institutionen ermöglicht, 
abweichend vom, aus den bis zu drei Lesungen im Parlament und Rat 
bestehenden, ordentlichen Gesetzgebungsverfahren, in jeder Phase 
dieses Prozesses zu Einigungen zu kommen. Dessen Bedeutung 
beschreiben Alan Hardacre und Erik Akse mit der Feststellung: »To 
understand Codecision is to understand the dynamics of trialogues«. 
(Hardacre/Akse, 2015: 158) Die Aussage von John Peterson/Dermot 
Hodson, die »EU has always depend on the interaction between dif-
ferent types of institution« gibt dieser historisch erwachsenen22 kom-
21 | Die Richtlinien geben somit, mit den Worten Grimms, »[…] dem natio-
nalen Gesetzgeber entweder Entscheidungsfreiheit oder räumen ihm zumin-
dest Entscheidungsspielräume ein.« (Grimm, 2016: 172)
22 | Das ordentliche Gesetzgebungsverfahren, welches durch den Vertrag 
von Lissabon heute 85 Artikel umfasst, wurde 1992 im Vertrag von Maas-
tricht als Mitentscheidungsverfahren konzipier t und durch die Verträge von 
Amsterdam und Nizza in seinem Wirkungsbereich erweiter t. (Hardacre/
Akse, 2015: 148) 
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plexen Struktur zusammengefasst Ausdruck. (Peterson/Hodson, 
2017: 404) 
*
Die Europäische Union offenbart sich im AEUV als komplexes Ge-
bilde von Kompetenzen und des Zusammenspiels unterschiedlicher 
Institutionen, die sich auf den ersten Blick als intergouvernemental, 
als an den Interessen der Nationalstaaten oder als supranational – 
sprich: europäisch orientiert – klassifizieren lassen.23 Werden dem 
ersten Bereich der Europäische Rat und der Rat, dem zweiten Be-
reich die Europäische Kommission und das Europäische Parlament 
zugeordnet, so wendet Lempp ein, dass es »wenig ertragreich« ist, 
»ganze Institutionen pauschal als supranational oder intergouver-
nemental zu klassifizieren«. Vielmehr sei eine »detaillierte Analy-
se« für das Verständnis von deren Handeln nötig. (Lempp, 2009: 
192)24,25 Diese konnte und sollte hier nicht erfolgen, sie wäre auch 
im Zuge des Ansinnens dieser Ausführungen nicht zielführend, 
doch sichtbar wird, dass im Besonderen der Rat als Vertreter natio-
23 | Mit den Begrif fen des Intergouvernementalismus und des Supranatio-
nalismus sind die beiden »integrationstheoretische(n) Zentralbegrif fe« be-
nannt. (Lempp, 2009: 505) 
24 | Lempp begreif t diese »kategoriale Dichotomisierung« von Intergouver-
nementalismus/Supranationalismus als Form eines »wechselseitigen ›Ent-
weder-Oder‹« als »fehlleitend«. »Sinnvoller« erscheint ihm deren »Ausprä-
gung« als »idealtypische Eckpunkte« eines »mehrdimensionalen« Raumes 
von kontingenten, vielschichtigen Merkmalsausprägungen. (Lempp, 2009: 
505) 
25 | Das eine monolineare Klassifizierung des Europäischen Parlaments als 
supranational orientier t fraglich ist, wird an der Ablehnung einer durch die 
Sozialdemokraten, Grünen und Linken im Februar 2018 eingebrachten Wahl-
rechtsreform durch das Parlaments deutlich. Durch diese Reform sollte es 
den EU-Bürgern möglich gemacht werden, ihre Stimme auch an Kandidaten 
aus anderen als ihrem Nationalstaat zu vergeben, wodurch im Sinne der An-
tragsteller eine »echte europäische Abstimmung über EU-Grenzen hinweg« 
möglich geworden wäre. (www.spiegel.de, 07.02.2018) 
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nalstaatlicher Interessen in dieser komplexen Statik eine gewichtige 
Position erhält. (Hardacre/Akse, 2015: 56)26
Dieses scheint nicht nur nachvollziehbar, sondern auch selbst-
verständlich, konstatiert man das Bestreben der Nationalstaaten 
– deren Willen zum freiwilligen Zusammenschluss Grundvoraus-
setzung des Zustandekommens der Europäischen Union ist –, sich 
nicht selbst durch die von ihnen geschaffene Konstruktion für die 
Menschen in Europa obsolet zu machen. Prozesse, die so etwas zur 
Folge haben könnten, müssen demzufolge kontrolliert werden, und 
nicht nur das: Sie müssen auch (um-)gelenkt, zeitlich behindert (Eg-
germont, 2012:352)27 oder gar verhindert werden können. Hierfür ha-
ben die National- und Mitgliedstaaten in den Verträgen einen Platz. 
Dieses ist für den in dem Vertag abgebildeten, seit 2009 geltenden 
Stand des sich einigenden Europa schlüssig, doch für den Prozess (!) 
der Europäischen Integration, dessen Ist-Stand somit zu einer nur 
schwer veränderbaren Struktur gemacht wird, beschreibt diese Er-
kenntnis einen Korken auf einer Flasche. 
Schon durch die begrenzte Einzelermächtigung schaffen sich 
die Herren der Verträge einen vor den Zugriffen der Union sicheren 
Raum. Darüber hinaus weisen sich die Nationalstaaten durch deren 
Position im Europäischen Rat, der »number one priority setting EU 
institution«, (Eggermont, 2012: 347) die besondere Bedeutung eines 
spiritus rectors zu, der die ideellen Impulse, die Reichweite und das 
Tempo der Europäischen Integration vorgibt. Über den Rat bewahren 
sie sich einen stetigen Zugriff auf Initiativen, die von der Kommis-
sion – der oftmals als »Hort der Supranationalität« angesehen Institu-
tion der Europäischen Union – (Lempp, 2009: 191) auf den rechtlich 
vorgesehen Weg (s.o.) gebracht werden. Hier erhalten die National-/
Mitgliedstaaten nicht nur im Zuge der Lesungen der Entwürfe im 
Rat die Möglichkeit der Gestaltung und Ablehnung der Initiativen, 
sie erhalten durch den informellem Trialog zu einem frühen Zeit-
punkt bereits die Möglichkeit der Einflussnahme auf eine von der 
Kommission erarbeiteten Gesetzesinitiative, an deren Zustandekom-
26 | »[…] the council strives to accommodate as many national interests as 
possible.« (Hardacre/Akse, 2015: 56) 
27 | »Finally, it can be mentioned that it is easy for the Member States not 
to express their disagreement during a European Council meeting, but to 
give their ministers the order to slow down decision making at Council level.« 
(Eggermont, 2012: 352)
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men Ratsmitglieder »oftmals« selber beteiligt sind. Lempp benennt 
dieses mit einer Formulierung Joseph Weilers als einen »intergou-
vernementalen Übergriff«, (Lempp, 2009: 345) durch welchen es den 
Nationalstaaten frühzeitig möglich ist, eine Maßnahme, welche ihre 
Kompetenzen weiter einzuschränken vermag, umzulenken. 
Kommentieren Peterson/Hodson im Zuge der Herausstellung 
des strukturell vorgegebenen Miteinanders der drei Institutionen 
(Rat, Kommission, Parlament) – die meisten »major legislative de-
cision« werden von der Kommission, dem Parlament und dem Rat 
getroffen –, aus EU-Perspektive die Erkenntnis: »none can do it’s job 
without the other«, (Peterson/Hodson, 2017: 406) dann kann mit 
einer veränderten – hier: nationalstaatlichen – Perspektive konsta-
tiert werden, dass die Nationalstaaten immer dabei sind.28 Anders: 
Ohne den Rat, dem Gremium der Nationalstaaten in der EU, geht in 
der Europäischen Union nicht viel. Verbindet man diese nüchterne 
Aussage mit der von Hardcare/Akse formulierten Intention des Rats, 
Hardacre/Akse, 2015: 56) dann wird der Einfluss der Nationalstaaten 
auf die Politik der Europäischen Union und deren (Weiter-)Entwick-
lung (!) sichtbar. 
*
Versteht man die Europäische Union als eine Konstruktion, die im 
Prozess der Europäischen Integration der »Leitidee« eines »normati-
ven Supranationalismus« folgt,29 dann erhält diese Aussage Lempps 
durch die Artikel des EUV und des AEUV Ausdruck und veran-
schaulicht die Institutionalisierung dieser Leitidee.30 Jedoch wurde 
auch deutlich, dass der Rat, ausgestattet mit einer am nationalstaat-
28 | Nicht unterschlagen werden darf hier ein Verständnis, das ebendiese 
Position des Nationalstaates aus anderer Perspektive auch anderen In-
stitutionen zugeschreibt. So stellen Alan Hardcare und Eril Akse über die 
Europäische Kommission fest: »No legislative decision in the EU is taken 
without the council’s involvement and approval«. (Hardacre/Akse, 2015: 54) 
29 | Als supranational gilt eine Rechtsnorm, »[…] wenn sie für mehrere 
Staaten gilt und dem einzelstaatlichen Recht übergeordnet ist«. (Lempp, 
2009: 183)
30 | So bezeichnet Lempp als institutionellen Supranationalismus dessen 
Berücksichtigung bei »Zusammensetzung und Bestellungsverfahren der 
europäischen ›Institutionen, d[en] Abstimmungsregeln, d[er] Akteursqua-
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lichen Einfluss der Mitgliedstaaten orientierten,  »klar umrissenen 
[…] Zweck- und Zielbestimmung« ein bedeutendes »Gewicht erhält«. 
In dieser Position als supranationaler Akteur mit Rechtsetzungs-
funktion und intergouvernementalem Forum nimmt der Rat eine 
»sonderbare Zwitterstellung« innerhalb des Institutionengefüges 
der Europäischen Union ein. (Lempp, 2009: 183/192/196) Doch die 
Bedeutung der National-/Mitgliedstaaten lässt sich durch einen wei-
teren Aspekt gewichten. Im Mittelpunkt dieses von Frank Nullmeier 
betrachteten Aspektes steht der Legitimationsgedanke, konkret der 
Begriff der »Legitimationskette«. (Nullmeier, 2012: 165ff.) 
Erkennt man mit Nullmeier die EU als ein Herrschaftssystem, 
welches »Folgebereitschaft« erwartet, (Nullmeier, 2012: 165) und ver-
bindet diese Aussage mit dem Gedanken der Herrschaftssoziologie 
Max Webers, dass Herrschaft, will sie als soziale Beziehung einen 
kontinuierlichen Bestand haben, von den Beherrschten als legitim 
anerkannt werden muss, (Weber, 1980: 124ff.)31 dann rückt die Frage 
in den Mittelpunkt, wer eigentlich die Bereitschaft zur Folge erbrin-
gen muss, anders gesprochen: »gegenüber wem […] sich [die EU]. zu 
legitimieren hat«. Nullmeier leitet seine Antwort mit der Bemerkung 
ein, dass sich die Frage der Legitimität der EU »nicht aus Bürger-
sicht, sondern aus Sicht des folgenden Mitgliedstaates [sic]« stellt. 
Demzufolge handelt es sich bei der, durch den VvL entworfenen Sta-
tik, um eine »zweistufige Legitimitätsbeziehung«, die einerseits – 
auf der ersten Stufe – die Beziehung EU/Mitgliedstaat und – lediglich 
auf der zweiten Stufe – die Beziehung des Mitgliedstaates zu seinem 
Bürger umfasst. (Nullmeier, 2012: 166) 
Ist es der EU zwar durchaus möglich, durch Verordnungen 
den Bürger, auch z.T. ausgewählter Staaten, direkt zu erreichen, so 
macht die durch die Richtlinie formulierte politische Forderung an 
die Mitgliedstaaten, die durch die nationalen Parlamente in nationa-
les Recht umgesetzt werden muss, die gewichtige Position des Rates 
– und somit der National-/Mitgliedstaaten – deutlich. Im Prozess des 
ordentlichen, im Besonderen aber im Zuge des, aber nicht sehr oft in 
den Verträgen vorgesehenen, besonderen Gesetzgebungsverfahrens, 
lität und d(er) Repräsentationsformen von Institutionen«. (Lempp, 2009: 
183) 
31 | – sprich diese Herrschaft anerkannt werden muss, denn zu jedem »ech-
ten Herrschaftsverhältnis« gehört auch ein »Gehorchenwollen«. (Weber, 
1980: 122) 
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entscheidet der Rat über die Reichweite der Unionspolitik in die 
»souveränitätsgeladene(n) Politikfelder«, (Busch, 2016: 12) letztlich 
über deren Bewahrung. 
*
Diesen ersten Punkt dieses Kapitels auf seinen Kerngedanken hin 
resümierend lassen sich zwei Aussagen mit jeweils einem Zitat 
untermauern: Die hier erfolgte Betrachtung der rechtlichen Grund-
lage der Europäischen Union bestätigt erstens die Feststellung Kuh-
nens, dass die »Sichtweise« welche die Nationalstaaten als »Basis für 
ein geeintes Europa erkennt […] auf der Hand liegt«, (Kuhnen, 2009: 
239) in Gänze. Nicht nur, weil die Union ohne das freiwillige Be-
streben der National-/Mitgliedstaaten, diese Union zu gründen und 
ihr beizutreten, überhaupt nicht zustande gekommen wäre, sondern 
auch aufgrund der Tatsache, dass diese sich über den Rat in die pro-
zessualen Abläufe, konkret die Beratungs-/Anhörungs-/Entschei-
dungs- und Genehmigungsverfahren unumgehbar eingelassen 
haben. Ergänzt man diese Tatsache noch mit der Position der Na-
tional-/Mitgliedstaaten als die zentralen Akteure des Europäischen 
Rates und somit als Impulsgeber für die Entwicklung der Union, so 
ist die Position der Nationalstaaten nicht nur in den Gesetzgebungs-
verfahren der Union, sondern auch in deren Grundstruktur zu jeder 
Zeit bedeutsam und maßgebend.32 
Gilt diese Erkenntnis in Bezug auf Europäische Union auch als 
nachvollziehbar und schlüssig, so gilt die zweite Feststellung – und 
diese ist im Kontext dieser Arbeit die schwerwiegendere –, dass »in 
der Europäischen Integration […] Schritte zu vermehrtem gemein-
schaftlichen Handeln nur möglich sein [werden], wenn sie als Si-
cherung der nationalen Souveränität vermittelt werden können«, 
(Haller, 2017: 43) als für den Prozess der Europäischen Integration 
substantiell hemmend. Nur mit und durch das Votum der National-
staaten ist eine Weiterentwicklung der Europäischen Integration, 
die in ihrer dargestellten rechtlichen Verfasstheit der Europäischen 
Union ihren derzeitigen Ist-Stand erreicht hat, möglich – um mit 
32 | Sandra Kröger benennt die EU als »supranational system which is 
based on the equality of states that represent their people at EU level […] 
It is states who are the subject of […] democratic representation, and it is 
states which bear rights and obligations« (Kröger, 2015: 123).
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den Worten Pierre Khalfas zu sprechen, haben sich die Mitglieds-
staaten die »Kontrolle über den Aufbau Europas bewahrt«. (Khalfa, 
2008: 23) Das bedeutet aber auch, dass eine Weiterentwicklung der 
Europäischen Integration, will sie substantiell sein, d.h. mehr ge-
meinsames Europa und weniger Zusammen- oder Gegeneinander-
spiel einzelner Nationalstaat sein, einen bedeutenden Schritt über 
den Lissabonvertrag hinaus machen müsste. Über den Lissabon-
vertrag hinaus heißt aber auch, über eine Konstruktion hinaus, die 
fundamental an die Institution der Nationalstaaten gebunden ist, die 
sich durch diesen Vertrag ihre Existenz bestätigt haben.
Für den Prozess der Europäischen Integration, zu dem die Menschen 
in Europa eine eigenständige Beziehung ohne eine Mittlerposition 
aufbauen müssen, wirken die Nationalstaaten durch die rechtlichen, 
mit ihrer Hilfe geschaffenen Strukturen als, im Gedanken von Pla-
tons Höhlengleichnis sprechend, unverrückbarer Fels vor dem Höh-
lenausgang.33
2. der weiche Fak tor – der NatioNalSta at iN der 
MaSSeNMedialeN koMMuNik atioN
Der zweite, im Folgendem behandelte Aspekt, durch den sich die 
Nationalstaaten in den Prozess der Europäischen Integration, wenn 
schon nicht selbst eingraben haben, so dennoch stetig dadurch 
im Bewusstsein gehalten wurden, dass sie wichtige semantische 
Ressourcen besetzen, die zur Entwicklung eines kollektiven Euro-
päischen Bewusstsein wichtig wären, betrifft die massenmediale 
Kommunikation. Diese wird in hier zweierlei Hinsicht als ›wei-
cher Faktor‹ bezeichnet. Erstens in der Hinsicht, dass sie nicht di-
rekt durch die Nationalstaaten bestimmt wird und bestimmbar ist. 
Nicht die Nationalstaaten bestimmen, was wie kommuniziert wird, 
sondern das, was durch die Massenmedien vermittelt wird, unter-
liegt letztlich einzig der Wahrnehmung der Massenmedien und 
der durch sie – und ihrem Verständnis erfolgenden – Vermittlung. 
Aus zweiter Sicht ist ihre Wirkung auf die Gesellschaft nicht mit 
der verbindlichen Wirkung eines Gesetzes gleichzusetzen. Anders 
33 | Die Aussage, zumindest aber Hoffnung, dass diese zum Licht führen 
würde, erscheint, um sie direkt im Text zu platzieren, als zu gewagt.
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gesagt: Was die Menschen wann und wie lesen und verstehen, bleibt 
als »hermeneutische Pointe« mit der Möglichkeit unberechenbarer 
Anschlusshandlungen versehen, (Balke, 1999: 143)34 welche nicht – 
wie bei einem Gesetz – durch benannte und aufgezeigte/angedrohte 
Sanktionen gelenkt werden. 
Der hier relevante Zusammenhang zwischen dem Lesen und 
dem Verstehen drückt aus, dass hier nur auf Printmedien zuge-
griffen wird. Beiträge das Rundfunks und Fernsehens werden hier 
nicht als Belegstellen genutzt, da ihr Informationsträger nicht die 
Schrift, sondern die gesprochene Sprache ist und sich somit das 
empirische Feld einen für den Zweck dieser Ausführungen kaum 
zu erfassenden Umfang erhalten würde. Dennoch ist, trotz dieser 
Reduktion auf die Schrift, das Feld der als mögliche Belegstellen 
dienenden Quellen, quantitativ kaum überschaubar und benötigt 
ein begriffliches Raster, durch welches verständlich wird, was in die-
sem Sine als semantische, bzw. ideelle Ressource verstanden wird. Es 
wird hierbei um, in Sätzen und Artikeln direkte und verschlüsselte 
Aussagen gehen, die den tradierten nationalen Bezugsrahmen als 
denjenigen erkennen lassen, der, im Gegensatz zu einem als brü-
chig und wenig verlässlichen Rahmen EU, als »protective umbrella« 
(Shaw, 2014: 309) für mögliche Gefahren dient. Es wird um Einheits-
semantiken gehen, die ein kollektives nationalstaatlich definiertes 
Wir als verlässlichen Rahmen der Reaktion auf etwaige Bedrohun-
gen erkennen lassen und das europäische Ganze als mögliche, aber 
nicht tragfähige Antwort erscheinen lässt. Der Begriff der Einheits-
semantik muss hierbei aus seiner geschichtstheoretischen Bindung 
gelöst werden. Verweist Trenz auf religions- und kulturtheoretische 
Merkmale als Vorlage vormoderner einheitsbildender Vorstellungen 
in Abgrenzung zu diesen Vorstellungen nicht entsprechenden – äu-
ßeren – Einheiten (z.B. christliches Abendland), (Trenz, 2005: 385f.) 
so sollen hier etwaige Einheitssemantiken nicht als vielschichtig 
begründbare Abgrenzungsmechanismen verstanden werden, son-
dern als Markierung, bzw. Widerspiegelung vermeintlich vorhande-
ner tradierter umschließender Räume. Wird die Nation als Träger 
34 | Diese Feststellung greif t einen Gedanken Friedrich Balkes auf, der be-
züglich der am Ende eines jeden Kommunikationsprozesses entstehenden 
möglichen Offenheit darüber, was an dieser Information, bzw. wie diese ver-
standen wurde, feststellt, dass jede »sinnhaft prozessierende Kommunika-
tion« eine »hermeneutische Pointe« hat. (Balke, 199: 143)
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inhärenter, invariabler Merkmale – und in dieser Besetzung – im 
Gegensatz zum variablen, bewegungsoffenen, Raum ›Europa‹ als 
verlässlicher Rahmen sichtbar? Steht, um es mit der von Gisa Rauh 
verwendeten Terminologie zu beschreiben, das nationalstaatlich de-
finierte Wir-Modell als »substantielles semantisches Merkmal« dem 
abstrakten Merkmal Europa nicht explizit, aber unterschwellig ent-
gegen? Erscheint der Raum des nationalen Wir als eine besondere, 
zumindest, verlässliche »Welt der Emotionen, Sinnwahrnehmun-
gen?« (Rauh, 1988: 325)35
*
Grundsätzlich gilt: Das übereinstimmende, von den Medien vermit-
telte Bild zum insbesondere gegenwärtigen Stand der Europäischen 
Integration, der EU, gibt es nicht. Das durch die massenmediale 
Kommunikation konstruierte Bild ist genauso vielfarbig und hetero-
gen, wie es die Medienlandschaft selber ist. Doch es gibt in vielem 
übereinstimmende Schlaglichter, die Eindrücke und Vorstellungen 
vermitteln, die den Empfängern, den Lesern, Denk- und Empfin-
dungsangebote zur Verfügung stellen.
So ist in der deutschen, französischen und britischen Presse eine 
Position auszumachen, welche die Europäische Einigung als eine 
positive, wenigstes zu bewahrende Errungenschaft erkennen lässt.36 
35 | Auch hier werden Begrif fe verwendet, deren originärer Theoriekontext 
ein anderer ist. So beschäftigt sich Gisa Rauh in ihrer Habilitationsschrif t 
mit semantischen Rollen und ihren invarianten, inhärenten Merkmalen in der 
Entwicklung einer Theorie semantischer Relationen. In dieser Theorie stehen 
sich substantielle und formale Merkmale – nicht wie hier genutzt – entgegen, 
vielmehr stellen die substantiellen Merkmale eine inhaltliche Unter fütterung 
der formalen Merkmale dar. Im Zuge der o.a. Unterscheidung wurde hier der 
Begrif f formal durch abstrakt ersetzt. 
36 | Im Folgenden wird auf Presseerzeugnisse aus diesen drei benannten 
Ländern verwiesen, weil es sich einerseits zum Zeitpunkt ihres Erscheinens 
um die drei bevölkerungsreichsten Staaten der EU handelte, (www.leseu-
ronautes.eu) und die englische, französische und deutsche Sprache auch 
in den anderssprachigen Teilen der EU durch ein hohes Maß an Fremdspra-
chenkompetenz verständlich sein konnten. 
Nation Europa!100
Dieses gilt im Besonderen für die Vertreter der Qualitätsmedien.37 
Werden dort Berichte über die europäische Finanzkrise, die Migra-
tionsbewegungen nach Europa oder die Terrorgefahr veröffentlicht, 
so werden zwar kritische Auseinandersetzungen mit den einzel-
thematischen Politiken offenbar, doch werden niemals die ideellen 
Fundamente der Union infrage gestellt. Beispielhaft hierfür benennt 
ein Artikel der online-Ausgabe der France Soir den durch die Reak-
tionen auf die Ereignisse der Flüchtlingsbewegungen38 vermeintlich 
unter Druck geratenen Raum des Schengen-Abkommens als »espace 
de liberté, de sécurité et de justice«. (www.francesoir.fr, 22.09.2015) 
Bezeichnet Wolfgang Schäuble für die online-Ausgabe der Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung (FAZ) die Europäische Integration als die 
»vielleicht beste Idee, die wir Europäer im 20. Jahrhundert hatten«, 
(www.faz.net, 24.03.2017) führt der Kolumnist des Guardian, Simon 
Jenkins, aus: »Continental Europe is still a safer, richer economic 
entity than any other place of the world«. (www.theguardian.com, 
08.02.2018) so kommt der deutsche Kolumnist Jakob Augstein in 
seinem Beitrag für den Spiegel zu den, von den katalonischen Be-
strebungen auf Loslösung aus dem spanischen Nationalstaat ausge-
lösten, Eruptionen über die Feststellung »Die Nationen sollen leben 
– aber die Nationalstaaten sterben. Wir brauchen sie nicht mehr« zu 
dem europhilen Bekenntnis, das »Ende des Nationalstaats« sei die 
»Renaissance der Region, die Geburt eines neuen Europa […] Gut 
so!«. (www.spiegel.de, 23.07.1017) 
Dennoch ist eine bedeutende Facette des auch in diesen Medien 
entstehenden Bildes der EU als das einer in einem vermeintlich 
dauerhaften Zustand der Krise – »une crise durable, une crise existen-
tielle« – existierenden politischen Gemeinschaft. (www.liberation.
fr, 17.10.2017)39 Die EU offenbart sich als Resultat dieser multiplen 
37 | »Qualitätsmedien«, die als »relatives Phänomen« ihre Bestimmung 
oftmals durch Abgrenzung von den »Boulevardmedien« erhalten, weisen 
Merkmale auf, die von Bernd Blöbaum in einem »Katalog« zusammengefasst 
werden und ein Bild der Qualitätsmedien als u.a. »autonom, mit hohem kul-
turellen und symbolischen Kapital« arbeitende, über selbstständige »Nach-
richtenwerte als Selektionskriterien« ver fügende Vermittler von Informatio-
nen ergeben. (Blöbaum, 2011: 49/53) 
38 | Benannt als die »retour des frontières«. (www.francesoir.fr, 22.09. 2015).
39 | Ein weiterer Ar tikel der Liberation vom 12.09.2017 verdeutlicht durch 
die Aufzählung und Aneinanderreihung der die EU treffenden Krisen die 
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Krisen für einen Artikel der Süddeutschen Zeitung als eine »tief ge-
spaltene« Gemeinschaft. (www.süddeutsche.de, 01.01.2018) Sichtbar 
werden über diese Feststellung hinaus reichende rhetorische Mus-
ter, die den vermeintlichen Mangel der EU an der, seit Jahrzehnten 
von den Nationalstaaten in Europa vermeintlich erfolgreich ausgeüb-
ten Funktion des »protective umbrella«, (Shaw, 2014: 309) des auch 
emotionalen Auffangs der Menschen in den Zeiten tiefgreifender 
Verunsicherung ausdrücken. Formulierungen wie die von den »Sor-
gen der Menschen« oder den »Ängsten der Bürger«, (www.faz.net, 
02.01.2018/www.süddeutsche.de, 01.01.2018) die von »Brüssel […] 
endlich ernst genommen« werden sollten, (www.faz.net, 02.01.2018) 
geben diesem unterstellten Mangel Ausdruck. Das fremde und fer-
ne »Brüssel«, Synonym für den bürokratischen Apparat Europas, 
sollte die Sorgen und Ängste der Menschen in Europa »endlich« 
ernst nehmen – denn in der Europäischen Union werden diese bis-
lang, so scheint es unterstellt, nicht aufgefangen. Die Nutzung der 
Begriffe ›Sorgen‹ und ›Ängste‹ als Ausdruck tief empfundenen Ge-
fühlslagen wie auch die des Begriffes ›Brüssel‹ als Synonym eines 
kalten, fernen Apparats verdeutlichen tradierte Vorstellungen, wel-
che eine Kluft zwischen dem nahen, vertrauten, sich im National-
staat objektivierenden ›Wir‹ und einer politisch konstruierten En-
tität widerspiegeln. Nicht explizit formuliert, aber unterschwellig 
vermittelt, erscheint hier der Rahmen eines krisengeschüttelten 
Apparates einer vermeintlich verlässlichen Welt entgegenzustehen. 
In einem Artikel über die Unabhängigkeitsbestrebungen Katalo-
niens vom spanischen Nationalstaat in der Süddeutschen Zeitung 
erhält der Rückbezug auf ein emotional vertrautes, überschaubares 
Gemeinwesen als »Einkehr zu sich selbst, [sie] scheint etwas Tröst-
liches zu bieten: Sicherheit, Überschaubarkeit, Selbstbestimmung.« 
eine Erklärung, die auf das Verhältnis Nationalstaat/EU durchaus 
übertragbar scheint. (www.sueddeutsche.de, 05.10.2017) Ein inhalt-
liches Fundament erhält diese Vorstellung durch einen Artikel von 
Hans-Jürgen Papier für die Frankfurter Allgemeine Zeitung, in wel-
chem er herausstellt: »Auch in einem vereinten Europa kann nur der 
Nationalstaat die Werte, die Leitideen und den Zusammenhalt einer 
»Tücken« des »projet de sécurité«: »Après la crise de l’Euro, la guerre en 
Ukraine, le Brexit et les dérives de la Hongrie et de la Pologne, l’Europe est 
confrontée à une autre crise qui met en péril l’existence du projet de sécuri-
té.« (www.liberation.fr, 21.09.2017) 
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ganzen Gesellschaft verkörpern und verwirklichen«, (www.faz.net, 
23.10.2016) Wolfgang Schäuble benennt ebenda die »Bindekräfte der 
Nationen« als für die Europäer »unverzichtbar […] wenn sie gemein-
sam handlungsfähig […] bleiben wollen«. (www.faz.net., 21.02.2016) 
In den Zeiten politischer Zuspitzung erhält dieser Rückbezug, 
diese ›Einkehr‹ in die nationalstaatliche Geborgenhit, auffällig Ge-
wicht. Dieses wird an den Artikeln der Boulevard-Presse deutlich, in 
denen die Auseinandersetzung mit konkreten politischen Themen 
entweder explizit auf den Nationalstaat zuläuft oder auf sprachliche 
Formen zurückgreift, welche die nationalstaatlich umfasste Ge-
meinschaft adressiert. Für das erste Thema bietet die britische Bou-
levard-Presse in den Monaten um das Referendum zu dem Austritt 
Großbritanniens aus der EU (23.06.2016)40 hinreichend Anschau-
ungsmaterial. Wenn Jochen Buchsteiner feststellt, dass in Grossbri-
tannien die Idee, aus einem sich einigenden Europa ein politisches 
Projekt zu machen, »allenfalls unter Außenseiter Gefallen« fand und 
»(d)ie Flucht der Briten aus der Europäischen Utopie« somit auch 
einer nahezu tradierten Reserviertheit der Briten gegenüber der EU 
folgt, (Buchsteiner, 2018: 42) dann widerspiegeln die im Folgenden 
als Beispiele benannten Artikel diese Ausführung. 
In einem, eine Woche vor dem Referendum erschienenen Ar-
tikel sah die Zeitung »The Sun« die Chance für die »powerful na-
tion […] to make britain even greater, to recapture our democracy, 
to preserve the values and culture we are rightly proud of«. (www.
thesun.co.uk, 13.06.1016)41 Die »Daily Mail« bietet den, noch einen 
Tag vor dem Referendum Unentschiedenen, einen »essential guide« 
aus 20 Gründen, »why you should choose to leave«. Neben der um-
fassenden Feststellung, durch den Austritt würde sich »[…] our status 
as a sovereign nation« wiederherstellen (lassen), wird das finanzielle 
Design der Mitgliedschaft in der EU – »We pay far more into the EU 
budget than we get back« – ebenso beklagt wie die Flüchtlingssitua-
tion – »[…] there’s no upper limit on migration and no proper control 
40 | Bei diesem Referendum stimmten 51,89 % der Wahlberechtigten für 
den, nicht nur aufgrund der Knappheit des Resultats in Anbetracht der Wahl-
beteiligung, (72,2 %) umstrittenen Austritt. 
41 | Alle in den auch folgenden Artikeln kursiv gesetzten Worte wurden 
durch den Autor dieser Arbeit hervorgehoben.
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of our borders.« (www.dailymail.co.uk, 22.06.2016)42 Über ein Jahr 
nach dem Referendum stellt dieselbe Zeitung mit Bezug auf eine 
Umfrage nicht nur fest, »Britons are happier since the vote«, sondern 
dass »[…] the referendum has improved the national mood«. (www.
dailymail.co.uk, 08.11.2017) 
In Deutschland lässt sich diese Dynamik in ihrer Essenz eben-
so beobachten, vor allem an den Artikeln der täglich erscheinenden 
»Bild«. Stellt der SZ-Außenpolitikchef Stefan Kornelius in seinem 
Beitrag vom 31.05.2017 in der Betrachtung der Situation Deutsch-
lands von außen auch fest, »Wir nehmen gar nicht wahr, wie gut es 
uns geht«, so ist eine solche Formulierung in den Qualitätsmedien 
eine auffällige Ausnahme. (www.sueddeutsche.de, 31.05.2017) Nicht 
so in der »Bild«. Grundsätzlich ist auch diesem Medium eine EU-be-
jahende Position zu unterstellen, doch, und das unterscheidet die 
Artikel der »Bild« von denen der Qualitätsmedien, arbeitet sie mit 
rhetorischen Mustern, die elementar auf den Einsatz von pluralen 
Personalpronomen setzen, die einen Bezug der emotionalen Veror-
tung der Leser im nationalstaatlichen »Wir« vornehmen und die EU 
als einen, in den »Hinterzimmern« mauschelnden Zusammenhang 
erklären. (www.bild.de, 23.02.2018)43 Insofern gleichen die Artikel 
eher denen der britischen Boulevard-Presse als denen der deutschen 
Qualitätsmedien:
So ist es »unser Geld«, über dessen Verteilung die EU strei-
tet (www.bild.de, 23.02.2018), »Wir« bleiben »das Land, das die 
meisten Flüchtlinge innerhalb der EU aufnimmt«. (www.bild.de, 
15.05.2015) In den Zeiten der Finanzkrise Griechenlands samt ihrer 
Auswirkungen auf die anderen EU-Mitgliedsländer wird der Schlag-
zeile »Ihr griecht nix von uns« nicht nur die Frage: »Warum zah-
len wir den Griechen ihre Luxus-Renten?« angefügt, (www.bild.de, 
42 | Um die Zuspitzung des Diskurses um das Thema ›Brexit‹ in den briti-
schen Medien zu veranschaulichen, soll hier auf einen Artikel in der »Daily 
Mail« verwiesen werden, der in seiner inhaltlichen und rhetorischen Schär-
fe ebenso polarisierend wie schlicht ist: »Thanks to Brussels diktats, some 
of the EU’s most evil killers, rapists and drug-dealers have been allowed to 
remain here – because their right to free movement has been put ahead of 
keeping the British public safe.« (www.dailymail.co.uk, 22.06.2016) 
43 | So stellt die Bild der Aussage, die »EU streitet heute über unser Geld« 
die Erkenntnis voran, »Es geht um Macht und Absprachen in Hinterzimmern«. 
(www.bild.de, 23.02.2018)
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05.03.2010/www.bild.de, 27.04.2010) sondern durch die Erkenntnis 
›abgerundet‹: »Wir sind wieder mal Europas Deppen«. (www.bild.de, 
10.05.2010, kursiv M.K.) 
Im Zuge der Betrachtung dieser Arbeit erscheint die über Jah-
re hinweg44 genutzte Form der pluralen Personalpronomen ›wir‹ 
und ›uns‹ auch hier als ein auffälliges Stilmittel, durch welches 
die durch die Grenzen eines Nationalstaates – hier der Bundesre-
publik Deutschland – um- und zusammengefassten Menschen zu 
einer Gemeinschaft werden. Bild »bastelt«, um es mit einem Zitat 
von Hans-Jürgen Arlt/Wolfgang Storz zu sagen, »für sein Publikum 
einen Laufstall, dessen gedankliche, emotionale und optische Im-
pulse dem Publikum eine eigene [– nationalstaatliche –] Erlebnis-
welt öffnen«. (Arlt/Storz, 2011: 44) Diese Aussage kann auf die briti-
sche Boulevard-Presse übertragen werden. 
Kollektive Zuordnungen von Gegebenheiten (»values and cul-
ture/borders« [s.o.]) und Ereignissen (»wir zahlen/wir nehmen 
auf« [s.o.]) durch Personalpronomen wie »we/wir, our/unser« kenn-
zeichnen die Widerspiegelung vermeintlich vorhandener tradierter 
umschließender Räume und markieren dementsprechend das, was 
hier als Einheitssemantik verstanden wird. Es wird dem Leser ein 
Raum kollektiver Empfindungen suggeriert, der sich im Rahmen 
»our borders« (www.dailymail.co.uk, 22.06.2016) befindet, und die-
se umfassen eine durch den Nationalstaat und nicht durch die EU 
gebildete Gemeinschaft.
*
Die Printmedien erhalten den Nationalstaat als zentrale politische 
Struktur der Europäischen Union im Bewusstsein der Leser. In und 
an diesem konzentriert und orientiert sich die politische Kommuni-
kation »in und über Europa«. (Dettling/Novy, 2004: 15) Sowohl die 
Qualitäts- als auch die Boulevardmedien transportieren diese Infor-
mation, wenn auch in der Form der Mitteilung unterschiedlich. Ein 
entscheidender Aspekt ist, dass die Begriffe ›wir‹ und ›uns‹ für die 
durch die Nationalstaaten umfassten Teile der Gesellschaft als sol-
che ›reserviert‹ bleiben und einer für eine mögliche emotionale Fun-
dierung der Beziehung der Menschen zur EU nicht zur Verfügung 
44 | Der erste hier zitier te Ar tikel stammt aus dem, Jahr 2010, der letzte aus 
dem Jahr 2018.
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stehen. Der verlässliche rational und emotional begründbare Rah-
men für das Leben der Menschen ist, im Kanon der (print-)massen-
medialen Kommunikation, die durch die Nationalstaaten umfasste 
Gemeinschaft.  
Die EU bildet hierzu den Gegenpol. Die kalte, unpersönliche 
»construction europénne« (www.francesoir, 21.09.2017) bildet den, 
wenn auch nur schemenhaft und selten direkt mit der eigentlichen 
Darstellung verbundenen, Hintergrund derselben. Sie erweist sich 
zwar als ein nützlicher Rahmen der emotionalen Erlebniswelt – »Eu-
rope helped Germany gradually make its way back into the circle of 
civilised nations«, »Europas Einheit (ist) die beste Vorsorge für das 21. 
Jahrhundert« –, (www.independent.co.uk/www.faz.net, 24.03.2017) 
doch kommt sie über den Status einer nüchternen rechtlichen Archi-
tektur nicht hinaus. Guy Kirsch formuliert diesen Gedanken pas-
send aus und benennt im Sinne dieser Arbeit einen fundamental 
bedeutsamen Aspekt einer vermeintlich kränkelnden Europäischen 
Integration: »Die Europäische Union ist weit eher ein Staatenbund, 
ein juristisches Konstrukt denn ein Raum, in dem sich miteinander 
verbundene Menschen heimisch fühlen.« (www.faz.net, 02.01.2018) 
Eine Erkenntnis, die aus den vorangegangenen Ausführungen ab-
leitbar ist, stellt die Feststellung dar, dass hierzu die massenmediale 
Kommunikation einen nicht zu unterschätzenden Beitrag leistet.
*
Beide analysierten Felder, die rechtliche Konstruktion der Europäi-
schen Union als auch die print-massenmediale Kommunikation aus-
gewählter Medien, haben die ideelle und strukturelle Persistenz des 
europäischen Nationalstaates sichtbar gemacht. Ist es ohne Zweifel 
legitim festzustellen, dass sich die Nationalstaaten in der rechtlichen 
Konstruktion der Europäischen Union und – für diese Arbeit weit-
aus bedeutender – den Prozess der Europäischen Integration ein-
gelassen haben, so werden sie in der masssenmedialen Kommuni-
kation nicht durch die Intention nationalstaatlicher Politik, sondern 
durch die Akteure der Massenmedien im Bewusstsein gehalten. Für 
beide Bereiche gilt dennoch übereinstimmend, dass der Europäische 
Nationalstaat eine fixe Position besitzt, die eine rechtlich-politische 
und emotional bindende Weiterentwicklung des derzeitigen Standes 
der Europäischen Integration blockiert. Insofern trifft die Formulie-
rung von der verhinderten europäischen Nation auf die im o.A. Er-
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kenntnisse uneingeschränkt zu, wobei es wichtig ist, zwischen dem 
bewussten Agieren der nationalstaatlichen Akteure bei der Konst-
ruktion der EU und den, dem tagesaktuellen Geschehen verpflich-
teten, Akteuren der Massenmedien zu unterscheiden. Das Ergebnis 
beiden Agierens ist allerdings dasselbe. 
Beide Bereiche verdeutlichen zudem, wie schwer es für den zu-
künftigen Prozess der Europäischen Integration sein wird, über den 
europäischen Nationalstaat hinaus zu reichen/zu gehen. Hierbei 
scheint es schwer, aber auch müßig, zu beurteilen, auf welchem der 
beiden Felder es für diesen Prozess leichter wäre, die nationalstaat-
liche Hürde zu überspringen. Die strukturelle, rechtlich-politische 
Hürde – im Vorangegangenen als ›harter Faktor‹ benannt – stellt 
hierbei eine Größe dar, die durch politische Veränderungen direkt 
und u.U. in zeitlich kurzem Abstand veränderbar sein könnte. An-
ders der ›weiche Faktor‹. 
Massenmediale Kommunikation ist in freiheitlichen politischen 
Systemen nicht direkt steuerbar. Was und in welcher Form zu wel-
chem Zeitpunkt kommuniziert wird, entscheiden die Akteure der 
Massenmedien – Verleger und Journalisten – eigenen Zielsetzungen 
folgend jederzeit neu und selbst. Indirekt mögen Möglichkeiten der 
Beeinflussung massenmedialer Kommunikation durch die Politik 
dadurch bestehen, dass die Akteure des politischen Systems durch 
ein bewusstes Agenda-Setting oder durch bewusst gewählte Formen 
einer Aktionen massenmediale Aufmerksamkeit erzeugen, doch 
lässt sich deren Resultat vor dem Hintergrund der von Friedrich Bal-
ke konstatierten »hermeneutischen Pointe« (Balke, 1999: 143) kaum 
abschätzen.
Im Besonderen an der massenmedialen Kommunikation lässt 
sich feststellen, wie richtig die Aussage Sven Roodes ist, dass: »nei-
ther had the nation been replaced with Europa, nor had the latter 
essentially marginalized the significance of the nation as a point of 
reference for the imagining of the Self and the other. (Roode, 2012: 
242) Die in den europäischen Staaten umfassten Nationen bewah-
ren, durch die verwendete Sprache der Massenmedien unterstützt, 
ihren Status als Brille, durch welche die Europäische Integration ge-
sehen wird. Die »vorgestellte politische Gemeinschaft« (Anderson, 
1998: 14) bleibt die der im Europäischen Nationalstaat umfassten. 
Zusätzlich zu der politisch-rechtlichen Struktur als hartem Faktor 
stellt der weiche Faktor, konkret die durch die Medien vermittelten 
Denk-Strukturen, einen nur schwer und bestenfalls langfristig zu 
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überwindendem Klotz dar, der die Entwicklung der Europäischen 
Nation blockiert, verhindert. 

IV. Selbstverwirklichung und Unruhe –  
 Die unvermeidbare Nation
»Old truth concerning the construction of 
the continent: Eurpean integration moves 
forward through crisis, each crisis pushing 
its member states closer together« 
(Coolsaet, Rik, 2013: Europe: Reinforcing 
existing trends, in Ayoob, Mohammed (Hg.): 
Assessing the war on terror; London; Seite 
138) 
Die zitierte Aussage Rik Coolsaets, der die Feststellung Ludger 
Kühnhardts, dass den »substantiellen Integrationsfortschritten […] 
immer wieder fundamentale Krisenerfahrungen voraus(gingen)«, 
(Kühnhardt, 2010: 153)1 wirkt gleichermaßen prophetisch wie – je 
nach politischer Orientierung – ermutigend, bzw. bedrohlich: Die 
Gesellschaft in Europa wächst politisch immer enger zusammen, 
trotz aller Krisen, die auf den ersten Blick ein Scheitern des Eini-
gungsprozesses an die Wand zu malen scheinen. Ohne die Hegel’ 
sche Weltgeistmetaphysik mit den Vorstellungen eines dialektischen 
Weltgeschehens im Geiste des Fortschritts überstrapazieren zu wol-
len, ist es dennoch nicht von der Hand zu weisen, dass die vielen 
Eruptionen, die dieses sich politisch einigende Europa trafen, den 
gemeinsamen Willen eines friedlichen und geeinten Zusammenle-
1 | Ludger Kühnhardt formulier t diesen Gedanken in der Prognose einer Wei-
terentwicklung der Europäischen Integration mit der Feststellung aus, dass 
»(d)ie Geburt des neuen Europa aus dem Geist seiner Krisen weiter(geht)«. 
(Kühnen, 2010: 169)
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bens niemals außer Kraft setzten. Weder die Phase der Eurosklerose 
(1973-1984), das Scheitern des Verfassungsvertrage an den Voten der 
Bevölkerungen in Frankreich (29.05.2005) und den Niederlanden 
(01.06.2005) noch das – wenn auch nur sehr knappe –2 Brexit-Vo-
tum in Großbritannien (23.06.2016)3 haben den Prozess der Euro-
päischen Integration essentiell zum Stillstand gebracht. Im Gegen-
teil: Die Schritte, die dieser Prozess im Anschluss an diese Krisen 
und Stolpersteine machte, wirken bedeutend. Dies gilt für die Ein-
heitliche Europäische Akte (1985), der mit den Verträgen von Maas-
tricht (1992/1993), Amsterdam (1997/1999), Nizza (2001/2004) und 
Lissabon (2007/2009)4 ebenso beachtliche gesetzgeberische wie in-
tegrationspolitische Initiativen folgten als auch für die Vielzahl von 
politischen Vorschlägen, die auf den Brexit folgten und sich am Ziel 
orientierten, die Europäische Integration politisch auszuweiten.5,6 
Die Ausführungen dieses Kapitels werden die Erkenntnisse 
der vorangegangenen Kapitel zu einem Gedanken zusammenfüh-
ren, der die Entwicklung der Gesellschaft in Europa zu einer Na-
tion, die Weiterentwicklung der Europäischen Integration zu einem 
(National-)Staat ›Europa‹ als letztlich unvermeidbar begreift. ›Un-
vermeidbar‹ soll im Zuge der in dieser Arbeit vertretenen Vorstel-
2 | 72,2 %, der Wahlberechtigten gaben ihre Stimme ab. 51,9 % von ihnen 
stimmten für den Austritt Grossbritanniens aus der EU, 48,1 dagegen.
3 | Die deutsche politische Magazin »Der Spiegel« benennt den Tag des 
Referendums als »schwarzen Donnerstag, […] an dem sich eine Nation ent-
schloss, gegen die Vernunft zu handeln«. (Der Spiegel, 26/2016: 26) 
4 | Die erste der beiden in den Klammer gesetzten Jahreszahlen be-
nennt das Jahr der Unterzeichnung der Verträge, die zweite die Jahre derer 
Inkrafttretung. 
5 | Ein anschauliches Beispiel hier für ist die Rede des französischen Prä-
sidenten Emmanuel Macron an der Sorbonne in Paris vom 26.09.2017 die 
unter dem Titel »Initiative pour L’Europe« nicht nur ein tiefes Bekenntnis zur 
Europäischen Integration ausdrückt, sondern diesen Prozess als »respon-
sabilité pour notre jeunesse partout en Europe« begreif t. (www.elysee.fr, 
26.09.2017)
6 | So flankier te der Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude 
Juncker, seinen Plan/Vorschlag für den Ausbau des Europäischen Stabili-
tätsmechanismus und eines Europäischen Finanzministers mit der Fest-
stellung: »Nach Jahren der Krise ist es jetzt an der Zeit, Europas Zukunft in 
unsere eigenen Hände zu nehmen«. (www.zeit.de, 06.12.2017) 
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lung bedeuten, dass diese Entwicklungen aufgrund einer Vielzahl 
stattfindender gesellschaftlicher, politischer Entwicklungen und 
in der Gesellschaft geführter Diskurse als ebenso folgerichtig wie 
unausweichlich erscheinen. Darüber hinaus ist eine bewusste Ver-
hinderung dieser Entwicklung, trotz allem kurzfristig erfolgreichen 
Aufbegehrens der Apologeten des Nationalstaates, auf lange Sicht, 
aufgrund der voranschreitenden gesellschaftlichen Entwicklung, 
ebenso wenig als tragende Option7 anzunehmen wie das Festhalten 
der Nationalstaaten am, durch den Vertrag von Lissabon gesatzten, 
Status Quo. In Kapitel II wurden mit den Themen des, die Gesell-
schaft in Europa bedrohenden Terrors und der Flüchtlingskrise auf-
gezeigt, wie schwer es einzelnen Nationalstaaten fällt, eine geeigne-
te Lösung für diese Probleme zu finden, wie ›nützlich‹ andererseits 
eine über die europäischen Nationalstaaten hinausgehende verstärk-
te Integration Europas sein würde. Die im Folgenden behandelten 
Aspekte sollen dementsprechend Themen, Diskurse und Felder auf-
zeigen, in denen ein Weiterführen und -denken stringent auf die 
im o.a. Sinne konsequent weiterentwickelte Europäische Integration 
zuläuft. 
Wirkt die Aussage Jean-Marie Guéhennos, »Das Ende der Nation 
bringt den Tod der Politik mit sich«, (Guéhenno, 1994: 39) auch zu 
drastisch, so fügt sich die Feststellung Harald Müllers, die Nation sei 
ein nach wie vor »mobilisierungsfähiges Symbol«, (Müller, 2009: 
226) an die Ausführungen der vorangegangenen Kapitel instruktiv 
an. Versteht man darüber hinaus dieses Symbol als einen stetig neu 
auszuhandelnden Kompromiss »substanzieller Wertebeziehungen«, 
(Deitelhoff, 2009: 209) dann wird vor allem die Beantwortung der 
jedem Herrschaftssystem zugrunde liegenden, zumindest aber inn-
wohnenden, Frage nach dessen Legitimität zu einem konstitutiven 
Bestandteil seiner Erschaffung, vor allem, wenn es sich in einem 
7 | Außer Zweifel stehen die Er folge nationalistischer Bewegungen und Par-
teien in Referenden (GB/Brexit) und Parlamentswahlen, die die o.a. Män-
gel der politischen Handlungsfähig/willigkeit der Europäischen Union in die 
Bahnen des verlässlichen und bekannten Bezugsrahmens des National-
staates lenken wollen. Dieses gilt sowohl für die britische UKIP als auch den 
französische FN, die AfD in der BR Deutschland und ihre, nahezu in jedem 
Europäischen Nationalstaat auftauchenden, Pendants. Inwiefern diese Be-
wegungen über ein Gerüst ver fügen, aus welchem sich langfristige Problem-
lösungskompetenzen ableiten lassen, bleibt fraglich. 
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»demokratischen Zeitalter« nur um eine »demokratische Legitima-
tion« handeln kann. (Nullmeiner, 2012: 170) 
1. Volk, deMokr atie uNd VerFaSSuNg 
Diese Feststellung Frank Nullmeiers, im »demokratischen Zeit-
alter« könne die Legitimation eines politischen Gemeinwesens nur 
aus einer »demokratischen Legitimation« bestehen, rückt in euro-
päischer Perspektive die Begriffe Volk, Demokratie und Verfassung 
essential zueinander. Die folgenden Ausführungen werden dieses 
Aneinanderrücken mit der Blickverengung auf den Prozess der 
Europäischen Integration beleuchten und dabei auch aufzeigen, in-
wiefern dieser Zusammenhang Diskursgegenstand ist. 
Dass die inner(mitglied)staatliche Parlamentarisierung der Euro-
papolitik, im Besonderen wenn konstatiert wird, dass die einzelnen 
nationalstaatlichen Regierungen nicht immer an einer europäischen 
Lösung interessiert sind,8 keine Lösung der bestehenden Probleme 
ist, (Franzius/Preuß, 2012: 18) zeigen die Ausführungen des voran-
gegangenen Kapitels auf. Andersherum formuliert ergibt sich hie-
raus die Feststellung, dass genuin europapolitisch ausgerichtete 
Entscheidungen dort getroffen werden sollten/müssten, wo kollektiv 
bindende Entscheidungen für eine demokratisch konstituierte Ge-
sellschaft in Europa getroffen werden: im Europäischen Parlament. 
Aber im Vorangegangenen ist mit Verweis auf den Art. 9 des Vv.L/
EUV aufgezeigt worden, dass es einen europäischen Demos als Ini-
tiator und Adressat dieser Entscheidungen nur auf dem Umwege der 
Mitgliedschaft seiner Einzelteile in einem nationalen Mitgliedstaat 
der EU gibt. Wenn Francisco Pérez feststellt, dass »democrazy calls 
for a demos«, Pérez, 2013: 200) dann verhallt – wörtlich genommen – 
dieser Ruf in seiner Suche nach einer substantiell europäischen Ant-
wort in einem durch die Nationalstaaten aufgeteilten, zerrsplitterten 
Raum. Dieses ist vor allem dann ein schwerwiegender, weitreichen-
der Mangel, wenn man mit der Aussage Pérez’ übereinstimmt, dass 
»liberal values cannot be grounded in a cultural and legal vacuum«. 
(Pérez, 2013: 2009) Sie bedürfen vielmehr eines Selbstverständ-
nisses, welches verlässlich grundgelegt ist, an und in sich – sprich 
durch genuin am Europäischen orientierten Diskursen – wachsen 
8 | S. die Flüchtlingspolitik
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kann und welches auf eine klar definierte Einheit, auf ein klar de-
finiertes ›Wir‹ verweist. Eine in viele politische Gemeinwesen diffe-
renzierte Gesellschaft Europas, samt der sich aus dieser politischen 
Struktur vermeintlich ergebenden Pluralität der Publika, stellt zwar 
kein Vakuum dar, es bleibt aber bei der im Vorangegangenen Kapitel 
dargestellten rechtlichen Struktur eines immer als solchem weiter-
geknüpften Flickenteppichs.
Warum aber ist bei einer solchen Struktur ein Voranschreiten der 
Europäischen Integration in Richtung Nation unvermeidbar?
*
Die Ausgangsposition in der diese Frage beantwortenden Argumen-
tationskette kommt dem Begriff des Volkes zu, hier des Europäischen 
Volkes. Sie folgt einer Formulierung Jürgen Habermas’, die, hier um 
den Begriff des Staates reduziert, die folgende Gedankenentwick-
lung grundlegt: »Erst die symbolische Konstruktion eines ›Volkes‹ 
macht aus dem modernen Staat einen Nationalstaat« – (Habermas, 
1998: 100) auf den hier vertretenden Gedanken zugeschnitten: Erst 
die Konstruktion des Volkes ermöglicht die Konstruktion der Euro-
päischen Nation.
Die Begründungen des Volksbegriffes sind vielschichtig. Sie rei-
chen von der Vorstellung von dessen Umfassung einer durch prim-
ordiale/objektive Kriterien gebildeten Gemeinschaft bis hin zu einer 
rechtlich-politischen Definition, in welcher das ›Staatsvolk‹ durch 
alle einem »bestimmten Staat unterstehenden Personen« gebildet 
wird. (Fische/Köck, 1983: 93, zit.n. Elsner, 2000: 20) Gleichgültig, 
welchem Faktor für eine Definition des Begriffes Volk die entschei-
dende Bindungswirkung zugeschrieben wird: Der Begriff Volk steht 
immer für eine Einbindung einzelner Menschen in einen konstru-
ierten »größeren Zusammenhang«. (Elsner, 2000: 32/Steinberg, 
2013: 138f.)9 
Für die Entwicklung zur Europäischen Nation bildet der Be-
griff des Europäischen Volkes eine wichtige, mithin notwendige 
9 | Rudolf Steinberg fügt der Feststellung, dass es »›das Volk‹« als ein »iden-
titäres, homogenes Phänomen« nicht gebe, die Vielzahl möglicher Kriterien 
an, aufgrund derer die Vorstellungen von der Einheit eines Volkes ihren oft-
mals politisch intendier ten Grund erhalten. (Steinberg, 2013: 138) 
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Grundlage. Eine sich aus der Vorstellung einer durch gemeinsame 
lebensweltliche Gegebenheiten – der Durchdringung des Alltags 
der Menschen in Europa durch europäische Themen –, kulturelle 
Traditionen und historische Erfahrungen ergebenen Verbunden-
heit, ihrerseits Ausdruck und Resultat einer bewussten Hinwen-
dung, stellt die bewusste Ausgangslage für die Weiterentwicklung 
zu einer gemeinsamen Orientierung und Handlungsbereitschaft – 
zur Nation – dar. (Hillermann, 1994: 912) Wichtig ist hier jedoch der 
Verweis auf den Begriff der Vorstellung, denn für das Zustandekom-
men des Europäischen Volkes, vielmehr für das Bewusstsein der 
Menschen, ein Europäisches Volk zu bilden, bedarf es einer durch 
nationalstaatliche Grenzen unge/behinderte Öffentlichkeit. Diese 
Voraussetzung erscheint als zwingend notwendig für die Erschaf-
fung des »Gesellschaftliche(n) jenseits des Nationalen«, welches als 
»verbindender Kommunikationsraum« dadurch entsteht, dass ihm 
Konfliktpotentiale zugerechnet werden können. (Trenz, 2002: 23f.) 
Die Europäische Öffentlichkeit dient in diesem Verständnis als »Fo-
rum für Konfliktkommunikation« (Stichweh, 2005: 83) und als in 
dieser Funktion essentiell bedeutsame Voraussetzung für das Ent-
stehen eines Europa-Empfindens durch das Betroffen-Sein in einem 
Konflikt. 
Nicht die Vorstellung von der Homogenität des Sprachraums 
kennzeichnet in diesem Verständnis das Vorhandensein einer Euro-
päischen Öffentlichkeit als essentiell notwendiger Voraussetzung 
für das Entstehen eines Europäischen Demos, sondern die Kommu-
nikation eines Konfliktes. Sprachen- und Medienvielfalt sind hier-
bei ebenso wenig Hindernisse für das Entstehen dieses Raumes wie 
Meinungsvielfalt. (Trenz, 2005: 86)10 Der zweite Irak-Krieg, der hun-
derttausende Menschen in Europa in ihrer Position gegen eine Teil-
nahme mobilisierte, die Europäische Finanzkrise, die Wirkungen 
der Flüchtlingsbewegungen in Richtung Europa: All diese Themen 
belegen einen Diskurs um Konflikte und die hierbei auftretenden 
unterschiedlichen Meinungen ebenso wie die durch diese Konflikte 
entstehende Betroffenheit und machen auch ohne eine gemeinsa-
me Sprache und gemeinsame Medien eine Europäische Öffentlich-
10 | »Wechselseitige Beobachtungen der sichtbaren Kommunikationsteil-
nehmer ermöglichen […] einen sinnhaft aufeinander bezogenen Anschluss 
von Interaktionen […] ohne dass dafür Konsens als materielles Substrat von 
Gesellschaft er forderlich wäre.« (Trenz, 2005: 86)
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keit als »Resonanzraum« (Giesen, 1999: 256) sichtbar. (Brunkhorst, 
2014: 29/Kaelble, 2001: 130)11,12 
Fügt man diese Gedanken aneinander, dann sind die struktu-
rellen Voraussetzungen für die Existenz eines Europäischen Volkes, 
das sich als Widerspiegelung eines europäischen Resonanz- und 
Kommunikationsraum sichtbar zu machen in der Lage ist, gegeben. 
Insofern erscheint es in diesem Sinne als durchaus schlüssig, von 
der gegebenen strukturell-faktischen Voraussetzung für die Exis-
tenz eines Europäischen Volkes zu sprechen. 
Doch ohne das Bewusstsein, ohne die Erfahrung der Menschen in 
Europa, ein solches Volk zu bilden und darzustellen, verbleibt die-
se Feststellung für diese Arbeit als lediglich technisch und abstrakt 
und weder sozial13 noch politisch relevant. 
*
So führt das nächste Glied in der Argumentationskette zu dem Be-
griff der Demokratie. Diese wird hier als Medium verstanden, durch 
welches die vermeintliche Kluft zwischen einem als abstrakt und 
fern erscheinenden Apparates und Überbau und den sich noch nicht 
primär als Europäisches Volk verstehenden Menschen in Europa 
überbrückt wird/werden kann.
Im Kapitel II. wurden zwei Themen aufgezeigt, durch welche 
die Menschen in Europa über nationalstaatliche Grenzen hinweg ge-
11 | Ludger Kühnhardt erkennt in diesem Sinne in der durch die Voten der 
Bevölkerungen in Frankreich und den Niederlanden abgelehnten Verfassung 
für Europa eine »Krise«, in der sich eine europäische Öffentlichkeit »etab-
lier t«. (Kühnhardt, 2010: 137) 
12 | Die Zweifel an der Möglichkeit der Entstehung einer Europäischen Öf-
fentlichkeit macht sich im Besonderen am Fehlen einer gemeinsamen euro-
päischen Sprache und dem Fehlen paneuropäischer Medien fest. Der Chor 
der in diesem Sinne Zweifelnden ist vielstimmig. Stellver tretend soll hier 
Maria Romana Allegri benannt werden, die feststellt: »[…] a European demos 
does nor exist […] absence of common language, media, political culture […] 
make a genuine EU public sphere unlikely.« (Allegri, 2010: 304)
13 | Wobei hier unter dem Begrif f sozial relevant verstanden werden soll, 
dass es kein aufeinander bezogenes Handeln im Sinne einer genuin europä-
isch-sozialen Beziehung gibt. 
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meinsam betroffen werden, im vorangegangenen Kapitel wurde auf-
gezeigt, wie ein sich – nahezu zwangsläufig – aus dieser Dynamik 
entstehendes europäisches Wir-Bewusstsein dadurch blockiert wird, 
dass Semantiken, die die Entstehung eines solchen Bewusstsein 
grundlegen und befördern würden, im Sinne einer nationalstaatli-
chen Tradition von ebendieser in der massenmedialen Kommuni-
kation besetzt werden. Dieser Knoten, der eine direkte Verbindung 
vom Europäischen Volk zu dessen politischem Überbau verhindert, 
kann aufgeknüpft werden, indem eine politisch direkte Verbindung 
von diesem Volk zu dessen politischem Überbau geschaffen wird. Es 
geht konkret um das Begründen einer sozialen Beziehung mit Legi-
timation stiftender Wirkung. Eine Legitimation, die aus der »conti-
nuous relationship between public policies and citizens« erwächst 
und diesen Bürgern das Recht gewährt, »to influence decision-ma-
king proceses«. (Allegri, 1010: 296)  
Auch hier erweisen sich, wie schon bei der Entwicklung der Na-
tion, die Intellektuellen,14 die Vertreter aus der Wissenschaft und der 
Politik, als die ideellen Impulsgeber der Diskussion dieses Themas. 
So sind es vor allem wissenschaftliche Texte, die das Fehlen einer 
solchen direkten Verbindung feststellen. Stellte Ullrich Beck bereits 
2004 – wohlgemerkt dem Jahr der größten EU-Erweiterung – fest, 
dass der Zustand der EU »zweifellos […] der Kritik bedarf«, (Beck, 
2004: 249) so geriet in den folgenden Jahren mit dem Begriff des 
»Demokratiedefizits« ein Terminus auf die Agenda der kritischen 
Kommunikation mit, vor allem aber über den Ist-Stand der politi-
schen Integration Europas, der ein großes inhaltliches Spektrum 
umfasst. Dieses reicht von strukturellen Gegebenheiten (institutio-
nelle Architektur/15 Rolle des Europäischen Parlaments in der Statik 
14 | Zur Bedeutung der Intellektuellen für die Entwicklung der Nation und 
der nationalen Identität s. Giesen, Bernhard (1999): Kollektive Identität – 
die Intellektuellen und die Nation, Bd2; Frankfur t a.M. 
15 | Unter diesen Aspekt soll die »wichtigste Ursache des europäischen 
Demokratieproblems« fallen, dem im Folgenden nur eine untergeordnete 
Aufmerksamkeit zu teil werden wird: der »Verselbstständigung der exekuti-
ven und judikativen Institutionen der EU«, sprich der Europäischen Kommis-
sion und dem Europäischen Gerichtshof. (Grimm, 2016: 145) Fritz Scharpf 
spricht davon, dass die Kommission und der EuGH »[…] have been politically 
unconstrained in expanding the range and intensity of market competition 
[…]«. (Scharpf, 1999: 193) 
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der EU) bis zu normativen Erwägungen über die Legitimation der 
Konstruktion EU.16
Auch in Bezug auf den o.a Mangel der Menschen in Europa, sich 
als ein Europäisches Volk zu verstehen, spielt der Begriff des De-
mokratiedefizits die entscheidende Rolle. Thomas Meyer benennt 
diesen Zusammenhang mit der Formulierung, dass die Identität 
eines Demos »nur aus der politischen Praxis von Bürgern hervorge-
hen [kann], die gemeinsam politische Souveränitätsrechte ausüben«. 
Aus dieser politischen Praxis erwächst die »politische Identität, in 
der sich der Demos konstituiert«. (Mever, 2004; 40/41) Das Demo-
kratiedefizit besteht demzufolge im Sinne der o.a. Argumentation 
darin, dass die auf dem Umwege über die Nationalstaaten kons-
truierten Bürger der Europäischen Union sich als solche nicht er-
kennen, wahrnehmen können, da die durch die Europäischen Bür-
ger demokratisch legitimierten Institutionen – im Besonderen das 
Europäische Parlament –17 in den zentralen Politikentscheidungen 
der Union nicht erkennbar sind. Beschreibt Perez die »distance bet-
ween EU institutions and their citizens« als Resultat eines »com-
munication deficit«, (Perez, 2013: 12) so zeigen die Ausführungen 
des vorangegangenen Kapitels auf, dass die politische Struktur der 
Europäischen Union – als harter Faktor – eine direkte Beziehung 
zwischen den Europäischen Bürgern und den handelnden Akteuren 
kaum vorsieht und das Wort Demokratie in Europa »inzwischen zu 
einem Kurzwort für die politische Ohnmacht der Bürger« geworden 
ist. (Krastev, 2018: 80) Anders gesagt: Warum sollten die Handeln-
den der Europäischen Union vor diesem Hintergrund mit den Bür-
gern kommunizieren, wenn es diesen Bürger als Souverän18 erkenn-
16 | An dieser Stelle soll die Unterscheidung von Eigen- und Fremdlegitima-
tion, wie sie von Dieter Grimm entworfen und verwendet wird, nur erwähnt 
sein, ihre inhaltliche Präzisierung und Einbindung in den Argumentations-
zusammenhang er folgt im Folgendem (Kapitel VI.). (Grimm, 2016)
17 | Natürlich gelten auch der Europäische Rat und der Ministerrat als de-
mokratisch legitimier t, da ihre Zusammensetzung auf den in nationalstaat-
lichen Wahlen gewonnenen Voten beruht. Doch werden die Wähler in diesen 
Wahlen als Bürger des jeweiligen Nationalstaats und nicht der Europäischen 
Union angesprochen.
18 | Die Verwendung des Begrif fes Souverän ist hierbei durchaus proble-
matisch und verweist auf einen Diskurs bezüglich der Souveränitätsfrage in 
der EU, oder mit den Worten Dieter Grimms formulier t zu schreiben, auf die 
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bar bestenfalls doch nur auf nationalstaatlichen Umwegen gibt und 
demzufolge auch eine direkte Reaktion eines Europäischen Demos 
nicht zu befürchten ist? Von der Feststellung Sandra Krögers, dass 
die EU »not only needs a government for the people, but also a gov-
ernment of and by the people« ist die europäische politische Realität 
weit entfernt. (Kröger, 2015: 120)19 
Demokratie, genauer: Demokratische Selbstbestimmung, durch 
welche »die Adressaten zwingender Gesetze zugleich deren Au-
toren sind«, (Habermas, 2011: 49) ist das Medium, durch welches 
sich die Menschen als ein Europäisches Volk begreifen können. Das 
Demokratiedefizit ist ein bedeutender Aspekt, der dieser Bewusst-
werdung im Wege steht, doch die Diskussion dieses Defizits zeigt, 
dass der strukturelle Ist-Stand der Union im Fokus einer kritischen 
Öffentlichkeit steht und – auf lange Sicht gesehen, vor allem vor dem 
Hintergrund der Erkenntnisse des zweiten Kapitels – unter einen 
Veränderungsdruck geraten muss. Insofern, wie auch immer die 
zeitnahen konkreten Politikangebote auf die Erkenntnisse dieses 
Diskurses aussehen werden, scheint eine politische Weiterentwick-
lung der Europäischen Integration in Richtung der Europäischen 
Nation unvermeidbar.
*
Auch der nächste Schritt dieser Argumentation deutet in diese Rich-
tung, denn er führt den Zusammenhang Volk-Demokratie in europäi-
scher Perspektive auf eine weitere – höhere – Ebene: Auf die Ebene 
Frage: »wer in politischen Einheiten, die aus Staaten bestehen, souverän ist, 
die Glieder oder das Ganze«. Für die EU kommt Grimm zu der Feststellung, 
dass » […] die Mitgliedstaaten noch immer als souverän betrachtet werden 
[können], während die EU nicht souverän ist.« Diese Feststellung bekräfti-
gend formulier t Grimm: »Das Legitimitätsprinzip der europäischen Verträge 
ist nicht die Volkssouveränität, sondern die Staatensouveränität«. (Grimm, 
2016: 49/67/74) Dementsprechend ist die Verwendung des Begrif fes Sou-
verän als mögliche Bezeichnung der Position der Bürger der EU – wie o.a. 
– allenfalls kursiv möglich.
19 | Diese Erkenntnis bekommen die Menschen in Europa jederzeit und 
nachhaltig aufgezeigt, wenn »Flüchtlingszahlen/-kontingente« von national-
staatlichen Regierungen aus einer nationalstaatlichen Orientierung heraus 
im Europäischen Rat beraten und verhandelt werden. 
IV. Selbstver wirklichung und Unruhe – Die unvermeidbare Nation 119
der Verfassung. Dieser Gedanke wirkt nicht nur vor dem Hinter-
grund der Ablehnung des Verfassungsentwurfes des Europäischen 
Konvents (2003) durch die Bevölkerungen Frankreichs (29.05.2005) 
und den Niederlanden (01.06.2005) erst einmal nicht direkt erkenn-
bar und schlüssig. So schien eine Europäische Verfassung letztlich 
am Votum der Menschen zu scheitern, wenngleich die Gründe für 
diese Voten vielschichtig waren und sowohl an der oben dargelegten 
mangelnden demokratischen Legitimation der »Macht von einem 
anderen Stern« selbst, (Spiegel, 23/2005: 106)20 aber auch zu einem 
nicht unerheblichen Maße in den nationalstaatlichen Politiken la-
gen.21 Auch die derzeitige vertragliche Realität der Europäischen 
Union, die die Nationalstaaten als »Herren der Verträge« unangetas-
tet lässt (III) und die im Vertrag von Lissabon – in weiten Teilen eine 
inhaltliche Übernahme des Verfassungsvertragsentwurfes –22 eine 
verlässliche rechtliche Stabilität findet, setzt das Thema Verfassung 
nicht auf die politische Agenda.23 Ging es dem Europäischen Rat – 
als Auftraggeber des Konvents – darum, mit einer Verfassung für 
20 | Der Ar tikel im Spiegel bezeichnet die Europäische Union in der o.a. Ti-
tulierung aufgrund deren »unkontrollier ter« Eingrif fe in die »Lebenswelt ihrer 
Bürger«. (Spiegel, 23/2005: 106) 
21 | So schrieb ein Ar tikel des Spiegel die Niederlage der Verfassungs-
befürworter in den Niederlanden dem damaligen niederländischen Regie-
rungschef Jan Peter Balkenende zu – »Referendum war auch Abstimmung 
über Balkenende« –, (www.spiegel.de, 01.06.2005), über die Niederlage 
der Verfassungsbefürworter in Frankreich war zu lesen, »Frankreich, […] ist 
krank. Es leidet an seiner chronischen Arbeitslosigkeit, seiner siechenden 
Wir tschaft, seinen sozialen Fieberanfällen, seiner Angst vor ungebremstem 
Liberalismus«. (www.spiegel.de, 30.05.2005) Diese Beispiele sollen nicht 
die mangelnde Strahlkraft einer Ver fassung für den damaligen Stand der 
Europäischen Integration, die mangelnde Strahlkraft dieser Konstruktion 
selbst herunter schreiben, doch zeigen sie auf, wie komplex die Beweggrün-
de für die Voten waren.
22 | Galt der Vertrag von Lissabon von Lissabon offiziell als »Reformver-
trag«, der durch das Scheitern des Verfassungsertrages notwendig geworden 
war, so konnte dieser in seiner wirklichen Funktion als »Reparaturver trag« 
die »Versöhnung der Unionsbürger« mit den europäischen Institutionen und 
den in ihnen Agierenden »nicht wirklich bringen«. (Kühnhardt, 2010: 168) 
23 | »Die EU ver fügt nicht über die ver fassungsgebende Gewalt. Sie ver-
dankt ihre Existenz und ihre Rechtsgrundlage den Mitgliedstaaten. Die ver-
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Europa eine »Vereinfachung und Neuordnung der Verträge« zu er-
arbeiten, so ist die Feststellung von Klaus-Dieter Borchardt/Carl Otto 
Lenz wichtig, dass diese Verfassung zwar »ein wichtiger Schritt in 
der Entwicklung der europäischen Integration« gewesen wäre, die-
ser aber nicht den »Charakter der Europäischen Union« geändert 
hätte. (Lenz/Borchardt, 2004: 11/14)24 
Wenn an dieser Stelle, in dem hier entworfenen Argumentations-
strang eingeflochten, dennoch von der Europäischen Verfassung ge-
schrieben wird, dann bewusst im Sinne der Vorstellung, diese als 
eine Selbstbeschreibung einer politischen Konstruktion zu verste-
hen, die im Sinne Josef Isensees dem »Demokratischen Dogma« 
entspricht, aus dem Willen der Bevölkerung hervorgegangen zu sein 
und auf diesem zu fußen. (Isensee, 1995: 21)25 Diese theoretische 
und sehr grundsätzliche Position gewinnt für den hier vertretenen 
Gedankengang Relevanz, wenn es um die vor allem im Zusammen-
hang mit der rückgängigen Beteiligung der Bürger an den Wahlen 
zum Europäischen Parlament beklagten mangelnden Bindung der-
selben an die EU geht und eine Europäische Verfassung somit zu 
einem wichtigen Bezugspunkt der Diskurse um die EU und die 
Europäischen Integration wird. So spielt für die Beantwortung der 
Frage, wodurch eine Bindung der Menschen an die EU geschaffen 
werden kann, die Vorstellung einer »Verfassungsidentität« in den 
Blick. Olivero Angelino stellte 2012 fest, dass der Begriff der Ver-
fassungsidentität seit der Osterweiterung (2004) und dem, an den 
Voten der Bevölkerungen in Frankreich und den Niederlanden, ge-
scheiterten Verfassungsentwurf (s.o) »Konjunktur« habe und »kaum 
eine Veröffentlichung über die Zukunft der Europäischen Union an 
diesem Begriff vorbei« komme. (Angeli, 2012: 42) Der Verfassung 
kommt hier als eine Identität stiftenden Faktor eine tragende Rolle 
zu. Gerade in dem Prozess der Erweiterung der Union um Staaten, 
fassungsgebende Gewalt für die EU liegt in ihren Händen.« (Grimm, 2016: 
64)
24 | »[…] denn die Mitgliedstaaten waren nicht bereit, die ver fassungsge-
bende Gewalt auf die EU zu übertragen«. (Grimm, 2016: 105)
25 | »[…] dass alleine jene Verfassung ihren Namen verdiene, die aus dem 
Willen des Volkes hervorgegangen sei, und dass das Volk über die originäre 
und unverlierbere Potenz ver füge, die Verfassung hervorzubringen, ihr Inhalt 
und Geltung zu verschaffen, sie zu wahren und aufzuheben.« (Isensee, 1995: 
21)
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die jahrzehntelang von der Entwicklung der Europäischen Integra-
tion politisch abgeschnitten waren,26 wurden politische Werte als Be-
kenntnisfoki für eine Bindung der Menschen an diese Konstruktion 
gewichtet. Eine semantische Fixierung bekommt diese Vorstellung 
in dem Begriff des Verfassungspatriotismus. 
Schon Mitte des 20.Jahrhunderts, vor dem Hintergrund der na-
tionalsozialistischen Vergangenheit in Deutschland und der sich im 
Zuge der entwickelnden Bundesrepublik stellenden Frage, was die 
bundesrepublikanische Gesellschaft – bestenfalls verlässlich – mit 
und in dem neuen Staat zusammenhält,27 entwickelte Dolf Sternber-
ger die, erst in den siebziger Jahren explizit als Verfassungspatriotis-
mus benannte Vorstellung von dem kollektiven Bekenntnis zu einer 
Verfassung. Konkret sind es für Sternberger die in der Verfassung 
gesatzten liberalen und demokratischen Grundsätze und Freiheiten, 
die »Loyalität, Anhänglichkeit, Zuneigung«, kurz den »Patriotismus 
wecken« können. Sternberger verweist als erfolgreiche Beispiele die-
ser Figur auf die Schweiz und die USA. (Sternberg, 1982: 15) Auf 
die europäische Ebene übertragen wurde dieses Konzept von Jürgen 
Habermas, der den Verfassungspatriotismus als »abstrakte Grund-
lage« erkennt, die es jedem Bürger eines Gemeinwesens möglich 
macht, sich zur Verfassung zu bekennen. (Habermas, 1998: 114)28 
Habermas’ »constitutional patriotism grounded in a devotion to the 
liberal and democratic principles« und entspricht somit dem o.a. 
Verständnis Sternbergers. (Karolewski/Suszycki, 2011: 195) Den Be-
kenntnisfokus bildet hier die »Grundidee einer Verfassung«, ein in 
der Diktion Jan-Werner Müllers als »Verstandessache« beschriebe-
nes »unpathetisches Ideal«. (Müller, 2010: 66/77)
Stellt Amanda Machin fest, dass dieses Bekenntnis zu einer Ver-
fassung einen, durch eine ständige »reflexive communication« ent-
26 | Aus dieser Formulierung herauszunehmen sind die Beitrittsländer Mal-
ta und Zypern 
27 | Konkret: »[…] worauf sich denn der Patriotismus […]« – von Sternberg 
verstanden als »vaterländische Gesinnung […] verschmolzen mit dem hei-
matlichen Volk und Land« – »[…] im deutschen Fall beziehen solle oder be-
ziehen könne?« (Sternberg, 1982: 7/5)
28 | Wichtig ist Habermas’ Feststellung, dass es hier für eine notwendige 
Bedingung sei, dass die »politische Kultur« sich er folgreich von der »Mehr-
heitskultur« entkoppelt, sodass sich »alle Bürger gleichermaßen mit der 
politischen Kultur […] identifizieren können«. (Habermas, 1998: 114) 
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stehenden Konsens zu den in der Verfassung gesatzten Normen und 
Werten sichtbar macht, (Machin, 2015: 98) so ergibt sich aus der Spie-
gelung dieser Aussage ein bedeutender, nicht gering zu schätzender 
Beitrag des Verfassungspatriotismus zur Stabilisierung politischer 
Gemeinwesen. Im Zentrum dieses Gedankens steht nicht der Be-
griff des Konsenses, sondern die, durch eine Verfassung »legitimier-
te Bandbreite von Dissens«. (Müller, 2010: 67) Auch diejenigen, die 
nicht dem common sense entsprechen und sich auch nicht in die-
sem wiederfinden, bekommen durch die Verfassung einen Bereich 
geboten, innerhalb dessen sie in der von Machin benannten »refle-
xive communication« auch im und durch den Dissens einen Beitrag 
zum Gemeinwesen leisten. Verfassungspatriotismus erscheint so 
nicht als ein stromlinienförmiges Einheitsbekenntnis, sondern als 
Bereitschaft, das Gemeinwesen und dessen Verfassung, – auch im 
kritischen Diskurs – zu interpretieren und weiter zu entwickeln. 
Der Verfassung kommt in diesem Sinne die Funktion eines 
Schmelztiegels der sich durch diesen Text selbstbeschreibenden 
Gemeinschaft zu. Dieser melting pot, der »[…] die permanente An-
wesenheit einer weit umfassenden, jede noch so abwegige symboli-
sche Äußerung in sich einsaugende(n), öffentliche(n) Meinung der 
ganzen Gesellschaft voraussetzt«, (Brunkhorst, 2016: 128) gibt dem 
kritischen Diskurs samt abweichender Meinung einen verlässlichen 
Rahmen, institutionalisiert diese gleichsam und unterstreicht ihren 
bedeutenden integrativen Wert. 
*
Die o.a. Gedanken zusammengefasst ergibt sich für die zu beat-
wortende Frage, warum das Strukturmodell Nation für die Euro-
päische Integration ein unvermeidbarer Entwicklungsschritt ist, 
der bislang dargestellte Dreiklang Volk – Demokratie – Verfassung. 
Hierbei erschien die Existenz des Europäischen Volkes, dessen Be-
wusstwerdung durch eine am Konflikt orientierte Kommunikation 
gebildete Öffentlichkeit hergestellt und weiter entwickelbar ist, als 
die grundlegende Voraussetzung. Die Demokratie nimmt in dieser 
Vorstellung die Funktion eines Mediums ein, durch welches sich 
die Menschen in Europa über die Selbstbestimmung ihrer kollekti-
ven Rahmenbedingungen als Europäisches Volk erkennen können. 
Das Thema der Europäischen Verfassung schließt den mit dem Be-
griff des Volkes eröffneten Dreisprung erst einmal ab, ohne einen 
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Schlusspunkt setzen zu wollen – und zu können. Der im Kontext des 
Begriffes der Europäischen Verfassung thematisierte Verfassungs-
patriotismus macht hierbei zweierlei deutlich: Einerseits verweist 
er auf eine schon geführten Diskurs (s.u.), zweitens macht er die 
inhaltlich offene, aber jederzeit anschlussfähige Kommunikation 
einer Frage sichtbar, die – zwar momentan eher in intellektuellen 
Kreisen erörtert – die Bewusstwerdung und das in einer Verfassung 
schriftlich fixierte Selbstverständnis einer bislang sich unbewussten 
soziopolitischen Größe betrifft: der Europäischen Nation. 
Die hier behauptete Unvermeidbarkeit der Europäischen Nation 
ergibt sich somit aus einer Verquickung und Aneinanderreihung 
von soziopolitischen Strukturen und der Dynamik kommunikati-
ver Prozesse. Diese Prozesse konkretisieren sich in speziellen The-
men, die vor dem Hintergrund einer die nationalen Einzelstaaten 
offensichtlich immer mehr überfordernden Komplexität der (global-)
politischen Ereignisse, (Roth, 2003; 798)29 durch die Parameter des 
Dissens und Konsens eine, hier als konstruktiv verstandene, »Unru-
he« schaffen und erhalten. (Luhmann, 1996: 59)30 Diese Unruhe soll 
insofern als konstruktiv gelten, als dass sie die Diskurse, sprich die 
Kommunikation, einerseits am Leben erhält und somit eine Vielzahl 
von qualitativen Anschlussmöglichkeiten erschafft, andererseits die 
Zahl der an der Kommunikation potentiell Teilnehmenden erhöht. 
Die folgenden Ausführungen werden konkrete Themen benen-
nen, die als Impulse für Dissense und Konflikte dienen, diesen se-
mantische Kapazitäten zur Verfügung stellen und so den Diskurs 
um Europa, die Europäische Integration und das Europäische Selbst-
verständnis in Unruhe halten können. 
29 | Klaus Roth konstatier t, dass sich angesichts der »Globalisierung und 
der weltweiten Vernetzung des Kapitals« der Nationalstaat als »ohnmächtig 
und anachronistisch« erweist. (Roth, 2003; 798) 
30 | Luhmann benennt diese Unruhe als »selbsterzeugte Ungewißheit«, wel-
che die »erlösende Information« einer Entscheidung eines Konfliktes in die 
Zukunft verlegt. (Luhmann, 1996: 59)
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2. uNruheStiF ter
Die notwendige Erläuterung der Begriffes Unruhestifter ist essentiell 
mit der Bedeutung der Begriffe Dissens und Konflikt als Impulsge-
ber für die Kommunikation um europäische Themen, mithin über 
Europa, verbunden. Hierbei soll Unruhe-Stiften nicht als ein Stören 
einer harmonischen Beziehung verstanden werden. Vielmehr geht 
es darum, in der Unruhe einen konstruktiven Zustand zu erkennen, 
der die an der Kommunikation Beteiligten aus einem konsensua-
len Gleichgewicht und Ruhezustand bringt. Unruhe ist also eine 
Struktur, die einen unverzichtbaren Impuls zum Weiterdenken und 
-kommunizieren darstellt. Der Begriff des Unruhe-Stiften vermittelt 
den Eindruck eines aktiven, gar bewussten Agierens. Jedoch wurde 
mit den o.a. Erläuterungen der Unruhe als einem Zustand und einer 
Struktur deutlich gemacht, dass sie als eine Rahmenbedingung zu 
verstehen ist, die notwendige – ideelle – Bedingungen für das Zu-
standekommen nachfolgender Ereignisse schafft. Wie schon im 
Vorangegangenen dargestellt, ist der Kommunikationsprozess als 
dreigeteilt zu verstehen.31 Als dritter Prozessbestandteil fungiert das 
Verstehen quasi als – notwendige – Brücke in die Fortsetzung der 
Kommunikation hinein. Dissense und Konflikte spielen hier eine 
besondere Rolle: 
Der Dissens markiert eine Meinungsverschiedenheit und das 
konkrete Gegenteil des oftmals als Idealzustand angestrebten Kon-
sens. Kurt Gerhard Fischer schreibt in der, in der Bundesrepublik 
Deutschland politisch sehr aufgeladenen, Phase der frühen siebzi-
ger Jahre über den Konsens, dass keine Gesellschaft ohne eine Über-
einstimmung bezüglich eines »normative(n) Minimum(s)« leben 
könne. (Fischer, 1974: 59) Mit der normativen Aufladung des Dissens 
als konstruktiv ist, mit Fischer gesprochen gemeint, dass auch der 
Minimalkonsens »jederzeit zur Disposition stehen« können muss, 
dass er »keine Invariante in demokratischen Gesellschaften« sein 
darf. Er muss vielmehr immer wieder »problematisierbar gehalten 
werden«. (ebda.) Versteht man im Sinne des Vorangegangenen auch 
den, die Grundselbstverständlichkeiten betreffenden, Minimalkon-
sens als für jeden Diskurs offen zu halten, dann wird deutlich, wie 
weit die o.a. von Müller konstatierte ›legitimierte Bandbreite von Dis-
sens‹ reichen kann, welche Bedeutung der vermeintlich abweichen-
31 | Information – Mitteilung – Verstehen (s. I).
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den Meinung/Position für das Gemeinwesen zukommt. Es geht hier 
nicht nur um die »Toleranz« gegenüber einer »Normabweichung«, 
(Fischer, 1974: 45) sondern um das Verständnis derselben als einem 
– mitunter unerlässlichen – Bestandteil einer an Weiterentwicklung 
ausgerichteten Kommunikation: Der Dissens und seine ihn (vor)tra-
genden Protagonisten werden so nicht nur toleriert, sondern in das 
Gemeinwesen, dessen Grundkonsens sie zur Disposition stellen, in-
tegriert – eine Feststellung, die für die sowohl funktional als auch 
segmentär hochdifferenzierte Gesellschaft in Europa relevant ist. 
Für den Konflikt gilt diese Feststellung ebenso, wenngleich mit 
einer bedeutsamen Einschränkung. Der Definition Karl-Heinz Hil-
lermanns folgend, geht es bei einem Konflikt um »Gegensätzlich-
keiten, Spannungen, Gegnerschaften« und »Auseinandersetzungen 
mit unterschiedlichen Intensitäten«, (Hillermann, 1994: 432) denen 
– und bei einem pluralen Gesellschaftssegment wie dem europäi-
schen ist dies eine für die Existenz von Konflikten nahezu essen-
tielle Feststellung – vorgestellte und reale Ungleichheiten zugrunde 
liegen. (Bopp-Schmehl, 1977: 8) Im Grunde gilt für den Konflikt 
als konstruktivem Impulsgeber für die Kommunikation um/über 
Europa, dass er als integraler Bestandteil dieser Kommunikation er-
kannt ist. Er ist kein Fremdkörper, den es zu umschiffen gilt und 
auch kein Per Se-Ausdruck einer gescheiteten Integration. Annema-
rie Bopp-Schmehl spricht dem Konflikt dementsprechend die sich 
in den Kontext der o.a. Ausführungen nahtlos einfügende »positi-
ve Wirkungsmöglichkeiten« zu und von der »Konflikttoleranz« von 
politischen Systemen, die als demokratisch, freiheitlich und pluralis-
tisch eingestuft werden, als einem »unverzichtbaren Legitimations-
bestand« (ebda.: 10/139).
Aus der Verortung einer Spannung, Gegnerschaft oder Ausein-
andersetzung innerhalb einer Bandbreite möglicher Intensitätsaus-
prägungen allerdings ergibt sich letztlich aber auch die Einschrän-
kung dieser Feststellung. Die Zuspitzung eines Konflikts bis zu 
einer gewalttätigen, kriegerischen Auseinandersetzung kann das 
– zumindest temporäre – Ende eines um konstruktive Ergebnisse 
bemühten Kommunikationsprozesses darstellen. Hierbei stellt das 
Besiegen der einen Partei durch eine andere kein Ende des Kon-
flikts dar, sondern überlagert tiefliegende Gegensätzlichkeiten nur 
und verhärtet Positionen, die sich nicht mehr austauschen, sondern 
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unbeweglich gegenüberstehen.32 Der Konflikt markiert in dieser zu-
gespitzten Ausprägung insofern einen verbal-kommunikationslosen 
Zustand, in dem die gegensätzlichen Positionen sich verhärten und 
die sie vertretenden Protagonisten sich, weil es keine Übereinstim-
mung/Verständigung mit dem Gegenüber gibt, in ihren Positionen 
zunehmend einkapseln: Der Konflikt wird destruktiv und birgt die 
Gefahr, die Existenz eines politischen Systems zu gefährden. 
Unruhestifter, welcher Form sie auch sein mögen, sind konkre-
te Einzelthemen, deren Kommunikation in einem Unruhe jederzeit 
legitimierenden Rahmen möglich sind und die ein vermeintlich be-
stehendes Gleichgewicht, zumindest einen Zustand der Ruhe, be-
einträchtigen und auflösen können. Als positive Impulsgeber sind 
sie für ein sich ständig bewegendes und entwickelndes politisches 
System unerlässlich. In Bezug auf das politisch sich einigende Euro-
pa – die derzeitige EU – von einem bestehenden Zustand der Ruhe 
oder des Gleichgewichts zu sprechen, wirkt nicht sehr realitätsnah. 
Die politischen Unruheherde – Flüchtlingskrise, Brexit, Finanzkri-
se, um nur die auffälligsten zu nennen – köcheln latent im media-
len Untergrund und gelangen in Verbindung mit der Tagesaktuali-
tät immer wieder in das Rampenlicht. Im Folgenden soll der Blick 
jedoch auf Themen gerichtet werden, die nicht im tagespolitischen 
Mediengewitter auf- und untergehen, sondern die massenmedial 
eher wenig- bis unbeachtet ein Dasein im wissenschaftlichen/politi-
schen Diskurs haben – dort aber, aufgrund ihrer Schriftform Infor-
mationen zeitlos erhalten und somit eine über tagesaktuelle Bezüge 
jederzeit anschlussfähige Kommunikation anbieten. (Luhmann, 
1994: 127ff.)  
*
Als der erste Unruhestifter wird im Folgenden der Diskurs um das 
Thema eines politisch geeinten Europas als Staat dargestellt. Um die 
Vorstellung zu präzisieren, was konkret unter diesem Diskursthema 
verstanden werden soll, ist es notwendig, einige Bemerkungen zum 
Begriff des Staates voranzustellen, die grundsätzlich verdeutlichen 
sollen, warum es diesen Diskurs gibt, um die Beweggründe, dieses 
32 | Der Nordirlandkonflikt dahingegen belegt die Möglichkeit, aus einem 
tief verwurzelt erscheinenden, lange Zeit sich gewaltsamen äußernden 
Gegeneinander zu einem bemühten Miteinander kommen zu können.
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Thema in Bezug auf die Europäische Integration zu kommunizie-
ren, verständlicher zu machen. 
Staatstheorien, besser gesagt Gedanken über die Begründung, 
Organisation, Struktur und Funktionsweise eines Staates gibt es 
bereits seit der Antike. Bis in die Gegenwart hinein befassten sich 
die Denker unterschiedlicher Wissenschaften von der Philosophie, 
der Rechts-, Politikwissenschaft und der Soziologie aus unterschied-
lichen Blickwinkeln mit jeweils unterschiedlichem Betrachtungs-
fokus mit dem Thema Staat. Hierbei stellte der Begriff des Staates 
für das neuzeitliche Politikdenken seit dem Mittelalter lt. Klaus Roth 
ein »Gravitationszentrums« dar, um das herum das Denken um die 
politische Gestaltung der Gesellschaft »kreist«. (Roth, 2003, 803) 
Der aus diesen Gedanken hervorgehende Staatsbegriff ist aber nicht 
als ein »epochaler Staatsbegriff« zu verstehen, sondern muss als 
eine »Kreation des okzidentalen Rationalismus«, als »eine europäi-
sche Erfindung« verstanden werden. (Roth, 2003: 809/Voigt, 2014: 
313) Im Besonderen in den Schriften der Philosophie seit dem 16. 
Jahrhundert wurde der Staat als mit der Gesellschaft verbundene 
Idee verankert, vielmehr nicht ohne eine Begründung und Herlei-
tung aus gesellschaftlichen Verhältnissen und Notwendigkeiten er-
klärt und dargestellt. Spätestens ab der Mitte des 20. Jahrhunderts, 
im Zuge einer immer stärker zentrifugal wirkenden Differenzie-
rung der wissenschaftlichen Disziplinen, kam es zu einer – von 
Helmut Wilke als »Tragik des Staates« bezeichneten – Entwicklung 
der Staatstheorie als einem »Privileg der Juristen«. (Willke, 1996: 
12/315f.)33,34 Das Thema der Europäischen Integration bildet jedoch 
einen Rahmen, durch welchen die Betrachtung des Staates, konkret 
des Europäischen Staates als möglicher Finalität des Integrations-
prozesses, neben der juristischen Perspektive in einen umfassende-
33 | Willke beschreibt dementsprechend den mit dieser Entwicklung einher-
gehenden »Verlust der gesellschaftlichen und gesellschaftsgeschichtlichen 
Dimension des Staates« als »Verarmung der Staatstheorie nach Hegel und 
Marx«, (Willke, 1996: 12) Rüdiger Voigt bekräftigt diesen Tenor, indem er 
der »heutigien)« deutschen Politikwissenschaft »Staatsvergessenheit« at-
testier t. (Voigt, 2014: 342) 
34 | Roth stellt aber trotz der prominenten Position des Staates als Gegen-
stand wissenschaftlicher Betrachtung noch 2003 fest, dass »der Staatsbe-
grif f […] bis heute ungeklär t, umstritten und merkwürdig blaß und dif fus« 
geblieben sei. (Roth, 2003: 803) 
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ren disziplinären Blickwinkel gerückt scheint. Aber warum ist das 
so, warum besitzt der Staat auch in Bezug auf die Europäische Inte-
gration Attraktivität?
Die Attraktivität des Staatsbegriffes, generell aber auch in euro-
päischer Perspektive, weist eine Reihe von Bezügen auf, in deren 
Zentrum letztlich zumeist ein funktionaler Aspekt steht. Nullmeier 
erkennt die »besondere Auszeichnung« des Staates in der »interna-
tionalen Etablierung der Kategorie ›Staat‹ als jenem (einzigen) legiti-
men Typus politischer Ordnung, der die Anerkennung anderer politi-
scher Herrschaftsträger verdient« und verweist somit auf seine nach 
außen gerichtete Funktion, als Gleicher unter Gleichen anerkannt 
zu werden. (Nullmeier, 2012: 169) Schon Jean Monnet erkannte 1954: 
»(u)nsere Länder sind zu klein geworden für die gegenwärtige Welt« 
und umriss die Notwendigkeit einer gemeinsamen europäischen 
Stimme weit vor den virulent erscheinenden Zwängen einer immer 
rasanter wirkenden Globalisierung. (www.zeit.de, 26.03.2017) Der 
sich im Sommer 2018 anbahnende Handelsstreit mit den USA ist ein 
Beispiel an dem deutlich wird, wie bewusst es den Verantwortlichen 
der EU scheint, dem Handeln der EU den ebenso verlässlich wie fun-
dierten Anstrich eines gewachsenen Gemeinwesens zu verleihen. 
Das von der englischen Zeitung the guardian angeführte Zitat der 
Hohen Vertreterin der EU Außen- und Sicherheitspolitik – Frederica 
Mogherini – »The European Union is not at war with anyone. We 
don’t want to be; for us this is out of the question […] The European 
Union is a peace project, including on trade.« verdeutlicht dies. Die 
Position des damals gegenwärtigen Standes der Europäischen Inte-
gration (EU) als klar erkennbarem Akteur auf der weltpolitischen 
Bühne wird zwar ebenso deutlich herausgestellt wie dessen Projekt-
status – auf den noch im Folgenden einzugehen ist. Tritt Mogherini 
auch im Zuge ihres Amtes als Vertreterin der EU auf,35 so ist aber der 
Anspruch, dass das Projekt der Europäischen Integration einheitlich 
– einem Staat entsprechend verlässlich – nach außen vertreten zu 
wollen, ablesbar. Die Position des Wahrers der eigenen Interessen 
(Voigt, 2014: 341) wird hier deutlich sichtbar eingenommen, wobei 
bemerkenswert und interessant ist, dass Mogherini in der Vertre-
tung einer europäischen Position nach außen mit den Begriffe us/
uns und we/wir Kollektivismen verwendet, die im Inneren der EU 
35 | Im Art. 27 (2) VvL/EUV wird die diesbezügliche Aufgabe des Hohen Ver-
treters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik gefasst.
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der Rhetorik der Nationalstaaten vorbehalten bleibt (Kapitel III). 
Auch Angela Merkels Feststellung, »Europa müsse sein Schicksal 
selbst in die Hand nehmen« macht deutlich als wie nötig die Posi-
tion eines weltpolitisch anerkannten Akteurs ist, im Besonderen 
dann, wenn der Zeitungsartikel, dem dieses Zitat entnommen wur-
de, mit dem Titel versehen wird: »Gesucht: Ein Staat namens Euro-
pa« (www.spiegel.de, 18.06.2017) 
Die Funktion, der politischen Gemeinschaft durch den Staats-
begriff nach außen eine stabile Bedeutung zu verleihen, wird durch 
nach innen gerichtete funktionale Aspekte ergänzt. Eine wichtige 
Bedeutung erhält hierbei der Begriff der Ordnung, der, durchgesetzt 
und garantiert durch das staatliche Gewaltmonopol,36 zum unerläss-
lichen Rahmen für die Existenz und Entwicklung der politischen 
Gemeinschaft wird. (Saladin, 1995: 187/Rhinow, 2017: 52)37 Ein mit 
dem Ordnungsbegriff verbundener Begriff ist jener der Steuerung, 
der ausdrückt, dass der Staat im Zuge und im Rahmen einer durch 
das staatliche Gewaltmonopol garantierten Ordnung, zu der die zen-
tralen Lebensbereiche der Gesellschaft durch rechtliche/gesetzliche 
Normen regelnden, bzw. steuernden Instanz wird. Stellt Roth auch 
fest, dass die mit dem Staat verbundene »Planungs- und Steuerungs-
euphorie längst überwunden sei«, (Roth, 2003: 801) so wird der Staat 
heute immer noch als eine bedeutende, z.T. gar als die »wichtigste« 
Steuerungsinstanz begriffen. (Voigt, 2014: 341)
Ein im Zuge der hier vertretenen Argumentation besonders ge-
wichtiger funktionaler Aspekt ist jener der Integration. Peter Saladin 
benennt den Staat dementsprechend als »Integrator« und schreibt 
diesem hiermit die »Herstellung und Weiterführung von Gemein-
schaft [,,,] (als) gedachter, gefühlter, in ›Verfassung‹ und Handlun-
gen sich konstituierender und äußernder Gemeinschaft« zu. Kon-
kret »ereignet« sich diese Integration durch die »Sinngebung […] 
vermöge der Setzung und konsequenten Verfolgung bestimmter 
Staatsziele« wie zum Beispiel Sozialstaatlichkeit in der BRD. Sie ist 
in dieser Beschreibung nicht erzwingbar, stellt aber als »permanen-
36 | Neben dem Territorium und dem Staatsvolk das dritte Merkmal, welches 
der Drei-Elementen-Lehre Georg Jellineks folgend einen Staat kennzeichnet.
37 | René Rhinow zeigt die weitreichende Geltung dieser Feststellung mit 
der Aussage auf: »Keine Demokratie ohne Staat.« (Rhinow, 2017: 52) 
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tes Sollen« eine grundsätzliche Aufgabe dar. (Saladin, 1995: 189ff.)38 
Die Vorstellung, den Staat als bedeutenden Rahmen einer Solidar-
gemeinschaft zu erkennen, (Rhinow, 2017: 54) entspricht diesem 
Gedanken Saladins, vor allem in einer ethisch-normativen Ausrich-
tung. Wenn Kühnhardt ausführt: »Es muss uns gelingen, in Europa 
ein gemeinsames, übernationales Solidarverständnis und Staatsbür-
gerverständnis zu entwickeln«, (Kühnhardt, 2010: 160) dann ergibt 
sich aus der Zusammenführung dieser Gedanken die Notwendig-
keit eines diese Solidarität ordnenden Rahmens. 
Fügt man all diese funktionalen Aspekte zusammen, übernimmt 
man zudem Saladins Formulierung, die mit ihnen verbundenen 
Leistungen nicht als ein erzwingbares Muss zu verstehen, sondern 
als eine mit dem Staat verbundene Erwartungshaltung, die durch 
den Begriff »Sollen« ein erhöhtes Maß an Verbindlichkeit erhält, so 
scheint es gerechtfertigt, dem Staat auch für die Europäische Integ-
ration eine hohe Attraktivität zuzuerkennen. Dementsprechend wird 
das Thema Staat/Staatlichkeit an die Europäische Integration ange-
legt, und dieses mit unterschiedlichen Formaten: 
Das Bundesverfassungsgericht geht, so Grimm, davon aus, dass 
der gegenwärtige Ist-Stand der Europäischen Union des Vertrages 
von Lissabon keine staatliche Konstruktion sei, sondern eine Ge-
meinschaft europäischer Staaten. (Grimm, 2016: 226) Claus Offe 
findet für diese Konstruktion die Umschreibung des »eigentümli-
chen Nicht-Staates«, (Offe, 2016: 152) eine Formulierung, die weite-
ren Vorstellungen Raum eröffnet. Volker Epping fügt der Feststel-
lung, dass »kaum ein denkbarer Bereich« nationalstaatlicher Politik 
38 | Nicht unterschlagen werden darf, dass Kritiker im Zuge einer immer 
komplexer werdenden sozialen Lebenswelt in Verbindung mit einer stetigen 
Beschleunigung des sozialen Wandels« (Rosa, 2002: 133) in Bezug auf die 
Integrationsfunktion feststellen, dass dem Staat eine »(g)emeinschaftsstif-
tende Funktionen […] heute kaum noch zugeschrieben« werden kann. (Roth, 
2003: 801) Von weiterer Reichweite ist die schon in den neunziger Jahren 
des 20.ten Jahrhunderts von Helmut Willke entwickelte These von der »Iro-
nie des Staates«. Als bedeutenden Punkt dieser Ironie erkennt Willke die 
»Selbstillusionierung« der zufolge der Staat so tun muss, als könne er durch 
den Einsatz seiner Macht die Gesellschaft steuern, wobei der Staat selbst 
den verlässlichen Rahmen der »Entfaltung der Moderne« darstellte und so zu 
der »Auflösung« seiner Position als »hierachischer Spitze des Gesellschafts-
systems« beitrug. (Willke, 1996: 65/85/ff.)
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»auf der Unionsebene ausgespart wird« die Frage an, die »Vereinig-
ten Staaten von Europa« existieren noch nicht, aber »sind wir schon 
kurz davor?« (Epping, 2013: 13/14) Jens Wissel erkennt die EU als 
ein Staatsprojekt. Kann von der EU aufgrund der »der inneren Frag-
mentierung sowie dem fehlenden Gewalt- und Steuerungsmonopol 
kaum von einem Staat gesprochen werden«, so stehen die Gemeinsa-
me Währung (Euro), die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik (GASP) sowie das Grenzregime FRONTEX für eine existieren-
de »europäische Staatlichkeit«. (Wissel, 2015: 42) Hartmut Kaelble 
spricht mit einem weiter reichenden Blick von einem vorhandenen 
»Wunschbild […] (der) Fortsetzung des europäischen Nationalstaates 
auf einer höheren Ebene […] de(s) europäischen Nationalstaat« (Ka-
elble, 2001: 101)
Als diese Ausführungen abschließenden Gedanken soll ein Zitat 
des deutschen Politikmagazins »der Spiegel« angeführt werden, wel-
ches, gleichsam als Bündelung der o.a. Gedanken, von der Problem-
beschreibung einer intergouvernemental gestalteten EU ausgehend 
die Formel formuliert:
»Die Lösung besteht darin, auf europäischer Ebene eigene  
Staatlichkeit zu etablieren«  
(www.spiegel.de, 18.06.2017)
Der Diskurs um das Thema Europa/Staat ist, umfassend fundiert, 
ein stetiger Begleiter der Kommunikation um die Politik in Europa. 
Wissenschaftlich grundiert zeigt sich, dass dieses Thema – wenn 
auch punktuell in den Artikeln der Qualitätsmedien – auch den Zu-
gang zu der massenmedialen Verbreitung erhält. Diese Erkenntnis, 
verbunden mit der Einsicht von der nachhaltigen Bedeutung des 
Staates als Strukturelement, (Voigt, 2014: 45/Rhinow, 2017: 54)39 
ist es, die die Bedeutung dieses Diskurses als Unruhestifter unter-
streicht.
*
39 | »Zwar hat der Staat bei verschiedenen seiner Funktionen alte und neue 
Konkurrenten erhalten, er selbst ist aber nach wie vor unverzichtbar.« (Voigt, 
2014: 45)
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Als das zweite Thema, welches über die Voraussetzungen verfügt, 
Unruhe stiften und diesen Zustand erhalten zu können, wird der 
schon oben benannte Diskurs um die/eine Verfassung für das poli-
tisch geeinte/sich einigende Europa erkannt. Es gilt im Folgenden 
Anknüpfungspunkte aufzuzeigen, die dazu beitragen, den Diskurs 
um dieses Thema aufrecht zu erhalten und somit dieses Thema als 
Unruhestifter zu bewahren.
Generell sind Debatten um eine Verfassung »zeitlos«, da in die-
ser die »grundlegenden Strukturen und dauerhaften Prinzipien für 
Politik« eines Gemeinwesens schriftlich fixiert werden. (Grimm, 
2015: 102) In der Moderne entwickelten sich Verfassungen zumeist 
als »Staatsverfassungen« in schon bestehenden Staaten, die am 
Ende revolutionärer Umbrüche tradierte Herrschaftsbeziehungen, 
in deren Mittelpunkt anstatt des absolutistisch herrschenden Mon-
archen nun das Volk rückte, neu legitimierten. Die prominentesten 
Beispiele hierfür sind die USA und Frankreich. Den Verfassungen 
ging hier der Staat voraus, in welchem das Volk durch Revolutionen 
die Herrschaftsbefugnis erhielt, bzw. sich erkämpfte. Doch nicht 
nur der Staat ging diesen Verfassungen voraus, sondern auch das 
jeweilige Volk, das sich selbst zum »handlungsfähige(n) Subjekt« 
(Isensee, 1995: 43) machte. Am Ende revolutionärer Prozesse standen 
Verfassungen, durch welche Ordnungen gesatzt wurden, in welchen 
das Volk – als die revolutionäre Aktion initiierender Faktor – aus der 
Position des Objektes in die des Subjektes trat und sich zum verant-
wortlich Handelnden in der Gestaltung seiner eigenen Lebensver-
hältnisse machte.40,41 Die Präambel der Verfassung der USA aus dem 
Jahr 178742 veranschaulicht diese Dynamik eindrucksvoll, indem sie 
der bekundeten Absicht »to form a more perfect Union, establish 
Justice, insure domestic Tranquility, provide for the common defen-
ce, promote the general Welfare, and secure the Blessings of Liberty 
to ourselves and our Posterity« die Autorenschaft voranstellt: »We 
the people of the United States«.
40 | »Wenn das Volk das Subjekt ist, das sich eine Verfassung gibt, so muß 
es als handlungsfähige Größe vorab existieren.« (Isensee, 1995: 43) 
41 | Für die Bundesrepublik Deutschland gilt das, was für die Beispiele 
Frankreich und den USA ein anderthalb Jahrhunderte früher galt, ebenso. 
Das Grundgesetz wurde zu Neuordnung des Staates nötig, nachdem auch 
dessen bestehende Ordnung – allerdings von außen – aufgebrochen wurde.
42 | 1787-90 von den damals 13 Bundesstaaten ratifizier t.
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Bereits dem 2003/4 vom Konvent entworfenen Verfassungsent-
wurf lag allerdings die Vorstellung des Europäischen Rats zugrunde, 
eine notwendige Neuordnung und Vereinfachung des nach Maas-
tricht, Amsterdam und Nizza höchst komplex gewordenen Europäi-
schen Vertragswerks in einer Verfassung zu rahmen. Der Rat, der 
sich in seiner Auftragstellung an den Konvent im Klaren darüber 
war, dass sich durch diese Verfassung am Status der Europäischen 
Integration – als Union der Mitgliedstaaten – nichts ändern sollte, 
billigte dessen Entwurf mit seinen normativen und die europäi-
schen Symbole betreffenden Festlegungen (VVE, 2005)43,44 im Juni 
2004. (Lenz/Borchardt, 2008: 11f.) Wurde dieser Entwurf, wie o.a., 
auch von den Bevölkerungen in Frankreich und den Niederlanden 
abgelehnt, so stand das Thema der Verfassung im zumeist von den 
Akteuren des politisch-wissenschaftlichen Systems immer wieder 
betretenen Raum. Dies ist auch nicht überraschend, wenn man mit 
Luhmann grundsätzlich feststellt, dass ab dem Beginn der Epoche 
Moderne eine »schriftlich fixierte Verfassung« als das »geeignetste 
Mittel« für die Erschaffung souveräner Staaten« scheint. (Luhmann, 
1995: 471) Fügt man dieser Feststellung mit Helmut Willke an, dass 
geschriebene Verfassungen »besonders herausgehobene Formen der 
Konditionalisierung von Herrschaft« darstellen, (Willke, 1996: 52)45 
und ergänzt, mit Zuschnitt auf die EU mit Grimm, dass die »Or-
ganisationsdichte und Kompetenzfülle« der EU nicht »wesentlich 
der einer Zentralgewalt eines Bundesstaates nachsteht« und die Ei-
nigungsverträge nicht die Legitimationsfunktion erfüllen, »die sich 
für die staatliche Herrschaft aus der verfassungsgebenden Gewalt 
des Volkes speist«, (Grimm, 2015: 179) dann wird die Prominenz des 
Diskurses um eine Verfassung für das geeinte Europa verständlich. 
In diesem Sinne sieht Robert Badinter ein europäisches »Grund-
gesetz« als wichtigen Baustein einer »intensiven Integration« und 
der »wirkliche[n] Neugestaltung des europäischen Projekts«. (Badin-
43 | Der Ar tikel I-8 benennt die Symbole der Union (Flagge, Hymne, Leit-
spruch, Währung und Europatag). Im Vertrag von Lissabon fand dieses The-
ma keine Beachtung mehr. 
44 | VVE = Vertrag über eine Verfassung für Europa.
45 | So erkennt Willke die Konditionalisierung von Herrschaft, in der Vor-
moderne von den absolut herrschenden Monarchen willkürlich und nahezu 
unlimitier t ausgeübt, als »Kernidee der Ver fassung als grundlegender Ver-
fahrensordnung«. (Willke, 1996: 253) 
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ter, 2013: 18) Badinter schafft mit seiner Aussage über die »Neuge-
staltung des europäischen Projekts« und durch die Verwendung des 
Begriffes des Grundgesetzes die Verbindung einer primär struktu-
rell-sachlich orientierten Feststellung von der – quasi – technischen 
Nützlich-/gar Notwendigkeit einer Europäischen Verfassung zu 
einem Argumentationsstrang, der diese Verfassung als bedeutenden 
Garant des Europäischen Wertegerüsts begreift.46
Dieser wertenormative Aspekt einer Verfassung stellt in der De-
batte um eine europäische Verfassung einen wichtigen Anknüpfungs-
punkt dar, deutlich widerspiegelt er die Erwartungen, die sich an die 
Verfassung als ein Wertegerüst für das politisch geeinte Europa rich-
ten. Hans Vorländer nährt diesen Gedanken indem er feststellt, dass 
es sich bei einer Verfassung nicht nur um einen »technischen Bauplan 
für ein funktionstüchtiges […] Regierungssystem«, sondern um die 
»Ordnungsgrundlagen und […] Leitideen […] einer guten und gerechten 
Ordnung« handelt. Vorländer spricht in diesem Sinne von einer Her-
auslösung des Verständnisses einer Verfassung aus einer »juristischen 
Engführung« und von derselben als einem Ordnungsprinzip für »so-
ziale Praktiken«. Der von ihm in diesem Zusammenhang verwendete 
Begriff der »Verfassungskultur« verdeutlicht den weit über das Juris-
tische hinausreichenden Entwicklungs- und Bedeutungskontext einer 
Verfassung. (Vorländer, 2016: 29/30/34). Dieser Vorstellung Vorländers 
entsprechend und eine deutliche Erwartung mit einer Verfassung ver-
bindend titelt im Juni 2018 die Internetausgabe der deutschen Wochen-
zeitung »Die Zeit«, die Europäische Union brauche, um sich »in einen 
neuen Rechts- und Gemütszustand zu heben und die Integration fort-
zusetzen«, eine »neue« Verfassung. (www.zeit.de, 29.06.18) Zweierlei 
ist an dieser Aussage bemerkenswert: Erstens die sichtbar werdende – 
de jure falsche – Annahme, die EU habe bereits eine Verfassung, die 
durch eine neue ersetzt werden müsste.47 Zweitens die dem o.a. entspre-
46 | Armin von Bogdany verweist im Sinne dieser Argumentation auf die 
»Schlüsselrolle des Grundgesetztes für die deutsche Identität«. (Bogdandy, 
2003: 163) 
47 | Diese Annahme widerspiegelt die populäre Vorstellung, der Vertrag 
von Lissabon entspreche dem Stellenwert einer Ver fassung. Richtig und den 
Status des Vertrags von Lissabon korrekt umschreibend ist hingegen die 
von Ingolf Pernice und Lars Otto verwendete Feststellung, Europa sei durch 
den VvL zwar »neu ver fasst«, doch »ohne Verfassung«. (Pernice/Otto, 2010) 
Stellt der Ver trag von Lissabon, wie im Vorangegangenen dargestellt, auch 
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chende Erwartung, mit einer Verfassung die Integration fortsetzen, die-
ser einen »Erneuerungsimpuls« geben und den europäischen Rechts- 
und Gemütszustand heben zu können. (Ebda.) Schon die Präambel 
sollt hierbei, so Badinter in einem Interview mit der französischen Zei-
tung liberation, sowohl zum Herzen als auch zur Vernunft sprechen. 
(www.liberation.fr, 14.12.2002) In diesem Sinne steht als wichtiger As-
pekt im Fokus einer neuen juristischen Fundierung der Europäischen 
Union, ob über eine bedeutende Neubearbeitung des Vertrags von Lis-
sabon oder durch eine Neufassung einer Verfassung, der Anspruch, die 
»Europäer mit Europa zu versöhnen«. (www.lefigaro.fr, 31.05.2015)48 Der 
mit einer Verfassung verbundene Anspruch, durch ein juristisch fun-
diertes Wertegerüst die Menschen in Europa mit der sie umfassenden 
europäischen politischen Konstruktion zu verbinden, entspricht einem 
hohen normativen Impetus, wie er bei Müller sichtbar wird, der fest-
stellt, dass »(d)ie Bürger […] die verfassungsmäßig geregelten Grund-
lagen des Zusammenlebens als ihre genuin eigenen ansehen können« 
sollten. (Müller, 2010: 66) Der hier ausgedrückte hohe Anspruch an 
eine Verfassung als ein Bindungsmoment des politischen Überbaus mit 
den durch diesen umfassten Menschen rückt erneut den schon oben 
befassten Begriff des Verfassungspatriotismus und die hieraus erwach-
sene Verfassungsidentität in den Blickpunkt, womit bereits hier ein 
Hinweis auf den im Folgendem zu behandelnden dritten potentiellen 
Unruhestifter hergestellt ist: dem Diskursthema europäische Identität. 
Den vielleicht schlüssigsten Aspekt der Begründung einer euro-
päischen Verfassung liefert m.E. Claus Offe. Ausgangspunkt stellt 
für Offe die sogenannte »negative Integration« dar, durch welche 
die europäischen Verträge zu einem »Geltungsverlust nationalen 
Rechts« dadurch führen, dass sie z.B. nationalstaatliche Handelsein-
schränkungen/-hemmnisse – wie auch immer diese begründet sein 
mögen – »vernichten«. (Grimm, 2016: 128) Dieser »negativen Integ-
ein umfassendes Regelwerk für das Zusammenspiel der Europäischen Ins-
titutionen dar; legt dieser insbesondere in der Präambel seines ersten Be-
standteils, dem Vertrag über die Europäische Union (EUV), einer Ver fassung 
gleich, Grundorientierungen der durch diesen Vertrag gegründeten Union 
fest, so handelt es sich dennoch im Sinne der o.a. Erkenntnis »schlichtweg 
nur (um) ein(en) weitere(n) Vertrag«. (Khalfa, 2008: 19)
48 | »réconcilier les Européens avec l’Europe« (www.lefigaro.fr, 31.05.2015.
Nation Europa!136
ration« steht bislang keine »positive Integration« zur Seite,49 durch 
welche auf europäischer Ebene der normative Sinngehalt dieser na-
tionalen ›Schutzmechanismen‹ auf europäischer Ebene kompensiert 
würde.50 Eine solche Funktion würde, so Offe, einer europäischen 
Verfassung zukommen. Konkret schreibt Offe von der »Notwendig-
keit […] die Mitgliedstaaten der EU in ein System nachhaltiger und 
robuster Kooperation einzubinden« und dieses sei »anders als durch 
Annäherung des weiteren Integrationsprozesses an die Verfassung 
einer supranationalen europäischen Demokratie schwerlich zu ha-
ben.« (Offe, 2016: 165)
Durch das im Vorangegangen behandelte Diskursthema der 
Europäischen Verfassung entsteht ein Bild zu diesem Diskurs, wel-
ches – entsprechend zu dem des Diskursthemas Europäischer Staat 
– zumeist den wissenschaftlich-politischen Kommunikationsraum 
abbildet, durchaus aber – wenn auch selten – die massenmediale 
Kommunikation umfasst. Die Kommunikation um eine Europäi-
sche Verfassung setzt die Adressaten dieser Kommunikation oder 
einen unsichtbaren Dritten – zumeist die Politik – nicht unter einen 
Handlungsdruck, fordert aber ständig eine geistige Beweglichkeit 
ab. Oftmals, wie an dem zitierten »Zeit«-artikel verdeutlicht, er-
scheint dieses Thema ohne einen tagespolitisch aktuellen Bezug 
und erhalten so verlässlich eine Unruhe, die einen gedanklichen 
Stillstand nicht zulässt.
*
49 | Sowohl Offe als auch der hier zitier te Grimm beziehen sich mit den Be-
grif fen der »negativen« und »positiven« Integration auf Fritz W. Scharpf, der 
in seiner Arbeit »Governing in Europe« zur negativen Integration feststellt, 
sie »refers to the removal of tarifs, quatitative restrictions and and other 
barriers to trade« und dieser die positive Integration entgegenstellt, welche 
»refers to the reconstruction of a system of economic regulation«. (Scharpf, 
1999: 43) 
50 | Den Grund hier für beschreibt Grimm anschaulich wenn er ausführt, 
»Europäische Gesetzte machen ist freilich schwerer als nationale Gesetze 
vernichten. Die Vernichtung nationaler Regelungen geschieht durch einen 
Federstrich, europäische Gesetzgebung verlangt eine Initiative der Kom-
mission sowie einen Ratsbeschluss und die Zustimmung des Europäischen 
Parlaments.« (Grimm, 2016: 128) 
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Der letzte hier zu behandelnde Unruhestifter ist der Diskurs um die 
europäische Identität. Dieses Thema weist unterschiedliche, aufein-
ander aufbauende Facetten auf, die sowohl in ihrem Grund die Frage 
berühren, was macht Europa, besser den Europäer als Europäer aus; 
was, welche Werte, Prägungen und Selbstbeschreibungen definie-
ren das, was als europäisch gilt? – als auch weitergehend die Fragen 
nach der Bedeutung, konkreter den etwaigen Folgen, die sich aus 
den Positionen der Dazugehörigkeit (Inklusion) bzw. Nicht-Dazuge-
hörigkeit (Exklusion) ergeben, behandeln.51 An dieser Stelle soll der 
Diskurs um das, was, im Vorangegangenen als Fragen formuliert, 
die europäische Identität berührt, aufgezeigt und somit ein weite-
res Element benannt werden, welches den Diskurs um ein geeintes 
Europa kontinuierlich im Zustand der Unruhe hält. 
Macht man sich bewusst, dass die Vorstellungen von einer, den 
inneren Zusammenhalt eines Kollektivs begründenden und stärken-
den, kollektiven Identität für eine politische Gemeinschaft von gro-
ßer Bedeutung waren und sind, (Koch, 2003: 257ff.) überrascht es 
nicht sehr, dass der Diskurs um eine/die europäische Identität einen 
kaum überschaubaren Fundus an Kommunikation zur Verfügung 
stellt. Bereits 2003 stellte Armin v. Bogdandy fest, dass Identitäten, 
im Besonderen, wenn es um die Prozesse ihrer Bildung und Krisen 
geht, Resultate einer »teilweise überbordenden und dramatisieren-
den wissenschaftlichen, esoterischen, journalistischen und litera-
rischen Produktion« sind. (Bogdandy, 2003: 159) Ende des zweiten 
Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts kann diese Feststellung in Bezug 
auf das Thema ›europäische Identität‹ nur nachhaltig unterstrichen 
werden. Hierbei scheint die vielzählige Literatur zum Thema ›euro-
päische Identität‹ der inhaltlichen Vielschichtigkeit dieses kollekti-
ven Bewusstseins zu entsprechen. Werden dementsprechend Identi-
täten im Dickicht immer komplexer werdender identitätsbildender 
Angebote auch immer unschärfer und mehrdeutiger, (Kaschuba, 
2016: 137) so scheint es nicht verwunderlich, wenn die Internetaus-
gabe der deutschen Wochenzeitung ›die Zeit‹ ausführt, dass sich die 
Europäer »schwer damit tun, eine europäische Identität festzule-
gen«. (www.zeit.de, 06.02.2015)
Einen bedeutenden Bestandteil dieses heterogenen Identi-
fikationsangebotes stellt das Thema ›Kultur‹ dar. Diese stellt als 
»wertvoller Schatz« nicht nur eine Wurzel »unserer europäischen 
51 | Diese Frage wird im letzten Kapitel Aufmerksamkeit erhalten.
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Identität dar, (www.tagesspiegel.de, 29.11.2017) sie bietet auch das 
Fundament für die Feststellung »(w)hat makes us European«. (www.
independent.com, 21.01.2017) Um den Rahmen dieser Abhandlun-
gen aber nicht zu sprengen – und eine dezidierte Darstellung zum 
Thema Kultur als prägenden Bestandteil Europäischer Kultur hätte 
unweigerlich diese Folge –, und der Diskurs zum Thema der Verfas-
sungsidentität schon im Vorangegangenen gestreift wurde, soll der 
Diskurs um das Thema europäische Identität hier auf den Identitäts-
bestandteil Geschichte reduziert werden.
Der Rückgriff auf die Geschichte als einem prägenden Bestand-
teil der Europäischen Identität erscheint deshalb wichtig, weil durch 
ihn im Besonderen das grundgelegt werden kann, was Anna Wiehl 
mit dem Begriff des »Herkunftsbewusstsein« benennt. (Wiehl, 2012: 
367) Jedoch nicht eine örtlich-regionale Bestimmung gibt in diesem 
Sinne die Antwort auf die Frage, ›woher‹ man kommt, sondern die 
überindividuelle kollektive Prägung durch historische Entwicklun-
gen und Geschehnisse. Pawel Ukielski fügt in diesem Sinne die 
Begriffe »Erbe« und »Identität« in der Frage zusammen: »Worauf 
können die Europäer stolz sein?«. (www.faz.net, 06.1.2017)52 Wiehl 
geht es jedoch bei dem Bewusstsein in Bezug auf die soziopoliti-
sche, ideelle Herkunft als Europäer weniger um Stolz, als vielmehr 
darum, durch den Europabezug geschichtlichen – auch ganz persön-
lichen – »partikularen Erinnerungen in einem größeren Kontext Re-
levanz zu verschaffen«, (Feind/Krawatzek/Mehler/Pestel/Trimcey, 
2014: 246) die individuellen Erfahrungen und Wahrnehmungen als 
Bestände zu erkennen, die mit den Erfahrungen ganz anderer Men-
schen aus ganz anderen Teilen Europas kompatibel sind und somit 
den Grund für ein gemeinsames Bewusstsein legen. Diesen Gedan-
ken mit Tóth weitergeführt gilt es »[…] nicht nur von den vielfältigen 
europäischen Geschichten der Anderen zu sprechen, sondern auch 
seine eigene und ganz persönliche Geschichte von Europa zu erzäh-
len«. (Tóth, 2012: 79) Die beiden Weltkriege des 20. Jahrhunderts 
stellen einen solchen, z.T. mit persönlichen Erfahrungen und Erzäh-
lungen auffüllbaren Pool zur Verfügung, der aufgrund der Vielzahl 
an Bild- und Tondokumenten – hoffentlich – niemals die Fähigkeit 
verlieren wird, die Menschen zu berühren.
52 | »Was ist das Erbe, was ist die Identität Europas? Worauf dürfen, worauf 
sollten wir stolz sein?«. (www.faz.net, 06.01.2017)
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Domenico Losurdo macht durch Bezug auf die Philosophie des 
Mittelalters deutlich, dass zu diesem Umgang mit der europäischen 
Geschichte, zu deren Erzählung, auch immer die Bereitschaft ge-
hören muss, Verfehlungen und im Namen europäischer Werte und 
Überlegenheitsvorstellungen begangenes Unrecht schonungslos 
aufzuzeigen und zu benennen.53Costas Douzinas schreibt diesbe-
züglich von einem ebenso schmerzvollen wie notwendigen Prozess, 
denn »Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Deportation sind eben-
so sehr Teil Europas wie es die Menschlichkeit und die Menschen-
rechte sind«. (Douzinas, 2014: 279)54 Sichtbar wird vor allem im 
letztgenannten Zitat, dass die Bereitschaft zur kritischen Reflexion 
der europäischen Geschichte selbst zu einem Bestandteil der Euro-
päischen Identität wird. Dass das, was zu den prägenden Inhalten 
europäischer Geschichte gehört ebenso Gegenstand eines kritischen 
Diskurses sein kann – sein muss – wie die Art und Weise, in der 
sie erzählt und vermittelt wird, macht Ukielski in seinem Artikel 
über das Haus der Europäischen Geschichte in Brüssel deutlich, in 
welchem er – offensichtlich auf der Grundlage von eigenen Erfah-
rungen in der Zeit des Ostblocks – eine unkritische Haltung zum 
Sozialismus/Kommunismus bemängelt. (www.faz.net, 06,11.207)
Deutlich wird ein Verständnis der Geschichte als einem Baustein 
Europäischer Identität, der als ein im Diskurs mit Leben, mit Vorstel-
lungen und inhaltlichen Bestimmungen zu füllendes Produkt ständi-
ger Kommunikation ist, bzw. sein muss. Die Bedeutung und Kraft die-
ser lebendigen Ausgestaltung samt einer grundsätzlich notwendigen 
interpretativen Vielschichtigkeit unterstreicht Wiehl, wenn sie – nahezu 
programmatisch – ausführt, dass es nicht darum geht, »[…] zwischen 
Tradition und Moderne entscheiden zu müssen – es geht vielmehr um 
53 | So stellt Losurdo mit Bezug auf Hobbes, Burke und Hume dar, dass 
Europa im Diskurs der Intellektuellen des 16.-18. Jahrhunderts als »Ort der 
Zivilisation gegen die Barbarei« als Abtrennung des »heiligen Raum der Zivi-
lisation« von dem »profanen Raum der Barbarei« empfunden und konstruier t 
wurde und zeigt eine bis weit ins 20.te Jahrhundert reichende Dynamik der 
»Verdrängung der schwärzesten Seiten der Geschichte« (der Sklaverei) auf. 
(Losurdo, 1997: 52f.) 
54 | Auf eine weitere, aus der näheren Vergangenheit stammende, »nega-
tive europäische Erinnerung« verweisen Feind/Krawatzek/Mehler/Pestel/
Trimcey mit dem Bezug auf die Morde von Srebrenica. (Feind/Krawatzek/
Mehler/Pestel/Trimcey, 2014: 246)
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die kreative Umsetzung und Integration von Überliefertem in Hinblick 
auf die Zukunft« (Wiehl, 2012: 366, FN 697).
Der Identitätsbestandteil der Geschichte macht hier im Speziel-
len deutlich, was sich als Kernelement für die Ausgestaltung der 
Vorstellung einer Europäischen Identität im Ganzen herauskristal-
lisiert: die Bewusstwerdung einer Identität als Europäer durch Kom-
munikation. Nahmen für die Bestimmung, sprich die Konstruktion, 
nationaler Identitäten primordiale, vorsoziale Kriterien eine, wenn-
gleich auch unterschiedlich gewichtet Position ein, so taugen diese 
Kriterien nicht zuletzt aufgrund ihrer Heterogenität für die Vor-
stellung und Bestimmung der Europäischen Identität, für eine Le-
gitimation der Grenzziehung zwischen dem Wir und Sie nicht. Die 
Diskurse um eine europäische Identität kreisen somit vielmehr um 
soziale Kriterien, die, durch das Denken und Handeln der Menschen 
gebildet, sowohl die Erfahrbarkeit, aber auch die Gestaltbarkeit des 
Europäische-Seins markieren. Kultur und Geschichte sind so zwei 
umfassende Referenzsysteme, aus denen sich spezielle Identitäts-
konstruktionen vornehmen lassen.55
Dass die europäische Identität keine ›in die natürliche Ordnung 
der Dinge eingeschriebene Realität‹, sondern eine im Diskurs zu ge-
staltende »création humaine« ist, (www.lemonde.fr, 13.05.2014)56 ist 
eine in der Kommunikation des Themas ›europäische Identität‹ kon-
tinuierlich vermittelte Information. Sie erscheint hierbei als Aufgabe 
und Chance zugleich. Es geht nicht nur darum, »Grenzen zu über-
winden […] [und] herauszustreichen, was uns als Europäer verbin-
det«, (www.manager-magazin.de, 06.05.2017) sondern auch darum 
der Einladung zu folgen, »[…] diese ganz besondere institutionelle 
und kulturelle Konfiguration auch über möglichst viele weitere Ge-
nerationen hinweg zu bewahren«. (Patzelt, 2008: 12) Nicht nur die 
Quantität der in der wissenschaftlichen Literatur wie auch in den 
Massenmedien erschienenen Beiträge zum Thema ›europäische 
Identität‹, sondern auch deren Qualität, durch die dieses Thema als 
55 | So z.B. die Vorstellung eines durch die christlich-griechisch-jüdisch/
mediterranen Wiege geprägten Kollektivs, die Vorstellung einer durch histo-
rische Er fahrung geprägten Schicksalsgemeinschaft oder eines sich im Be-
kenntnis zu einer Ver fassung zusammenfindenden Kollektivs 
56 | »Aussi faut-il se rendre à l’évidence que l’Europe n’est pas une réali-
té donnée, inscrite dans l’ordre naturel des choses, mais une création hu-
maine«. (www.lemonde, 13.05.2014)
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ein bewusst gestaltbares Kommunikationsprodukt erscheint, bestä-
tigt dessen Position als Unruhestifter.
*
Das Ansinnen dieses Kapitels war es, die ersten Kapitel im Sinne 
der These dieses Buches zielgerichtet zusammenzuführen. Kon-
kret wurde sich in diesem Kapitel der Frage zugewandt, warum 
die Erkenntnisse der ersten Kapitel den hier vertretenen Schluss 
nahelegen, die Entwicklung der Europäischen Integration auf das 
Strukturmodell Nation hin als folgerichtig, gar unvermeidbar zu er-
kennen.
Hierzu wurde im ersten Schritt mit den Begriffen Volk, Demo-
kratie und Verfassung drei Themenfelder aufgezeigt, durch die ein 
Weiterdenken des bisherigen Standes der Europäischen Integration 
insofern notwendig wurde, als das der Ist-Stand dieser Integration 
nicht ausreicht, um den sich aus konkreten Sachthemen (Kapitel 
II.) heraus entwickelnden Anspruch an Selbstbestimmung und 
-verwirklichung gerecht zu werden und die sich verändernden so-
ziopolitischen Bewusstseinsstrukturen der Menschen in Europa 
abzubilden. Es entstand ein Bild, welches sichtbar machte, dass die 
strukturellen (Volk), politischen (Demokratie) und Bewusstseinspro-
zesse (Verfassung) den Status Quo, wenn schon nicht zeitnah und 
bewusst, so dennoch schleichend in Frage und unter einen Verän-
derungsdruck setzen. Hiermit konnte und sollte nicht aufgezeigt 
werden, dass die benannten Themen und Entwicklungen gegen den 
Willen der Menschen verhindert werden, dass die als folgerichtig an-
gesehenen Entwicklungen ihrem Bewusstsein widersprechend aus-
geblendet werden. Keine Frage: Die Europäische Integration hat der-
zeit viele Widerstände zu überwinden! Doch sollten die behandelten 
Themen aufzeigen, dass die strukturellen Entwicklungen in Europa 
dieses Weiterdenken in Richtung des Strukturmodells Nation erfor-
dern. Diesen Zusammenhang aufzuzeigen war Anliegen des ersten 
Abschnitts dieses Kapitels.
Der zweite Teil widmete sich drei geführten Diskursen, die, als 
Unruhestifter benannt, den drei Themen des ersten Abschnitts ent-
sprachen, ohne diesen eins zu eins zugeordnet werden zu können. 
Die Diskurse um das Thema Staat/Europa, europäische Verfassung 
und europäische Identität sollten, die Ausführungen des ersten Ab-
schnitts ergänzend, aufzeigen, mit welcher qualitativen Dynamik, 
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sprich inhaltlichen Führung und Reichweite diese Diskurse geführt 
werden. Es wurden Diskurse sichtbar, die nicht nur aufzeigten, dass 
über den derzeitigen Stand der Europäischen Union hinausgedacht 
werden kann und wird, sie zeigten auch konkrete Anschlusspunkte 
für die Fortführung dieser Diskurse auf und machten somit deut-
lich, dass die Auseinandersetzung mit dem Thema der Europäi-
schen Integration und ihrer Weiterführung über den Ist-Stand hin-
aus prominent und weiterhin zu erwarten ist. 
V. Die unendliche Aufgabe –    
 Das erwachsende Europa
»Bisher jedoch hat Europa es […] versäumt, 
sich so starkzureden, wie es ist« 
(Ulrich, Bernd, in Die Zeit, 28/2016: 3) 
Eine Arbeit, die sich in einer für die Europäische Integration schwe-
ren Phase1 die ambitionierte These der zwangsläufigen, mithin als 
notwendig erachteten Entwicklung dieser Integration in Richtung 
des modernen politischen Strukturmerkmals Nation zugrunde 
legt, darf und soll nicht enden, ohne dass es einen – im Sinne die-
ser Arbeit: ermutigenden – Blick auf die Ereignisse der nahen Ver-
gangenheit und Gegenwart gibt. Hierbei soll als erstes der Blick 
auf Ereignisse gerichtet werden, die dafürsprechen, dass es auf der 
politischen Ebene ein zunehmendes Bewusstsein für ein verlässlich 
politisch geeintes Europa gibt und dass sich dieses – zugegeben: zag-
haft – aus der Fessel nationaler Egoismen und der Bevormundung 
durch die Nationalstaaten zu lösen beginnt, das beginnt, sich selbst 
zu behaupten (1.). Diesem folgend soll in einem letzten Schritt ab-
schließend aufgezeigt werden, warum nach diesem Schritt nicht an-
gehalten werden darf, Europa erwachsener werden muss (2.).
1 | »Reading the headlines from Europe, it’s easy to get depressed.« (Kir-
chik, 2017: 229)
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1. euroPa wird erwachSeN 
Am Eingang muss der Begriff des ›Erwachsen Werdens‹ genauer ge-
fasst werden. Mit diesem Begriff soll die betonte Selbstständigkeit, 
mithin die Abnabelung, des gegenwärtigen Standes der Europäi-
schen Integration von den Nationalstaaten, den Herren der Verträge, 
benannt werden. Hierbei soll der Begriff der Abnabelung weiterrei-
chen, als es für den Artikel Egon Bahrs in der deutschen Zeitung 
»Die Welt« aus dem Jahr 2002 galt, in welchem der Zuschnitt auf 
die Sicherheitspolitik und das diesbezügliche Verhältnis USA/Euro-
pa im Mittelpunkt stand. (www.welt.de/print-welt, 06.04.2002)2 
Es wird hier im Folgenden darum gehen, politische Prozesse und 
Konflikte zu benennen, die aufzeigen, dass der derzeitige Stand der 
Europäischen Integration – die Europäische Union – sowohl nach 
innen als auch nach außen zunehmend ein Auftreten gewinnt, wel-
ches als ein sich emanzipieren von den Nationalstaaten verstanden 
werden soll. Hierbei darf das Wort emanzipieren durchaus wörtlich 
genommen werden, denn es geht hierbei in der Tat um ein sich 
selbst Entlassen aus der väterlichen Gewalt, hier der Dominanz der 
Nationalstaaten. Gemeint ist damit nicht, dass die im dritten Kapi-
tel als harte Faktoren benannten rechtlichen Parameter untergraben 
werden. Es geht vielmehr um die bewusste Betonung der Europäi-
schen Union als einem eigen- und selbstständigen Akteur auf der 
politischen Bühne. 
Die Betrachtungen von Vorgängen, die in diesem Sinne ver-
standen werden, unterteilt sich in zwei Bereiche. Der erste wird sich 
mit Beispielen befassen, die deutlich machen sollen, inwiefern be-
tont ein, bzw. das Europa als geeinter Vertreter eines – bestenfalls 
originär – europäischen Interesses nach außen erscheint. Natürlich 
ist bewusst, dass die im Folgenden benannten Cecilia Malmström 
die EU-Kommissarin für Handel, Jean-Claude Juncker der Präsi-
dent der EU-Kommission sind und für ebendiese handeln, die Na-
tionalstaaten ihre Kernzuständigkeit in diesem Bereich – vor allem 
der Verteidigungspolitik – als selbstständige Akteure und ggfs. als 
Nato-Mitgliedstaaten behalten. Dennoch erscheint, und das sollen 
die folgenden Ausführungen verdeutlichen, Europa – die EU – als 
2 | Wichtig ist es hier festzuhalten, dass Egon Bahr über den Stand der 
Europäischen Integration vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 
geschrieben hat. 
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ein Akteur, der, einem Staat gleich, seine Interessen zu artikulie-
ren und zu vertreten weiß. Der zweite Bereich befasst sich mit Bei-
spielen, die eine ebensolche Position, wie sie nach außen vertreten 
wird, nach innen deutlich machen. Es geht konkret um Beispiele 
die innerhalb der EU Auseinandersetzungen, zumindest aber unter-
schiedliche Positionen, der Union und einzelner Mitgliedstaaten 
deutlich machen und aufzeigen, dass auch hier die EU ihre Position 
bewusst zu behaupten weiß. 
Die sich um den, von dem US-amerikanischen Präsidenten Do-
nald Trump Anfang März 2018 mit »grande pompe« angekündig-
ten, »guerre commerciale« (www.liberation.fr, 22.03.2018) der USA 
mit der Europäischen Union entwickelnde massenmediale Kommu-
nikation markiert ein solches Agieren. Die im Mittelpunkt dieses 
Handelsstreits stehenden Strafzölle, mit denen auch die aus der EU 
stammenden Waren belegt werden sollten,3 wurden als Maßnahmen 
der Politik Donald Trumps – unabhängig davon, ob sie sich gegen 
Europa, China, Kanada oder Mexiko richteten – von den Massen-
medien als »Tollheiten aus dem Weißen Haus« tituliert, welche die 
EU »nicht einfach schlucken« dürfe. (www.faz.net, 01.06.2018) Auf-
fällig ist an diesem Beispiel aus der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung die Erwartungshaltung, die EU könne und dürfe diese Politik 
der USA »nicht einfach schlucken«. Dementsprechend artikulierten 
die politischen Reaktionen auch die Bereitschaft, unter dem Label 
Europa/EU handeln zu wollen. So signalisierte der französische Prä-
sident Emmanuel Macron dem amerikanischen Präsidenten, dass 
»Europe would not surrender meekly«. (www.independent.co.uk, 
08.06.2018) Die EU-Kommissarin für Handel, Cecilia Malmström, 
fügte ihrer Warnung des US-amerikanischen Präsidenten, dieser 
spiele ein »dangerous game« die Aussage an, dass die EU »could 
not just take these tariffs and stay silent«. (www.independent.co.uk, 
01.06.2018) EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker wur-
de deutlicher indem er aufzeigte, dass die EU »in den kommenden 
Stunden mit Vergeltungszöllen reagieren« werde (www.spiegel.de, 
31.05.2018) und diese Ankündigung in einem Interview im deut-
schen Fernsehen mit der Feststellung abrundete: »Sie werden uns 
kennenlernen«. (www.liberation.fr, 22.03.2018) Erkannte die fran-
3 | Primär und ursprünglich richteten sich die Maßnahme der US-Strafzölle 
gegen China, durch dessen Handelspraktiken die USA – im Besonderen de-
ren Präsident Donald Trump – sich benachteiligt und bedroht sahen. 
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zösische Tageszeitung liberation in diesem Handeln die durch das 
Handeln Emmanuel Macron begründete Politik des »L’Europe qui 
protège«, (www.liberation.fr, 22.03.2018) so benannte ein Artikel 
der deutschen Wochenzeitung Die Zeit den Umgang der EU mit 
dem »Handelskrieger Trump« schlicht und ergreifend als »ziemlich 
cool«. (www.zeit.de, 28.11.2018) 
Der Fall des Brexits nimmt in der hier vertretenen Argumenta-
tion die Position eines Zwitters ein, da die Position Großbritanniens 
zwischen den Polen des Dazu-Gehörens und des Nicht-dazu-Gehö-
rens oszilliert. sprich dem Status eines Noch-Mitglieds dem ab März 
2019 Status eines – wie weit auch immer reichenden – zukünftigen 
Nicht-Mitgliedes gegenübersteht. Der Begriff des »Drittstaates«, 
dessen Status nach dem Austritt hinter der »Qualität einer EU-Mit-
gliedschaft zurückbleiben«, aber in einer »möglichst engen Partner-
schaft« mit der EU verbleiben soll, scheint – zum Zeitpunkt des Ver-
fassens dieser Arbeit – ebenso zwangsläufig wie beabsichtigt. (www.
bundestag.de, 12.12.2018) Die kaum überschaubare Anzahl der Arti-
kel, die in dem Brexit sowohl für das Vereinigte Königreich als auch 
für die Europäische Union einen bedeutenden, weitreichenden – in 
erster Linie: wirtschaftlichen – Nachteil sehen, ist für die hier vertre-
tene Argumentation qualitativ nicht instruktiv. Anders die Artikel, 
in denen der Ausstieg und die Verhandlungen zu dessen konkreten 
Parametern sowohl als Chancen der verlassenen Union, sich selbst 
zu finden, als auch deren Selbstbehauptung betonen.  
Ein Artikel der deutschstämmigen Labour-Abgeordneten Gisela 
Stuart, Leiterin der Brexit-Kampagne »Vote Leave«, fügte in einem 
Artikel der online-Ausgabe des Debattenmagazins causa des tages-
spiegel der Feststellung, »Großbritannien war stets ein Hindernis 
auf dem Weg zu mehr europäischer Integration«, die Aussage an: 
»Der Brexit kann deshalb die Chance sein, die EU zu stärken und 
festigen«. (causa.tagesspiegel,de, 08.02.2017) Meint Jochen Buch-
steiner hinter der vermeintlich harten Brexit-Verhandlungsposition 
der EU auch eine »Angst, dass die eigene Attraktivität nachlässt […]« 
auszumachen, denn »(n)ur wer nicht mehr an sich selbst glaubt, 
macht anderen den Abschied so schwer«, (Buchsteiner, 2018: 17) so 
gilt auch für die Position der EU in den Brexit-Verhandlungen – »das 
entschiedene Auftreten in den Verhandlungen mit London« – die 
schon o.a. Titulierung der deutschen Wochenzeitung Die Zeit als 
»ziemlich cool«. (www.zeit.de, 28.11.2018) Diese Zuschreibung reiht 
sich in eine Reihe von Artikeln ein, die den Austritt Großbritanniens 
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aus der EU auch als Chance sehen, das »permanente Streben nach 
der Extrawurst« (www.stephan-g-richter.de, 18.07.2017)4 abschütteln 
und sich – die EU – wieder auf das zu besinnen, was vielen wichti-
ger erscheint, denn: »Die Zukunft Europas ist viel wichtiger als der 
Brexit«. (www.francesoir.fr, 20.12.2017)5 So wurde die norwegische 
Tageszeitung Aftenposten von der Internetausgabe der Welt mit den 
Worten zitiert, dass »diese Krise […] auch eine Chance (ist), die Part-
nerschaft wieder neu zu erfinden«, (www.welt.de, 24.06.2016) Burk-
hard Strack benannte auf experto.de vier »wichtige Gründe, warum 
der Brexit als Chance für eine gestärkte EU gesehen werden kann«. 
(www.experto.de, 11.12.2018)6 Jean-Claude Juncker rundete in einem 
vom Spiegel zitierten Interview zum Populismus in Europa die Fest-
stellung, »(m)an hat sich in Europa zu oft weggedrückt« mit der im 
Sinne dieser Ausführungen für die Europäische Integration nahezu 
programmatischen Formel ab: »Man muss aufstehen, wenn Aufste-
hen notwendig ist«. (www.spiegel.de; 06.10.2018) 
Sichtbar wird an diesen Beispielen, dass die EU willens und in 
der Lage ist, sich gegenüber Personen und Positionen als eigenstän-
diger Akteur darzustellen und zu behaupten. Im Besonderen der 
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker nutzt hierbei Formu-
lierungen, die Anschlusspunkte für eine Fortführung betont euro-
päischen Denkens und Handelns darstellen. Die o.a. Formulierung 
»Sie werden uns kennenlernen« verdeutlicht hierbei ein betontes, 
bestimmtes Vorgehen von: 
»uns«!
Dass die EU hierfür bei einem Teil der Massenmedien Aufmerksam-
keit und Anerkennung erhält, zeigt auf, dass es einen fruchtbaren 
4 | – auch als »Englands ewiger Wunsch nach der Extrawurst« benannt. Der 
Autor dieser Zeilen, Stephan-Götz Richter ist Herausgeber und Chefredak-
teur von »The Globalist«. (www.stephan-g-richter.de, 18.07.2017) 
5 | »L’avenir de l’Europe est bien plus important que le Brexit«. Mit diesen 
Worten zitier t die Internetausgabe des France Soir den EU-Verhandlungs-
führer Michel Barnier. (www.francesoir, 20.12.2017)
6 | 1. Kann es nach dem Brexit einen neuen »europäischen Aufbruch geben: 
2. Wird es weniger Blockaden bei wichtigen Entscheidungen geben; 3. Gibt 
es wir tschaftliche Vorteile für die EU und 4. Schaff t der Brexit Arbeitsplätze 
in Brüssel. (www.experto.de, 11.12.2018)
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Nährboden für ein an das Außen gerichtete europäische Selbstbe-
wusstsein als Umfassung eines europäischen Wir‹ gibt. Dass in die-
sen Medien neben einer Vielzahl von, durch den Brexit bedingten, 
bekundeten Enttäuschungen und Verlustempfindungen auch Arti-
kel gibt, die mögliche Chancen für die Europäische Union erkennen, 
rundet das entstehende Bild einer nach außen bewusst(er) auftreten 
Europäischen Integration ab. Die folgenden Ausführungen befassen 
sich mit Themen/Sachverhalten, die aufzeigen sollen, inwiefern sich 
die Europäische Union in internen Auseinandersetzungen mit ein-
zelnen Mitgliedstaaten zu positionieren sucht.
*
Im Kern dieser Auseinandersetzungen steht ein, konkreten einzel-
nen Staaten durch die EU vorgeworfenes vertrags- und vereinba-
rungswidrige Verhalten. Im Besonderen die osteuropäischen Staa-
ten Polen und Ungarn zeigen sich als Mitglieder der Europäischen 
Union, an deren Verhalten sich die Europäischen Institutionen im-
mer dann stoßen, wenn vertragliche Bestimmungen und Regelun-
gen bewusst missachtet werden, weil sie den inner-nationalstaatli-
chen Vorstellungen und Interessen dieser Staaten zu widersprechen 
scheinen. Ab Mitte des zweiten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts 
kommt es zu einem verstärkten Auftreten dieser Konflikte, die zu-
nehmend James Kirchiks Feststellung unterstreichen: »Before Euro-
peans proceed further down the path of integration, they must ask 
themselves what they believe in«. (Kirchik, 2017: 226) 
Kirchiks Aussage widerspiegelt die unterschiedlichen Erfahrun-
gen, die von den einzelnen Staaten in die EU mitgebracht wurden. 
Initiierten die westeuropäischen Staates die Europäische Integra-
tion, um den nationalistischen Chauvinismen, welche die Menschen 
in Europa in tiefstes Leid stürzten, die Grenze der europäischen 
Gemeinsamkeit entgegenzusetzen, so waren die nationalen Staa-
ten für die hinter dem Eisernen Vorhang lebende Gesellschaft die 
Chance, nach über vierzig Jahren Bevormundung durch die Sowjet-
union kollektive Selbstbestimmung ausüben zu können. Schien die 
europäische Integration der Gesellschaft im westlichen Europa als 
Hoffnung auf ein Leben bar der Gefahr des Nationalismus, so emp-
fand die Gesellschaft im Osten Europas, 2004 in einer beispiellosen 
Beitrittswelle dieser Integration beigetreten, kollektive Selbstbestim-
mung als etwas, was im und durch den nationalen Staat zu artikulie-
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ren sei und Gefahr lief, in einer größeren Gemeinschaft und durch 
ebendiese ausgehebelt, zumindest eingeschränkt zu werden. Diese 
unterschiedliche Vorstellung offenbart sich im Besonderen an der 
Flüchtlingspolitik, dort scheint sich die Feststellung Kirchiks als ein 
tiefgreifender Imperativ aufzudrängen. 
Das Thema der Migrationsbewegung Richtung Europa, die viel-
fach als »Flüchtlingskrise« betitelte Suche von Menschen unter-
schiedlicher Herkunftsländer nach Schutz in Europa, ist im zweiten 
Kapitel schon behandelt worden, hier soll es als eine Folie für das 
an Bewusstsein gewinnende vereinte Europa dienen. Im September 
2015 trafen sich die Staats- und Regierungschefs der EU-Staaten zu 
einem Sondergipfel, auf dem eine »Strategie zur Flüchtlingskrise 
skizziert« wurde. (www.spiegel.de, 24.09.2015) Schon vorab dieses 
Gipfels schienen die Meinungsverschiedenheiten der Mitgliedstaa-
ten ihre dunklen Schatten unheilvoll voraus zu werfen. (www.zeit.de, 
17.09.2015)7 Hatte am Tag vor dem Gipfel der Regierungschefs der 
Rat der Innenminister, gegen die Stimmen Ungarns, der Slowakei, 
Tschechien und Rumäniens die Verteilung von 120.000 Asylbewer-
bern beschlossen, so machte das Gipfeltreffen deutlich, wie schwie-
rig es sein könnte, der Aussage Kirchiks zu folgen. Hierbei wirkten 
vor allem die Formulierungen der mit der getroffenen Entscheidung 
unzufriedenen osteuropäischen Regierungschefs im Zuge des o.A. 
begrifflich schwergewichtig und wenig versöhnlich: Der slowakische 
Ministerpräsident Robert Fico nannte den Mehrheitsbeschluss vom 
Vortag, an dessen Umsetzung er sich nicht beteiligen werde, ein 
»Diktat«, der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán benann-
te die deutsche Position als »moralischen Imperialismus«. Die Ver-
treter der EU ließen sich jedoch durch diese Kommentare in ihrem 
Verständnis nicht beirren, Der Belgische Premier Charles Michel 
forderte »für einen solchen Fall Sanktionen«, der französische Präsi-
dent Francois Hollande legte »jenen, die europäische Werte nicht teil-
ten, sogar den Austritt aus der Gemeinschaft nahe«. (www.spiegel.
de, 24.09.2015) Der Ankündigung Ficos entsprechend weigerte sich 
die Slowakei ebenso wie Ungarn und Polen an der Umsetzung des 
Beschlusses teilzunehmen, sprich Flüchtlinge aufzunehmen. Legte 
7 | So stellte die online-Ausgabe ›der Zeit‹ vom 17.09.2015 fest: »[…] noch 
immer weigern sich mehrere osteuropäische Staaten, Flüchtlinge aufzuneh-
men. Unter anderem weigern sich Ungarn und Tschechien gegen eine die 
Staaten verpflichtende Aufnahmequote«. (www.zeit.de, 17.09.2015)
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die Slowakei nach einem Beschluss des Europäischen Gerichtsho-
fes vom 06.09.2017, der die Rechtmäßig- und Verbindlichkeit des 
Ratsbeschlusses bestätigte, die Verweigerungshaltung ab, so blieben 
Ungarn und Polen bei ihren Positionen.8 Dieses hatte zur Folge, dass 
die Europäische Kommission Polen, Ungarn und auch Tschechien 
aufgrund der Nichteinhaltung getroffener – und vom EuGH als rech-
tens beurteilter – Beschlüsse vor dem EuGH verklagte. So weit die 
Fakten.
Wichtig im Kontext der hier vertretenen These des zusehends 
bewussten Auftretens des gegewärtigen Standes der Europäischen 
Integration ist die betonte Haltung gegegenüber einigen Mitglieds-
staaten, die die Spielregeln der Union bewusst nicht einhielten. 
Deutlich auf den Punkt formuliert zitiert der ›tagesspiegel‹ den für 
Migrationsfragen zuständigen griechischen EU-Kommissar Dimit-
ris Avramopoulos mit den Worten: »Ich habe viel versucht, die drei 
Mitgliedstaaten davon zu überzeugen […], zumindest ein bisschen 
Solidarität zu zeigen‹. Leider habe es die bislang nicht gegeben«. 
(www.tagesspiegel.de, 07.12.2017) Ivan Krastev erkennt in diesem 
vom EU-Kommissar bemängelten Verhalten nicht nur einen »Man-
gel an Solidarität«, sondern einen tiefgreifenden »Solidaritätskon-
flikt«,9 der eine »Wiederbelebung der Ost-West-Spaltung« widerspie-
gelt. (Krastev, 2018: 53/s.o) Dass die EU hierauf in Form der Klage 
der Kommission vor dem EuGH reagierte belegt, wie die o.a. Zitate 
von Avramopoulos, Hollande und Michel, dass es eine zunehmend 
bewusste Haltung in der Artikulation euopäischer Positionen gibt. 
Ein weiteres Moment, durch welches ablesbar ist, dass die EU 
den Versuchen der Einflussnahme durch die nationalen Mirtglieds-
taaten auf ›ihre‹ Belange widersteht, ist die Wiederwahl Donals 
Tiusks zum Präsidentendes Europäischen Rates am 09.03.2017. 
Gegen diese Wiederwahl hat sich ein einziges Mitglied der Union 
ausgesprochen – das Heimatland Tusks, Polen. Die Gründe zu be-
leuchten, warum die nationalkonservative Regierung Polens dem 
Liberalen Donald Tusk, inklusive dessen Wahl am 09.03.2017, zu 
8 | Der ungarische Außenminister wird von der online-Ausgabe des tages-
spiegel mit der Aussage zitier t, dass »der eigentliche Kampf erst jetzt begin-
ne«. (www.tagesspiegel.de: 06.09.2017)
9 | Im Kern geraten hierbei die »nationale[n], ethnische[n] und religiöse[n] 
Solidaritätspfflichten […] mit unseren Pflichten als Menschen in Konflikt«. 
(Krastev, 2018: 53) 
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der sie einen Gegenkandidaten benannte,10 widersprach, sind hier 
unerheblich. Entscheidend ist, dass sich die Mitglieder der Europäi-
schen Rates nicht von der polnischen Position, die durchaus deutlich 
und drohend war,11 in ihrem Handeln beirren ließen. So erklärte die 
deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel noch am Tag der Wahl, 
das eine Wiederwahl Tusks »ein Zeichen der Stabilität der gesamten 
Europäischen Union« wäre, der französische Präsident Hollande ex-
poniert sich für Tusk mit der Feststellung: »Das ist ein Moment, in 
dem Europa Einigkeit zeigen muss«. (www.welt.de, 09.03.2017)  
Das letzte hier aufgezeigt Beispiel betrifft wieder einen Konflikt 
der Europäischen Union mit einem ihrer Mitglieder: zum wiederhöl-
ten Male mit der Republik Polen. Konkret geht es hierbei um die von 
der polnischen Regierung beschlossene und vom Parlament im July 
2017 beschlossene Justizreform, die wiederum ihrerseits Bestandteil 
einer seit November 2015 schwelenden Verfassungskrise des Landes 
war. Im Mittelpunkt dieser Krise stand, verkürzt und semantisch 
zugespitzt formuliert, die »Unabhängigkeit der polnischen Justiz«. 
(www.zeit.de, 14.08.2018)12 Der befürchteten »Demontage der De-
mokratie« in Polen durch die Regierungspartei PiS dürfe, so Bart-
osz Wielinski in der Welt, die »Union […] nicht tatenlos zusehen«. 
(www.welt.de, 02.07.2018) Eine weitere chronologisch-dezidierte 
10 | Gegenkandidat war der polnische Europaabgeordnete Jacek Sary-
usz-Wolski. Bei der Wahl erhielt Donald Tusk mit Ausnahme der Stimme des 
polnischen Ministerpräsidenten alle anderen 27 Stimmen. Bemerkenswert 
an diesem Ergebnis war, dass Polen am Ende auch seine engsten Partner 
– die Viségrad-Staaten Ungarn, Tschechien und die Slowakei – gegen sich 
hatte. Es »zeigt, wie groß das Unverständnis der anderen EU-Staaten über 
das auch im Ton rabiate Vorgehen war«. (www.spiegel.de, 09.03.2017) 
11 | »›Wir werden unsere Partner informieren, dass der gesamte Gipfel in 
Gefahr ist, wenn sie die Abstimmung heute erzwingen‹, sagte der polnische 
Außenminister Witold Waszczykowski dem Sender TVN24.« (www.welt.de: 
09.03.2017)
12 | Konkret ging es in diesem »[a]ktuellen Streitpunkt« um die »vorzeitige 
Pensionierung von Richterinen und Richtern«, da nach der am 03.07.2018 
inkraft getretenen Reform galt, dass »Richter am Obersten Gericht bereits 
mit 65 statt wie bisher mit 70 Jahren in den Ruhestand gehen müssen«. 
(www.zeit.de, 14.08.2018) Hierdurch, so die Befürchtung der Kritiker und 
der EU-Komission, wolle sich die Regierung in Warschau »unbequemer Rich-
ter entledigen«. (www.sueddeutsche.de, 02.07.2018)
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Beschreibung dieses Konfliktes trägt zur Untermalung der hier ver-
tretenen Argumentation nichts Substantielles bei, weshalb hier auf 
den weiteren Verlauf des Disputes nur insofern eingegangen wird, 
als dass beide Seiten es nicht an Deutlichkeit in ihren Formulierun-
gen fehlen ließen: Stellte der deutsche Europa-Staatminister Michael 
Roth in deutlicher Übernahme der EU-Position fest, dass es »keine 
politischen Rabatte bei der Rechtsstaatlichkeit« geben könnte, (www.
sueddeutsche.de, 26.06.2018) so bekräftigt der polnische Vize-Jus-
tizminister nach einer Teilrücknahme der Justizreform,13 »(w)ir 
hissen hier nicht die weiße Fahne«. (www.taz.de, 22.11.2018) Mag 
dieses Zitat auch belegen, dass die polnische Regierung an ihrer 
Position festzuhalten gedenkt, so ist hier doch entscheidend, dass 
der »Druck der EU« als »Etappensieg für den Rechtsstaat« dazu ge-
führt hat, »wichtige Teile der umstrittenen Justizreform« zu korri-
gieren. (www.deutschlandfunk.de, 22.11.2018)
Das Beharren der EU auf ihren Grundwerten und die Bereit-
schaft, bei einer Missachtung derselben durch einen Mitgliedstaat, 
die durch die Verträge gegebenen Möglichkeiten des Handelns nut-
zen zu wollen, (so z.B d. Art. 7, VvL/EUV) veranschaulichen ebenso 
wie die anderen benannten Beispiele ein sich bewusster werdendes 
politisches Integrationproekt Europa. Dessen Auftreten steht weder 
nach außen, noch nach innen für den Versuch, mit der EU einen 
potenten weltpolitischen Akteur zu erschaffen und zu positionieren. 
Dem Eindruck allerding, es könnte sich bei der EU um einen willen-
lose Bund Zielloser ohne eigenes ideelles Geüst handeln, setzt die 
EU ein bestimmtes Auftreten entgegen. Sichtar wird vielmehr ein 
sich vor allem in Krisenzeiten artikulierendes bewusses Auftreten 
der EU, dass sowohl nach außen und nach innen eine »ungewohnte 
Geschlossenheit« demonstriert. (Buchsteiner, 2018: 103)14 
Das hier Gezeigte stellt die Erkenntnisse aus Kaptiel III nicht in 
Abrede oder ignoriert sie, aber es ergänzt sie und betont einen As-
pekt, der von den Herren der Veträge enrtweder nicht beachtet, gering 
geschätzt oder per se ausgeschlossen wurde: Dass die Europäische 
Integration zu einer eigenen, von den Nationalstaaten unabhängigen 
faktischen Entität der Wahrnehmung und Beobachtrung und Emp-
findung der Menschen in Europa wird. Die o.a. Beispiele belegen 
13 | Konkret die Zurücknahme der Zwangsverrentung der Obersten Richter.
14 | So Jochen Buchsteiner über die EU in den Brexit-Verhandlungen. (Buch-
steiner, 2018: 103)
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und fundieren keine entweder-dieses-oder-jenes-Figur, sie behaupten 
auch nicht das langsame Okkupieren der Position der europäischen 
Nationalstaaten auf der internationalen Bühne durch die Europäi-
sche Union: Sie zeigen aber auf, dass die Politiker, die Träger eines 
durch die Europäische Union verliehenen Amtes sind, als Vertreter 
der Europäischen Union/Integration agieren und nicht als einem 
nationalen Herkunftsstaat verpflichtet. Dieses ist nicht per se ein 
Anzeichen für den schleichenden Verlust der Funktion der natio-
nalen Mitgliedstaaten als primärem Sozialisator, aber es zeigt auf, 
dass tradierte Strukturen eines Wir-Empfindens durch neue ersetzt, 
zumindestv angereichert werden können (!) – und es dafür in den 
Massenmedien Zustimmung gibt. 
Konstatiert man, dass es den einzelnen Nationalstaaten in einer glo-
bal immer vernetzteren Welt zunehmend schwerer fallen wird, den 
Menschen die Sehnsucht nach einer »Entschleunigungsinsel«, auf 
der die Dynamik der Globalisierungstendenzen – bestenfalls abge-
mildert – zum Tragen kommen, (Rosa, 2005: 146)15 zu erfüllen, sie 
als Vertreter der Interessen ihrer Büger auf der internationalen Ebe-
ne zunehmen an Kraft verlieren, dann erscheint die im Folgenden 
zitierte Aussage Wolfgang Schäubeles ebenso analytisch wie impe-
rativ:  
»Wir müssen als Europa erwachsener werden, unsere Probleme wirksamer 
lösen, unsere Interessen besser definieren und dann gemeinsam vertreten«. 
(www. faz net, 24.03.2017)
2. euroPa MuSS erwachSeNer werdeN
Im Weiterdenken des im Vorangegangenen aufgezeigten zaghaften 
Erwachsen-Werdens wird es in diesem letzten Schritt dieser Arbeit 
darum gehen aufzuzeigen und zu begründen, warum es zu einem 
nachhaltigeren Lösen der Europäischen Integration aus der Be-
vormundung, aus den Fesseln der Nationalstaaten kommen muss 
– warum Europa in diesem Sinne erwachsener werden muss. Die 
Ausführungen im Besonderen des zweiten Kapitels haben deutlich 
15 | Hatrmut Rosa spricht konkret von der »Sehnsucht nach der verlorenen 
geruhsamen, stabilen und gemächlichen Welt«. (Rosa, 2005: 146) 
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gemacht, warum es als wichtig erscheint, Europa zu einem verläss-
lich bestimmten politischen Gemeinwesen, mithin zu einem ver-
lässlichen rechtlichen Bezugs- und Handlungsrahmen, zu einer 
durch einen Staat umfassten Nation zu machen: Anders scheinen 
die an immer mehr Komplexität und Tempo gewinnenden Probleme 
und Anforderungen an ein, diese Probleme bewältigendes, politi-
sches Gemeinwesen nicht zu lösbar zu sein. 
Die Gesellschaft in Europa leidet in ihren derzeitigen Struk-
turen, die elementar an die nationalen Mitgliedstaaten gebunden 
sind (Kap. III [1.], an dem, was Hartmut Rosa als den »rasenden 
Stillstand« bezeichnet. (Rosa, 2005: 41) Auf den hier entwickelten 
Gedankengang übertragen handelt es sich um einen stehengeblie-
benen ideengeschichtlichen Rahmen (europäischer Nationalstaat), 
durch welchen die rasenden Zeitereignisse (Terror/Flüchtlings-
bewegungen) nicht mehr aufgefangen werden können, da die Zu-
ständigkeiten und Handlungsmöglichkeiten vorrangig in einzelnen 
nationalstaatlichen Segmenten gefangen bleiben und europäische 
Lösungsansätze, wie im Vorangegangenen aufgezeigt, behindert 
werden können. Zusammen mit der Erkenntnis der in den politi-
schen Systemen der einzelnen Nationalstaaten zunehmenden, zu-
mindest erhärteten Forderungen nach Stärkung der nationalen 
Souveränität durch nationalistische Bewegungen ergibt sich hieraus 
durchaus ein Set »ausgesprochen desintegrativer Kräfte« gegenüber 
einer zunehmenden europäischen Integration, (Frantzen, 2016: 272) 
das sich als ernstzunehmender Begleiter/Störer des Diskurses um 
die zukünftige politische Gestaltung Europas zeigt.
Ein – m.E. – bedeutender Grund für die Persistenz dieser Argu-
mentationsfiguren liegt darin zu sehen, dass es der Europäischen 
Integration nicht gelingt, die »spezifische Leistung« der nationalen 
Mitgliedstaaten zu übernehmen: eine Identitätsstiftung qua Zusam-
mengehörigkeitsgefühl. (Offe, 2016: 103) Die Ausführungen in Kap. 
III (2.) haben hier versucht, einen kleinen Einblick in die kommuni-
kativen Strukturen zu geben, die eine Behinderung für eine solche 
Identitätsbildung darstellen. Überbrückt werden könnte ein sich aus 
diesen Behinderungen ergebender Graben mit der Scharnierfunk-
tion der Demokratie (Kap. IV [1.]). Durch das Verständnis der ele-
mentaren Zurückführung europäischer politischer Entscheidungen 
als Lösungsansätze genuin europäischer Themen auf den Willen 
der Menschen in Europa, (Bürger Europas) könnte/würde die Kluft 
zwischen einem abstrakten Überbau und dem durch ihn umfassten 
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Menschen überbrückbar gemacht werden. Kurz: Das Europäische 
Gemeinwesen muss als solches demokratisch bestimmt sein, nicht 
über oder durch nationalstaatlich vorstrukturierte Parteiensysteme 
und Wahlregeln. Das derzeitige System, dass die politischen Initiati-
ven und Entscheidungen für Europa auf einen Mix von unterschied-
lich legitimierten Institutionen verteilt und diese Entscheidungen 
letztlich durch Vertreter von nationalen Regierungen und in natio-
nalen Zusammenhängen gewählten Abgeordneten des Parlaments 
vertritt, bietet keine verlässliche Voraussetzungen für das Überbrü-
cken dieser Kluft.16 
Dieser Zustand lässt sich treffend mit der von Kalypso Nicolai-
dis geprägten Metapher der »demoicrazy« beschreiben, die, von der 
no-demos These17 ausgehend, nicht von einem auf dem Willen eines 
Europäischen Demos fußenden Politik für Europa spricht, sondern 
von einer auf dem Willen der einzelstaatlichen »demoi« fußen-
den. (Nicalaidis, 2015: 141ff.) Nicalaidis benennt dieses Konzept der 
»demoicrazy« zwar als einen dritten – zukünftig zu gestaltenden 
und zukunftsfähigen – Weg des »governing together but not as one« 
zwischen einer »state-based« und »supranational-based democra-
zy«, (Nicolaidis, 2015: 162/163) beschreibt aber zu einem nicht unrer-
heblichen Teil das derzeitige Procedere in der EU und bietet somit 
den o.a. Disputen zwischen den nationalen Mitgliedstaaten und der 
Europäischen Integration weiterhin Raum. 
Konstatiert man mit Costas Douzinas, dass Europa eine »Auf-
gabe der unendlichen Selbsterschaffung« ist, (Douzinas, 2014: 278) 
dann ist die Europäische Union – wie alle ihre Vertragsvorgänger 
– ein wichtiger, notwendiger historischer Schritt auf dem Weg der 
Europäischen Integration, aber kein diesen Prozess beschließender. 
Wenn es für die weiteren Schritte wichtig, gar unerlässlich ist, dass 
»[…] Europäer erwachsen [müssen], die Europa mit Leben füllen«, 
(Kühnhardt, 2010: 160) dann stellt sich bei den vorangegangenen 
Ausführungen die Frage, auf welcher Grundlage dieses Erwach-
16 | Was nicht bedeutet, dass einzelne europäische Mandatsträger eine 
Identifikation, zumindest aber Verantwortung mit/gegenüber ihrem Amt of-
fenbaren und europäische Interessen und Positionen der EU mit Nachdruck 
ver treten. Der zum Zeitpunkt dieser Arbeit amtierende EU-Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker ist ein markantes Beispiel dafür. Verlässlich 
aber ist diese Dynamik nicht. 
17 | Die »EU simply does not have a unified demos«. (Nicolaidis, 2015: 141)
Nation Europa!156
sen stattfinden soll, welche Ressource dazu führen soll, substantiell 
demokratische Prozesse willentlich auf die europäische Ebene zu 
heben. Die Antwort auf diese Frage lässt sich mit einem Begriff ge-
ben, der für die bisherigen Schritte grundlegend war: der Idee.
*
Gibt es, nachdem sich die Folgen entsetzlicher Kriege als Grün-
dungsmythos und deren zukünftiges Vermeiden als Gründungs-
versprechen aus der Lebens- und Erfahrungswelt der Menschen in 
Europa offensichtlich verabschiedet haben, (Kühnhardt, 2010: 205) 
die große Erzählung von/zu Europa, durch welche die Menschen 
sich von der Idee der Europäischen Integration berühren lassen? An-
ders: Kann es sie überhaupt noch geben, kann es ein solches Narrativ 
in den Zeiten einer nahezu unüberschaubar scheinenden Individua-
lisierung von Lebenszusammenhängen überhaupt noch geben? 
Eine qualitativ orientierte Antwort mit dem Versuch aufzuzei-
gen, was der Inhalt dieses Narrativs sein könnte, kann – nein: darf 
– hier nicht gegeben werden, da dieses als Versuch gewertet wer-
den könnte, kognitive Schranken, zumindest Schlaglichter für einen 
ideell potentiell unbegrenzten Diskursraum zu benennen. Doch: 
Das, was die Menschen mit Europa gleichsetzen wollen; das, was 
die Menschen in einem geeinten Europa sehen wollen, muss sich in 
den Diskursen um aktuelle Ereignisse, mithin um die Tagespolitik 
finden und bewähren. Das spricht nicht für ein beliebiges, jederzeit 
neu zu verhandelndes Europabild, aber der Diskurs um die Migrati-
ons- und Flüchtlingskrise zeigt, wie fragil sich als sicher geglaubte 
Fundamente (Humanismus) im politischen Diskurs zeigen können, 
wie beweglich – aber nicht unverbindlich! – ein ideeller Rahmen 
sein muss, um im aktuellen und tagespolitischen Schlaglichterge-
wirr bestehen zu können. Das vermeintliche Dahinschwinden der 
Nachkriegsrhetorik als immerwährendem Band zwischen den Men-
schen der Gesellschaft in Europa zeigt wie wichtig es ist, ein geeintes 
Europa immer neu zu denken und zu begründen. 
Als ein sensibler Bereich in diesem Prozess erweist sich – und 
an der Diskussion der Migrations- und Flüchtlingskrise wird dies 
besonders ersichtlich – das Austarieren gesinnungsethischer Über-
zeugungen mit verantwortungsethischen tagespolitischen Positio-
nen. Die endlosen Diskussionen um Kontingente aufzunehmender 
und in Europa solidarisch zu verteilender Hilfe suchender Men-
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schen setzt diese Sensibilität einem hohen Druck aus. Ein Druck, 
der nicht geringer wird, wenn die für ein politisches Gemeinwesen 
lebenswichtige Frage nach In- und Exklusion konkret zu bestimmen 
ist: Wer ist im Sinne einer umfassenden Ausübung von politischen 
Rechten partizipationsberechtigt? Und wenn es jemand ist, warum, 
bzw. warum nicht? Die Beantwortung dieser Fragen führt nicht nur 
zu den Ausführungen über die – nur schwer bestimmbare – Euro-
päische Identität zurück, sie führt auch zwangsläufig über die Fra-
ge, was konkret Inklusion inhaltlich bedeutet zu einer ebenso not-
wendigen inhaltlichen Bestimmung dessen, was Exklusion für die 
Exkludierten bedeutet. Eine mithin notwendige Bestimmung, will 
man es nicht bei Nikas Luhmanns in diesem Zusammenhang wenig 
hilfreichen Bemerkung belassen, es handele sich bei der Exklusion 
um den »logischen Schatten« der Inklusion. (Luhmann, 1996 (a): 
43) Ètienne Balibars Rat, die Europäische Bürgergemeinschaft dür-
fe sich nicht als »identitäres Ausschließungsprinzip« konzipieren, 
(Balibar, 2003: 201) zeigt einen bedeutungsschweren normativen 
Aspekt in dieser zu führenden Debatte auf, macht aber auch deut-
lich, in welchen semantischen Kategorien, mit welchen sprachlichen 
›Waffen‹ die notwendigen Diskussion geführt werden können.18
Albrecht Koschorke Feststellung von der »metaphysischen Halt-
losigkeit« der ideellen Bestimmung eines sich einigenden Europas 
ist Menetekel und Chance zugleich. Menetekel, weil eine normative 
Bestimmung Europas, bei all dessen Verirrungen in der Geschichte, 
ein Muss ist. Ein politisches Gemeinwesen, mithin die Nation Euro-
pa, darf in ihrer Selbstbestimmung nicht ohne eine metaphysischen 
Haltleine konzipiert werden, deren Aussage sein muss: Bis hierhin 
und nicht weiter! Die Bewusstwerdung der Geschichte auf diesem 
Kontinent kann das Fehlen einer solchen Haltelinie nicht zulassen. 
Doch steckt in dieser Formulierung auch eine Chance: 
Wenn eingangs dieser Ausführungen mit Kühnhardt festgestellt 
wurde, dass Europäer erwachsen müssen, die Europa mit Leben fül-
len, dann muss dieses zwangsläufig auch bedeuten, dass die Gene-
rationen, die die Europäische Integration bis an den heutigen Stand 
gebracht haben, die Verantwortung für alle weitere Entwicklung be-
reit sind, aus der Hand zu geben und diese – einem Staffelstab gleich 
18 | Die Benennung einer möglicherweise einzunehmenden Position mit der 
Zuschreibung als »Ausschließungsprinzip« klingt hart und birgt die Gefahr 
der Nicht-Weiter führung des Diskurses in sich. 
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– an die erwachsenden Europäer weitergeben. Die Chance besteht 
konkret darin, die Europäische Integration, gerade in dieser »meta-
physischen Haltlosigkeit«, fernab aller »Simultationsprozesse«, 
sprich der Übernahme alter Denkrituale und tradierter Semantiken 
aus dem Hausgebrauch alter – nationalstaatlicher – Denktraditio-
nen, (Vauchez, 2016:37) neu zu bestimmen. 
Diese Aussage muss jetzt nach allem hier Geschriebenen ver-
wirren, denn diese Arbeit hat die Notwendigkeit der Europäischen 
Nation damit begründet, national geprägte Semantiken, das »Vo-
kabular nationaler Politik«, (ebda.) auf die europäische Tonlage zu 
transponieren (Demokratie, Verfassung). Doch sie tat dies, um auf-
zuzeigen, warum sich das soziopolitische Strukturmodell der Nation 
– als Angebot – anbietet, wenn es darum geht, das Band zwischen 
einem sich politisch einigenden Europa als – abstrakten – Überbau 
und den Menschen zu binden, um, die am Eingang dieser Abhand-
lung von Heinz Kleger gesatzte Formulierung zu wiederholen, ein 
politisch geeintes Europa »zu ihrer eigenen Sache« machen zu kön-
nen. (Kleger, 2009: 30) Es wurden soziopolitische Entwicklungen 
aufgezeigt, die, als Druckdynamiken benannt, m.E. nahezu zwangs-
läufig dazu führen (müssen), den politischen Rahmen Europäische 
Integration auf verlässlich tragendere Beine zu stellen als sie durch 
die derzeitige politische Struktur gebildet werden. Die inhaltliche 
Begründung dieser politischen Struktur muss all denen obliegen, 
die in einer an Tempo ständig zunehmenden (Um-)Gestaltung der 
Gesellschaft samt der sich hieraus ergebenen Komplexität des Sozia-
len als Europäer erwachsen. 
Und dieses ist eine gewaltige Aufgabe: Steht »im Zeitalter der 
Vernetzung […] die Beziehung der Bürger zum politischen Gemein-
wesen in Konkurrenz zu unendlich vielen Verbindungen, die sie 
außerhalb desselben knüpfen«, (Guéhenno, 1994: 39) so erwächst 
das, was die Menschen mit einem politisch geeinten Europa verbin-
den wollen, im Dickicht vielzähliger und -schichtiger kommunikati-
ver Beziehungen, die der Erwartung entgegenstehen, es könnte eine 
einfache Definition geben. Dass sie sich dieser Aufgabe aber stellen 
müssen, hat diese Arbeit aufzuzeigen versucht.
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